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Beginn: 15.02 Uhr

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Meine Damen und
Herren! Die Sitzung ist eröffnet.

Wir setzen sogleich die

Aktuelle Stunde

von gestern fort.

Ich rufe dazu das dritte Thema auf, das in der
gestrigen Sitzung wegen Zeitablaufs nicht mehr
behandelt werden konnte. Angemeldet wurde es
von der GAL-Fraktion. Es lautet:

Verlässliche Ganztagsbetreuung und -bil-
dung – Nachmittagsangebote für alle Schü-
lerinnen und Schüler.

Wird dazu das Wort gewünscht? – Das ist der Fall.
Herr Gwosdz hat das Wort.

Michael Gwosdz GAL:* Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! In den letz-
ten Tagen und Wochen ist das Thema der ganztä-
gigen Betreuung und Bildung an Hamburgs
Schulen intensiver diskutiert worden. Ein Aspekt ist
in dieser Diskussion völlig untergegangen oder zu-
mindest sehr stark unterbelichtet gewesen. Das
Thema hat nämlich auch deswegen erneut Auftrieb
und eine neue Dynamik bekommen, weil wir eine
sehr starke Nachfrage aufseiten der Eltern haben,
und diese starke Nachfrage nach der Einführung
von ganztägiger Betreuung und Bildung zeigt uns,
dass hier offensichtlich eine Notwendigkeit besteht,
ein derartiges Angebot auch in der Praxis umzu-
setzen. Das ist erst einmal eine sehr positive Ent-
wicklung, dass die Idee der ganztägigen Betreu-
ung und Bildung bei vielen Eltern auf positive Re-
sonanz stößt.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wenn es jetzt eine Umsetzung geben wird, die
möglicherweise mehr Schulen die Möglichkeit gibt,
ganztägige Betreuung und Bildung einzuführen als
in der Pilotphase vorgesehen, dann kommt das
nicht aus einer Entscheidung nach Lust und Laune
des Senats oder der beteiligten Behörden heraus,
sondern es handelt sich dabei tatsächlich um die
Umsetzung des verstärkten Elternwunsches, dies
einzuführen. Verlässliche ganztägige Bildung und
Betreuung wird im nächsten Schuljahr nur an den
Schulen eingeführt, an denen es alle Beteiligten
wünschen. Es wird nur an den Schulen eingeführt,
an denen die organisatorischen Voraussetzungen
auch erfüllt sind. Das Angebot wird es dort geben,
wo der Elternrat, die Lehrerkonferenz und die
Schulkonferenz dem Vorhaben zustimmen. Es wird
dort eingeführt, wo sich ein Hortträger findet, der
auch bereit ist, mit der Schule zu kooperieren. Es
wird nur dann eingeführt, wenn ein gemeinsames

pädagogisches Konzept und eine gemeinsame
pädagogische Idee von Schule und Hortträger be-
stehen. Es wird nur dann eingeführt, wenn die or-
ganisatorischen Voraussetzungen stimmen, und
auch nur dann, wenn das Angebot im Sozialraum
abgestimmt, kommuniziert und diskutiert wurde.
Wenn all diese Voraussetzungen, die ich gerade
genannt habe, gegeben sind, dann kann man wirk-
lich guten Gewissens mit dem Modell der ganztägi-
gen Bildung und Betreuung an der jeweiligen
Schule starten.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

In der Diskussion der letzten Wochen kommt noch
etwas anderes völlig zu kurz. Es gibt eigentlich in
jeder bildungspolitischen Debatte einen sehr
großen übergreifenden Konsens bei der Frage, ob
wir mehr Ganztagsschulen brauchen oder nicht.
Mehr Ganztagsbetreuung an den Schulen ist auch
richtig, sowohl bildungspolitisch als auch integrati-
onspolitisch, bildungspolitisch deshalb, weil ein
Ganztagsangebot an der Schule mehr Zeit dafür
gibt, die Persönlichkeit der Kinder zu entwickeln.
Es geht um die ganzheitliche Bildung des Kindes,
nicht nur um Stoffvermittlung am Vormittag. Inte-
grationspolitisch ist das Ziel richtig, denn es er-
möglicht, dass Kinder aller Schichten aus einem
Stadtteil unabhängig von ihrer Herkunft und ihrem
sozialen Status den ganzen Tag zusammen ler-
nen, spielen und sich austauschen. In Deutschland
und auch in Hamburg ist die Ganztagsschule bis-
lang kein Regelangebot. Die Ursache dafür liegt in
einigen großen Lebenslügen in Deutschland. Es
gibt eine, die oft diskutiert wird, dass Deutschland
kein Einwanderungsland sei. Eine andere Lebens-
lüge in Deutschland wie auch in anderen Ländern
ist über lange Zeit natürlich die gewesen, dass die
Aufgabe der Frau sich durch Kinder, Küche und
Kirche definiert. Wegen dieses Verständnisses von
Gleichstellung gab es eine jahrzehntelange Igno-
ranz gegenüber der Notwendigkeit von Ganztags-
schulen. Deswegen haben wir in Deutschland kei-
ne Ganztagsschulen.

(Beifall bei Karen Koop CDU)

– Man kann diese Aussage durchaus durch Beifall
bestätigen.

Vor dem Hintergrund dieser jahrzehntelangen
Ignoranz gegenüber der Notwendigkeit von Ganz-
tagsschulen hat sich parallel aus gleichstellungs-
und familienpolitischer Not heraus ein Hortangebot
entwickelt. Heute haben wir die Diskussion, dass
es viele ehrenwerte und gute Pläne und Ideen gibt,
Ganztagsbetreuung eigentlich an jeder Schule ein-
zuführen. Ernst Dieter Rossmann, der bildungspoli-
tische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion,

(Wilfried Buss SPD: Richtig!)

hat gerade im "Zweiwochendienst" ein sehr schö-
nes ausformuliertes Konzept vorgelegt, wie man
bis 2020 jede Schule in Deutschland zu einer
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Ganztagsschule machen kann. Ich finde das sehr
bemerkenswert und würde mir wünschen, dass wir
das auch gemeinsam auf allen Ebenen diskutie-
ren. Das Konzept hat aber einen blinden Fleck; es
beantwortet nicht die Frage, was aus den Horten
und vor allem aus den Hortträgern wird, wenn wir
flächendeckend jede Schule zu einer Ganztags-
schule machen. Die ganztägige Bildung und Be-
treuung, wie wir sie in Hamburg einführen wollen,
gibt hierauf eine Antwort. Sie bringt Schule und
Hortträger zusammen und bündelt die Erfahrungen
und Ressourcen von Schule und von Hort. Das ist
in meinen Augen eine weitsichtige, umsichtige und
auch verantwortungsvolle Politik.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wir wollen in Hamburg ausdrücklich nicht Ganz-
tagsschulen aus der bildungspolitischen Perspekti-
ve heraus stur ausbauen und das Ganze auf dem
Rücken der Träger ausüben. Jede neue Ganztags-
schule wäre nämlich – ohne Absprache einge-
führt – eine existenzielle Bedrohung für einen Hort
am Standort, denn er kann nicht nur von den
Randzeiten vor 8 Uhr und nach 16 Uhr leben. Inso-
fern ist es ein wichtiger Schritt, die ganztägige Bil-
dung und Betreuung in Hamburg einzuführen. Sie
bündelt Erfahrungen, sie bringt den Ausbau von
Ganztagsschule voran und sie ist ein wichtiger
Schritt zu mehr Gerechtigkeit in Hamburg. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Frau
Dr. Föcking.

Dr. Friederike Föcking CDU: Sehr geehrter Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Da wir
heute über Bildung sprechen, sei es mir erlaubt,
mit einem Goethe-Zitat zu beginnen.

(Zurufe von der SPD: Oh! – Arno Münster
SPD: Müssen wir jetzt aufstehen?)

– Man muss auch für ein bisschen Abwechslung
sorgen.

In Faust I sagt Mephistopheles, er sei der Geist,
der stets verneint und Teil von jener Kraft, die stets
das Böse will und stets das Gute schafft.

Bei der Hortreform will niemand etwas Böses, im
Gegenteil. Aber angesichts mancher öffentlicher
Äußerungen gewinnt man doch den Eindruck, als
handele es sich hier um Teufelszeug.

(Heiterkeit bei der SPD – Ingo Egloff SPD:
Das ist ja unvermutete Bildung in Ihrer Frak-
tion!)

Da wird von künftig katastrophalen Betreuungs-
standards gesprochen, vom Rumprobieren der Mo-
dellschulen auf Kosten der Kinder, der Zulauf in
die neue Betreuungsform sei nur ein Zeichen der

Not. Und eine Tageszeitung titelt: "Erster Hort
macht dicht". Ist das Angebot der offenen und ver-
lässlichen Ganztagsschule bis Klasse 6 also ein
Irrweg? Ist es falsch, all diesen Kindern künftig un-
abhängig davon, ob ihre Eltern berufstätig sind
oder nicht, die Möglichkeit zu bieten, von 8 bis
16 Uhr kostenlos an der Schule durch Fachkräfte
betreut zu werden? Ist es nicht sinnvoll, damit ge-
rade auch sozial benachteiligte Kinder nachmittags
weg von der PlayStation hin auf den Schulsport-
platz zu holen? Ist es nicht vernünftig, die Hortbe-
treuung vor und nach dem Unterricht an die
Schulen zu verlagern und dabei eng mit allen Trä-
gern der Jugendhilfe zusammenzuarbeiten? Doch,
erklärten etwa die Kita-Anbieter vor einem Jahr.
Sie begrüßten grundsätzlich eine noch engere Ko-
operation zwischen Schule und Trägern als den
einzig realistischen Weg und zeigten sich geleitet
von der Vision, aus dem Zusammenbinden von
Schule und Hort etwas Neues, für die Kinder Wert-
volleres zu machen, als die reine Addition beider
Angebote. Ursprünglich sollte die Hortreform be-
reits flächendeckend ab August dieses Jahres um-
gesetzt werden. Doch das Argument, die Schulen
wären überfordert, wenn sie gleichzeitig den Um-
bau zur Primarschule und die neue Hortbetreuung
regeln sollten, überzeugte und so wurde die Hor-
treform auf 2013 verschoben.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist doch Ge-
schichtsklitterung!)

Nur an fünf Schulen sollte das neue Modell bereits
zuvor getestet werden. Glaubt man den beteiligten
Schulen und Hortleitungen, dann klappt das im
Großen und Ganzen auch gut. In einer zweiten Pi-
lotphase sollten 14 weitere Schulen die Hortbetreu-
ung übernehmen, doch womit niemand gerechnet
hatte: Statt 14 erklärten 80 Schulen, dass sie ger-
ne schon ab nächstem August in das neue System
einsteigen würden. Das Interesse der Eltern und
Schulen ist also sehr viel größer, als die Kritiker
glauben machen möchten. Offenbar ist es für viele
Eltern ein großes Plus, ihr Kind bis in den Nachmit-
tag an der Schule kostenlos gut aufgehoben zu
wissen, mit einer Erzieherin, die den Schulalltag
des Kindes genau kennt und mit der Klassenlehre-
rin engen Kontakt halten kann. Offenbar sehen es
auch viele als Vorteil, dass der Erstklässler früh-
morgens nicht erst einmal in die Kita und erst dann
zur Schule muss, sondern gleich in den Schulhort
gehen kann. Offenbar überzeugt nicht zuletzt viele
die Idee, dass Schulen, Kitas, Jugendmusik-
schulen und Sportvereine all ihren Sachverstand
an einer Stelle, nämlich an demselben Schulkind,
zusammenbringen und neue Konzepte bei der ge-
meinsamen Arbeit entwickeln können.

(Arno Münster SPD: Da hat er noch einmal
Glück gehabt!)

Angesichts dieses großen Interesses können da-
her jetzt alle Schulen freiwillig bereits zum neuen
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Schuljahr den Einstieg in das neue System bean-
tragen. Die Hürden dafür sind allerdings hoch, Herr
Gwosdz hat sie bereits aufgezählt, darauf brauche
ich jetzt nicht mehr einzugehen. Aber auf diese
Weise kann es gelingen, die Reform in die Wege
zu leiten, ohne die Beteiligten zu überfordern.
Dass auf diesem Wege in einer Rahmenvereinba-
rung noch Dinge zu klären sind, versteht sich von
selbst und wurde vom Senat auch nie anders be-
hauptet. Und dass die Reform, die künftig minde-
stens 10 000 Kindern mehr den Hortbesuch er-
möglicht, für die Stadt auch noch finanzierbar blei-
ben muss, sollte für uns als für den Haushalt zu-
ständige Parlamentarier eine Selbstverständlich-
keit sein.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Wer allerdings die geplante Reform als Ganztags-
schule light bezeichnet und immer neue Forderun-
gen obendrauf sattelt, ohne wirkliche Alternativen
zu nennen, der muss sich den Vorwurf gefallen
lassen, hier regiere der Geist, der immer verneint
und gar nichts mehr schafft. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Frau
Veit.

Carola Veit SPD:* Vielen Dank, Herr Präsident!
Meine Damen und Herren! Wo steht dieser Senat
in Sachen Bildung und Betreuung und Kita?

(Jörn Frommann CDU: Oh, Mann!)

Das Einzige, das Sie geschafft haben, ist eine saf-
tige Gebührenerhöhung.

(Dirk Kienscherf SPD: Sehr richtig!)

Herr Bürgermeister, nahezu alle Ankündigungen
dieser Regierung sind hinfällig oder verschoben
auf die nächste Legislaturperiode, wenn diese Ko-
alition keine Verantwortung mehr tragen wird.

(Beifall bei der SPD)

Und jetzt Ihre Hortreform. Schauen wir genau hin,
was Sie aus einer eigentlich guten Idee machen:
mit großem Brimborium im Sommer 2009 verkün-
det, wir haben es eben schon gehört, dann wegen
massiver Proteste wieder zurückgenommen und
jetzt durch die Hintertür eingeführt. Sie wollen um
jeden Preis 10 000 Kinder mehr nachmittags auf-
bewahren, und zwar haushaltsneutral; 10 000 Kin-
der mehr, ohne eine einzige Erzieherin einzustel-
len, ohne die Räume zu haben und ohne einen
Blick, was es für die bestehenden guten Angebote
und für Eltern und Kinder bedeutet. Das haben
sich die Eltern übrigens nicht gewünscht.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat verweist jetzt auf ganze fünf Pilotstand-
orte, die inzwischen stolze zehn Wochen Praxiser-

fahrung vorweisen können. Wir hören, dass es an
allen Ecken hakt. An einem Standort ist Ihnen so-
gar die pädagogische Leiterin davongelaufen, weil
sie die Bedingungen, unter denen die Kinder ver-
wahrt werden sollen, nicht mehr verantworten
mochte. Aus dem Landeselternausschuss und
dem Hamburger Hortbündnis der Elternkammer
sind nichts als Klagen und Beschwerden zu hören
und trotzdem machen Sie unbeirrt weiter. Sie sa-
gen, der überstürzte Ausbau sei der großen Nach-
frage geschuldet und der Druck der Eltern sei so
groß. Manche meinen aber, der Druck laste eher
auf Senator Wersich und Senatorin Goetsch, die
gegen Ende ihrer Schaffenszeit wenigstens noch
etwas Vorzeigbares vorweisen möchten, Herr Bür-
germeister.

Die Wahrheit ist, dass CDU und GAL diesen Druck
erst erzeugt haben. Sie haben über Jahre den be-
darfsgerechten Ausbau der Hortbetreuung ver-
schleppt und dabei übrigens stets behauptet, es
gebe gar keine Wartelisten. Und nun haben Sie al-
lein durch Ihre Ankündigung schon dafür gesorgt,
dass die Träger ihre Hortkapazitäten eindampfen.
Erste Horte haben angekündigt, zum kommenden
Schuljahr keine neuen Kinder mehr aufnehmen zu
wollen. Das ist das reinste Chaos.

(Beifall bei der SPD)

40 Prozent mehr Kinder wollen Sie in Ihrer neuen
Nachmittagsaufbewahrung sehen, 10 000 mehr als
jetzt – übrigens eben längst nicht alle Hamburger
Kinder – und das Ganze kostenneutral wohlge-
merkt. Das bedeutet also: viel zu große Gruppen,
kaum Personal, Aufbewahrung. Es kann doch wohl
nicht sein, dass Sie ohne Erfahrung, ohne ein
Raumkonzept, ohne Abstimmung der Rahmenbe-
dingungen, ohne ein erprobtes didaktisches Kon-
zept und ohne jegliche Evaluation jetzt auf einen
Streich, wir haben es eben gehört, die Kinder aus
80 Schulen zu Versuchskaninchen machen wollen.
Ist es denn nicht so, dass bei den Bedingungen,
die Sie für Ihre Nachmittagsbetreuung planen, ei-
gentlich die Heimaufsicht kommen und den Laden
dichtmachen müsste, weil sie nämlich weit unter
den derzeit geltenden Qualitätskriterien für Ham-
burger Horte liegen? Frau Senatorin, so ist es
doch.

(Beifall bei der SPD)

Die GABI, die ganztägige Bildung und Betreuung
– manche übersetzen es auch mit ganz billig –,
wird angeblich auch gemacht, wie wir eben noch
einmal gehört haben, um benachteiligte Kinder zu
fördern. Ich glaube nicht, dass das unter diesen
Bedingungen gelingen kann. Sie verschlechtern
die Förderbedingungen und auch deswegen ist es
eine Mogelpackung.

(Beifall bei der SPD)

Wir Sozialdemokraten sind für den Ausbau von
Ganztagsschulen, aber wir wollen einen echten
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Ganztag, mit Verzahnung von Vor- und Nachmittag
und einer ordentlichen Portion Jugendhilfe dort, wo
sie nötig ist. Das, was Sie machen, ist vormittags
Stundentafel und nachmittags Aufbewahrung.

(Barbara Ahrons CDU: Das war nun sehr
aufschlussreich, was Sie da gesagt haben!)

Zu Ihren Träumereien von Jugendmusikschulen,
Sportvereinen und Theater am Nachmittag liegt
überhaupt nichts Belastbares vor. Sie machen eine
im Grunde gute Idee zunichte, weil Sie sie überha-
stet und dilettantisch umsetzen und weil Sie auch
damit wieder gnadenlos überfordert sind.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben nach Ihrem Gebührendesaster, das Sie
hier gemeinsam veranstaltet haben, in diesem
Sommer angekündigt, Sie würden auf die Eltern
zugehen und zuhören wollen. CDU und GAL zei-
gen hier einmal mehr, dass sie nichts dazugelernt
haben. Sie können nicht zuhören, Sie können auf
niemanden zugehen und deswegen wird die Zeit,
die Sie hier verantwortlich Politik gestalten dürfen,
auch bald zu Ende sein.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Es hat jetzt Herr Yil-
diz das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Die ganztägige Bildung und
Betreuung in den Schulen hat viele Schattensei-
ten. Die Erfahrungen der Pilotschulen, in denen
ganztägige Bildung und Betreuung stattfinden,
werden nicht ausgewertet. Diese überstürzte Ein-
führung der Betreuung an den Schulstandorten ist
nicht im Interesse der Kinder, der Eltern und der
Beschäftigten. Der Senat hätte vor einer flächen-
deckenden Einführung die Fachleute, Eltern und
Beschäftigten beteiligen

(Michael Gwosdz GAL: Das werden sie!)

und eine seriöse Auswertung der Pilotphasen vor-
legen müssen. Es ist zu befürchten, dass die Qua-
lität der Hortbetreuung auf Aufbewahrungsniveau
sinken wird. Die Gebührengerechtigkeit wird stark
beeinträchtigt und Gebührenfreiheit ist Fehlanzei-
ge, weil es vormittags vor 8 Uhr und nachmittags
nach 16 Uhr kostenpflichtig ist. Eine Einführung
der Hortreform wurde mit dem Rechtsanspruch für
alle zweijährigen Kinder auf 2013 verschoben. Das
hätte Kitas mehr Zeit gelassen, sie hätten dafür
mehr Krippenkinder aufnehmen können. Dem Se-
nat fehlt es an einem klaren Konzept. Die Ent-
scheidungsträger dieser Reform sind nicht vorbe-
reitet. Das alles hat dazu geführt, dass eine Hort-
leiterin, wie Carola Veit bereits erwähnt hat, ihre
Stelle gekündigt hat, weil sie die Umstände für un-
zumutbar hielt und mit ihrem Gewissen nicht ver-
einbaren konnte. Ich habe letztens ein persönli-

ches Gespräch mit ihr geführt; was sie da erzählt
hat, war wirklich schockierend.

Vieles spricht gegen eine überstürzte Einführung.
Wir haben nichts gegen eine ganztägige Bildung
und Betreuung, aber wir sehen doch Kritikpunkte.

Erstens: Die Räume in den Schulen sind nicht aus-
reichend ausgestattet.

Zweitens: In den Schulen ist kein Fachpersonal
vorhanden.

Drittens – Carola Veit hat es schon angespro-
chen –: Mit gleichem Personal sollen zusätzlich zu
den 18 000 Kindern noch weitere 10 000 Kinder
betreut werden, was einen Qualitätsverlust der Be-
treuung und eine Überanspannung von Erzieherin-
nen und Erziehern zur Folge haben wird. Statt bis-
her 17 Kinder werden in Zukunft bis zu 23 Kinder
von einer Erzieherin betreut werden. Man muss
auch erwähnen, dass wir im Jahr 1996 einen Er-
zieher-Kind-Schlüssel von 1:10 hatten, jetzt wäre
es bis zu 1:23. Das nenne ich einen Skandal.

(Beifall bei der LINKEN)

Viertens: Gebührenfreiheit wird nicht durchgehend
gewährleistet sein. Vor allem Teilzeitbeschäftigte
und Schichtarbeiter werden davon betroffen sein.

Im Zusammenhang mit der Ausweitung des GABI-
Modells auf circa 60 Schulen bleiben Fragen offen,
was zum Beispiel passiert, wenn sich statt 40 Pro-
zent wie in Berlin 60 Prozent der Kinder anmelden
und das Geld fehlt. Was geschieht mit den leer ste-
henden Räumen in den Einrichtungen, die bis jetzt
die Horte betrieben haben? Wie will der Senat si-
cherstellen, dass in den Schulen geeignete Räume
zur Verfügung gestellt werden? Ich kann mir per-
sönlich nicht vorstellen, dass Kinder am Vormittag
betreut werden, Mittagessen bekommen und da-
nach am Nachmittag betreut werden in ein und
demselben Raum, wo gar kein Konzept vorhanden
ist. Was passiert mit den Erzieherinnen, die bis
jetzt in Horten tätig waren? Das ist eine der zen-
tralsten Fragen. Welche Auswirkungen wird die
Umstellung auf die Arbeitszeit der Erzieherinnen
haben? Werden sie sich fortan an zwei Stellen be-
wegen müssen oder werden sie in der Zeit von 13
bis 16 Uhr auf Honorarbasis beschäftigt? Was pas-
siert mit den Kindern, die dringend eine Hortbe-
treuung brauchen, da der Senat mit seinem Be-
schluss den Rechtsanspruch von 14 Jahren auf
12 Jahre gesenkt hat? Was passiert mit den Kin-
dern, die von ihren Eltern in Schulen in Arbeits-
platznähe geschickt werden und die dann keinen
Hortplatz haben? Es gibt nämlich sehr viele Eltern,
die ihre Kinder in Arbeitsnähe unterbringen, damit
sie sie nach der Arbeit mitnehmen können. Dann
bleiben diese Kinder auf der Straße.

Daher fordern wir den Senat auf, die Modellphase
an den Pilotschulen wissenschaftlich auszuwerten,
Eltern sowie Interessenverbände an entscheiden-
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den Prozessen zu beteiligen und einen klaren Pro-
zess für Kitas und ganztägige Bildung und Betreu-
ung in den Schulen zu entwerfen und zu diskutie-
ren. Zentraler Punkt ist, dass die Bedürfnisse und
Rechte der Kinder im Mittelpunkt stehen müssen
und nicht die finanziellen und wirtschaftlichen Inter-
essen des Senats. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Frau
Senatorin Goetsch.

Zweite Bürgermeisterin Christa Goetsch: Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Frau Abge-
ordnete Veit, die SPD-Fraktion ist immer gut darin,
wenn auf komplexe Probleme in der Stadt schlich-
te Antworten zu geben sind.

(Ingo Egloff SPD: Dafür werden wir wenig-
stens verstanden!)

Aber in der heutigen Debatte kommen Sie um ein
Problem nicht herum. Ihnen fehlt einfach die
schlichte Antwort auf eine schlichte Frage. Wenn
das, worüber wir heute diskutieren, so finster und
schrecklich ist, warum wollen die Hamburger Eltern
es dann unbedingt? Auf diese Frage haben Sie
keine Antwort.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Ich möchte noch einmal daran erinnern, lieber Herr
Kienscherf, dass der Senat ursprünglich entschie-
den hatte, das Projekt "ganztägige Bildung und Be-
treuung" an fünf Pilotstandorten, wie eben gehört,
zu erproben und dann phasenweise in die Fläche
zu tragen, erst fünf, dann 14 und so weiter; das
war der Plan. Und was ist passiert? Wir haben er-
stens festgestellt, dass das Angebot an den fünf
Pilotstandorten hervorragend angenommen und
nachgefragt wird. Wir haben zweitens festgestellt,
dass überall in der Stadt die Eltern Druck machen,
dass die ganztägige Bildung und Betreuung einge-
richtet wird.

(Carola Veit SPD: So ein Blödsinn! Die hat-
ten alle einen Hortplatz!)

Ich nenne Ihnen nur einmal das Beispiel eines
Standortes, der ursprünglich zu den Pilotschulen
gehörte, bei dem aber aufgrund qualitativer und
örtlich fehlender Voraussetzungen daraus nichts
geworden ist. Und was ist passiert? Waren die El-
tern erleichtert? Im Gegenteil, wir haben bitterböse
Protestbriefe bekommen und ich kann Ihnen auch
sagen, warum die Eltern dieses Angebot wollen.
Es gibt ihnen die Möglichkeit, mit der Anmeldung
an einer Schule gleichzeitig auch die Betreuung für
ihre Kinder zu bekommen, und zwar eine Betreu-
ung für alle Kinder, auch für diejenigen, deren El-
tern nicht berufstätig sind und die bisher bei der
Suche nach einer Nachmittagsbetreuung kaum
oder gar keine Chance haben. Die Eltern wollen

dieses Angebot, weil sie damit endlich einen An-
sprechpartner für Bildung und Betreuung haben,
nämlich ihre Schule. Sie erwarten mit dem Ange-
bot, dass die Kinder einerseits gut betreut und an-
dererseits gefördert werden, und zwar mindestens
von 8 bis 16 Uhr, montags bis freitags und in den
Ferien. Sie erinnern sich alle daran, wie schwierig
es im Augenblick ist, für die Ferien und nach
16 Uhr einen Schein zu bekommen. Dieses Ange-
bot ist für viele Hamburger Eltern hochattraktiv und
es ist vor allen Dingen für diejenigen hochattraktiv,
um die es eigentlich geht, nämlich die Kinder. Die
Zahlen sprechen für sich. Wir haben eben gehört,
dass sich wider unsere Erwartungen über
80 Schulen dafür interessiert haben, dieses Ange-
bot einzuführen. Jetzt ist die Abstimmung mit den
Füßen im vollen Gange und an einem solchen
Punkt muss sich die Politik entscheiden: Wollen wir
den Eltern dabei möglichst viele Steine in den Weg
legen, das ist die Antwort der SPD, oder wollen wir
den Eltern dabei den Weg ebnen und gleichzeitig
aber qualitative Leitplanken einziehen, das ist die
Antwort unserer Koalition.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Ingo
Egloff SPD: Dass Sie wissen, was die Eltern
wollen, haben wir beim Volksentscheid ge-
sehen!)

Meine Damen und Herren! Es ist doch völlig klar,
dass Qualität, Sorgfalt und Zeit nicht auf der
Strecke bleiben. Wer den Weg jetzt nicht mitgehen
will, der muss es auch nicht, denn bis zum Schul-
jahr 2013/2014 bleibt die Parallelität des Hortsys-
tems und des Systems ganztägiger Bildung und
Betreuung gewährleistet. Die Eltern haben die
Wahl. Die Taktik, meine sehr verehrten Kollegen
der SPD, hier Panik zu machen, durch die Stadt zu
ziehen und den Leuten zu erzählen, die Horte wür-
den dichtgemacht, ist wirklich der vordergründige
Versuch, mit den Ängsten von Eltern ein parteipoli-
tisches Süppchen zu kochen. Sie erzählen hier
vorsätzlich die Unwahrheit.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Die Freiwilligkeit gilt insbesondere auch im Hinblick
darauf, ob ein Standort eingerichtet wird oder
nicht. Es müssen Schulkonferenzbeschlüsse vor-
liegen, es muss der artikulierte Elternwunsch vor-
liegen, nämlich mit Elternratsbeschlüssen und Be-
fragungen der Eltern, es muss ein geordnetes und
transparentes Verfahren nachgewiesen werden zur
Entscheidungsfindung unter Einbindung des Sozi-
alraums und das Mittagessen muss räumlich und
organisatorisch gewährleistet sein. Dann und nur
dann geben wir den Weg frei.

Unser Ziel ist es nicht, möglichst viele Standorte
möglichst schnell zu genehmigen. Es gilt hier nicht,
je schneller und je mehr, desto besser, es gibt kei-
nen Qualitätsrabatt. Aber dort, wo die Eltern es
wollen und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
nämlich die Lehrerinnen und Lehrer und die Erzie-
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herinnen und Erzieher und die Kooperationspart-
ner des Stadtteils, wo sich alle darauf vorbereiten,
da werden die Sozialbehörde und die Bildungsbe-
hörde diese nach Kräften unterstützen.

Noch ein Weiteres, Herr Yildiz. Keiner soll mehr
bezahlen als bisher. Wir haben in der Pilotphase
festgestellt, dass Eltern, die alle Leistungen wahr-
nehmen – sieben bis 16 Uhr und danach sowie Fe-
rienbetreuung –, das ist eine kleine Gruppe, mehr
zahlen müssten als bisher. Das wird für die weitere
Umsetzung ausgeschlossen.

Grundsätzlich ist die Idee, die hinter dieser ganztä-
gigen Bildung und Betreuung steht, sehr einfach.
Sie haben Schulgebäude, die nachmittags leer ste-
hen und die auch nach dem Unterricht genutzt
werden können, und zwar für vieles. Sie werden ei-
nerseits für die pädagogische Förderung, Sprach-
förderung und Hausaufgabenhilfe, all die Dinge,
die gewünscht werden, genutzt. Sie haben Sport-
hallen und Bewegungsflächen, Gemeinschaftsflä-
chen und Pausenhallen, Fachräume für Kunst,
Technik und Musik, Bibliotheken und vieles mehr
in den Schulen. Natürlich wird es durch die Hort-
funktion noch zusätzlichen Bedarf geben und je
nach Standort müssen auch Voraussetzungen für
die Kindergastronomie und für Ruheräume ge-
schaffen werden. Diese Voraussetzungen werden
wir herstellen, da stehen übrigens immer noch die
35 Millionen Euro zur Verfügung und wir bringen
die Mittel zusammen, die wir heute in Bildung und
Betreuung in parallele Systeme stecken.

(Carola Veit SPD: Die haben Sie doch schon
ganz anders verbraucht, die sind längst
weg!)

Meine Damen und Herren! Es gibt Ganztags-
schulen in Hamburg, und zwar in wachsendem
Maße. Wir haben Horte, wir haben pädagogische
Mittagstische, wir haben zahlreiche andere Einrich-
tungen im Stadtteil, in denen Kinder gefördert und
betreut werden, aber das Kind gibt es nur einmal.
Es kann nur zur gleichen Zeit an einer Stelle sein
und insofern macht es Sinn, zugunsten der Quali-
tät die Mittel an einem Ort zusammenzubringen.
Die Angebote sollen zum Kind kommen und nicht
das Kind zu den Angeboten.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Nicht zuletzt ist diese Debatte, die Sie führen, in-
dem Sie Ganztagsschulen und Horte in Konkur-
renz setzen, absolut irreführend. Klar ist doch,
dass das Ganztagsangebot ausgebaut werden
soll. Das ist nun wirklich gesellschaftspolitischer
und gesellschaftlicher Konsens. Gerade hat am
Wochenende die EKD das noch einmal gefordert
und eben habe ich mit dem Kollegen Uwe Grund
und dem Bürgermeister für den "Aktionsplan zur
Bildungs- und Ausbildungsförderung junger Men-
schen mit Migrationshintergrund" zusammenge-
sessen. Auch da wurden wieder von allen Beteilig-

ten Ganztagsangebote gefordert. Deshalb bauen
wir Ganztagsschulen aus und ergänzen das noch
zusätzlich durch das Programm ganztägige Bil-
dung und Betreuung.

Ganztagsangebote sind das sozialpolitische Gebot
unserer Zeit, weil sie gerade den Kindern einen ge-
schützten Raum bieten, die ihn am meisten brau-
chen. Sie sind das familienpolitische Gebot unse-
rer Zeit, weil sie Antwort auf die Berufstätigkeit bei-
der Elternteile sind, und sie sind das pädagogische
Gebot unserer Zeit, weil sie eben nicht nur Betreu-
ung gewährleisten, sondern weil die Ganztags-
schule die konsequenteste Form der Schulentwick-
lung ist, weg von der Schule als reine Lehr- und
Lernanstalt, hin zum vielzitierten Lebensort Schule.

Wenn wir die Ganztagsschulen ausbauen – ich
sagte es schon, das Kind kann nur an einer Stelle
zur gleichen Zeit sein –, dann werden zwangsläufig
die Horte in ihrer bisherigen Form abnehmen. Man
hat nur zwei Möglichkeiten, nämlich ganz plump zu
sagen, dass die Horte dichtgemacht werden sollen,

(Carola Veit SPD: Das wär ja mal was!)

oder den Erfahrungsschatz der Hortpädagogik und
die Kompetenz ihrer Mitarbeiter, die wir unbedingt
sichern müssen, auf gleicher Augenhöhe in die
Schule hineinzuholen. Das ist die vernünftige Vari-
ante, die Kooperation von Schule und Hort auf
gleicher Augenhöhe.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

So sichern wir die Fachkompetenz der Jugendhilfe
und ergänzen sie mit den Angeboten aus den Kul-
tureinrichtungen des Stadtteils, den Sportvereinen
und anderen Einrichtungen. Schauen Sie sich in
den Pilotprojekten an, wie die fachlich geschulten
Mitarbeiter auch anderer Einrichtungen die Nach-
mittage bereichern und wie dort Bildung stattfindet.
Für das ganztägige Bildungssystem sind die erfor-
derlichen Erzieherstellen eingeplant und dazu
kommen die ausgebildeten Mitarbeiter der schuli-
schen Kooperationspartner.

Die Umsetzung des neuen Systems ist so gedacht,
dass Schulen und Jugendhilfeträger einen pädago-
gischen Verbund bilden, und das ist neu. Wir wol-
len weg von der Dominanz und dem Zwang der
Schule auf der einen und der Freiwilligkeit der Ju-
gendhilfe auf der anderen Seite. Wir handeln jetzt
auf gleicher Augenhöhe mit den Jugendhilfever-
bänden die Rahmenbedingungen aus und werden
dies im Frühjahr mit einem Landesrahmenvertrag
abschließen. Alle Beteiligten werden mit einbezo-
gen, das sage ich an dieser Stelle noch einmal
ganz deutlich, und nicht nur die Schulen und die
Vertreter der Bezirksverwaltungen, sondern auch
die bezirkliche Jugendhilfe, die Gewerkschaften,
die Elternkammer und der Landeselternausschuss,
Vertreter der Betriebs- und Personalräte, die El-
ternvertreter der Hortinitiative und die Elterninitiati-
ve "Paul und Paula" sind mit dabei, genauso wie
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die Hamburger Sportjugend und die Arbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege Hamburg.
Alle sind eingeladen, dieses Projekt zu begleiten.

Lassen Sie mich abschließend sagen, dass das
ganztägige Bildungssystem in Hamburg von den
Eltern gewollt ist. Darum geht es und darum han-
deln wir. An dieser Stelle müssen Sie, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der Hamburger SPD, sich
fragen lassen, gegen wen Sie hier eigentlich Op-
position betreiben. Sie machen keine Opposition
gegen den Senat, sondern gegen den Elternwillen
in dieser Stadt.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Ingo
Egloff SPD: Das ist ja mal was ganz Neues!)

– Das gefällt Ihnen nicht.

(Ingo Egloff SPD: Sie haben es gerade nö-
tig, von Elternwillen zu reden! Wer wollte
den denn abschaffen? Sie doch!)

Sie machen Opposition zum Nachteil derer, für die
die ganztägige Betreuung und Bildung am wichtig-
sten ist, nämlich die Kinder aus sozial schwäche-
ren Verhältnissen, die bisher keine Nachmittagsbe-
treuung bekommen haben,

(Beifall bei der GAL und der CDU)

und insofern machen Sie Opposition gegen die so-
ziale Gerechtigkeit in unserer Stadt. – Danke.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Frau
Blömeke.

Christiane Blömeke GAL: Herr Präsident, meine
Damen und Herren!

(Michael Neumann SPD: Es ist doch alles
gesagt!)

– Nein, alles ist noch nicht gesagt. Oppositionsar-
beit, Herr Neumann, kann man sehr unterschied-
lich gestalten: Konstruktiv kritisch – das könnte
man tun – oder, wie es die SPD-Fraktion tut, Hor-
rorszenarien an die Wand malen, polemisch argu-
mentieren und Fakten verleugnen.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Ingo
Egloff SPD: Das können Sie ja demnächst
mal üben in der Opposition!)

DIE LINKE beschränkt sich zumindest darauf, sehr
viele Fragen zu stellen, auf die es auch Antworten
geben wird. Sie haben aber die Antworten schon
vorweggenommen, Sie wissen schon alles. Da
wird es Zeit, mit einigen Behauptungen aufzuräu-
men und die Fakten richtigzustellen.

Carola Veit hat in einer Presseerklärung gesagt:

"Hier ist ja bereits die nächste Gebührener-
höhung geplant. Ferien- und Randbetreuung

vor 8 und nach 16 Uhr sollen nämlich we-
sentlich teurer als bisher werden."

(Carola Veit SPD: Wann war denn das?)

Mehmet Yildiz hat gesagt, die Gebührengerechtig-
keit müsse hintanstehen; das hat er eben auch
wiederholt.

Wir haben es schon von der Senatorin gehört und
ich möchte es noch einmal deutlich sagen: Das ist
eine falsche Behauptung.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Tatsache ist, dass die Eltern nicht mehr bezahlen
werden. Die Beiträge der Ferien- und Randzeiten
werden nicht höher sein als jetzt auch und von 8
bis 16 Uhr ist die Betreuung sowieso kostenlos.
Dazu kommt eine Geschwisterkindermäßigung für
alle, die mehrere Kinder in der verlässlichen Nach-
mittagsbetreuung haben.

(Glocke)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt (unterbrechend):
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge?

Christiane Blömeke (fortfahrend): Nein.

Wir werden eine soziale Staffelung der Beiträge
haben; das ist genau das, was auch Herr Yildiz an-
regte. Darüber hinaus wird es für soziale Härtefälle
weiterhin eine komplette Beitragsfreiheit geben,
ähnlich wie im Kita-System bei der Gutscheinbe-
treuung.

Vor diesem Hintergrund dann immer das Hor-
ror-Szenario an die Wand zu malen, dass die El-
tern massiv mit Gebühren belastet würden, ist ein-
fach unredlich, Frau Veit.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Carola
Veit SPD: Das habe ich nicht gesagt!)

– Sie können das in Ihrer Pressemitteilung vom
28. September nachlesen, und Sie haben das
auch noch einmal wiederholt.

Außerdem haben alle Kinder die Möglichkeit – das
möchte ich auch betonen –, an den kostenfreien
Angeboten der Schule teilzunehmen, angefangen
von Musik und Sport über Umwelt und Natur und
was es sonst noch alles gibt an Angeboten im
Nachmittagsbereich. All das steht den Kindern kos-
tenlos zu Verfügung. Das, was für die Eltern früher
mit Kosten verbunden war, weil sie ihre Kinder
meilenweit fahren mussten, befindet sich nun im
Rahmen der Schule; so ist das bei einer Ganztags-
schule. Das ist ein Riesengewinn. Für die Eltern
fallen die Fahrtwege weg und für die Kinder steht
ein attraktives Angebot zur Verfügung.

(Beifall bei der GAL und der CDU)
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Weiter in der Gerüchteküche der Opposition. Wir
haben es eben schon gehört, aber ich habe das
Gefühl, man muss es der SPD-Fraktion mehrfach
sagen. Auch DIE LINKE hat behauptet, die Einfüh-
rung würde flächendeckend, massiv und überstürzt
erfolgen. Noch einmal in aller Deutlichkeit: Die El-
tern entscheiden, ob sie an diesem Modell der
ganztätigen Betreuung an der Schule teilnehmen
wollen; alle meine Vorrednerinnen und Vorredner
haben es schon gesagt. Erst wenn sich die Schul-
konferenz, also Eltern und Schule gemeinsam da-
für entscheiden, ein Träger gefunden ist und die
von der Senatorin genannten Qualitätskriterien er-
füllt werden, wird kritisch geschaut und entschie-
den, dass es geht. Es handelt sich hier also in kei-
ner Weise um ein Diktat des Senats, sondern um
die Umsetzung des Elternwunsches.

Bereits jetzt haben sich die Eltern von rund 600
Kindern entschieden, an diesem Pilotprojekt teilzu-
nehmen. Weitere 80 – wir haben es von Frau
Föcking gehört – sind daran interessiert. Was
macht die Opposition also, wenn Sie ein Ausset-
zen der Planung fordert?

(Carola Veit SPD: Haben wir das gefordert?)

Sie ignoriert den Elternwillen. Sie ignoriert schlicht-
weg, dass es Eltern gibt, die sich wünschen, dass
ihre Kinder von 8 bis 16 Uhr kostenlos betreut wer-
den, und zwar von der ersten bis zur sechsten
Klasse. Vielleicht haben Sie keine Kinder und wis-
sen nicht, wie schwierig es ist, diese Betreuung für
schulpflichtige Kinder zu bekommen, auch in den
Ferien. Das ist ein ganz großer Gewinn und die El-
tern wünschen sich das. Aus diesem Grunde ist es
konsequentes politisches Handeln, dieses Konzept
umzusetzen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Die Opposition betreibt eine Politik, die diktiert und
sich einfach weigert, die Realitäten in dieser Stadt
zur Kenntnis zu nehmen.

Wir haben auf der Habenseite die Nachfrage von
Eltern, die das Angebot wollen. Wir haben, und
das ist auch ganz wichtig, die Zusage der Träger,
die diesen Prozess positiv sehen und ihn konstruk-
tiv begleiten. Auch sie möchten die Umsetzung
jetzt, damit sie die freiwerdenden Plätze in Aus-
sicht auf den Rechtsanspruch ab dem ersten Le-
bensjahr sofort für Krippen- und Elementarkinder
zur Verfügung stellen können. Und wir haben gute
Voraussetzungen für eine Kooperation. Nicht zu
handeln wäre politisch nicht zu verantworten und
darum handelt der schwarz-grüne Senat.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Herr
Rabe.

Ties Rabe SPD:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Das finden wir natürlich interessant,
dass die Grünen uns erklären, sie würden den El-
ternwillen vertreten. Wer hat denn eigentlich dafür
gestimmt, die Elternentscheidung für die weiterfüh-
rende Schule abzuschaffen? Wenn mein Erinne-
rungsvermögen mich nicht trügt, die GAL und ihre
Schulsenatorin. Und wer hat uns ein Jahr lang er-
zählt, die ganze Stadt wolle die Primarschule? Wir
haben Ihnen geglaubt, aber der Volksentscheid hat
mich an dieser Stelle etwas klüger werden lassen
in Bezug darauf, was Eltern wollen. Eltern wollen
eine seriöse Planung. Das sollten Sie sich zu Her-
zen nehmen und uns nicht groß erzählen, was die
Eltern sich möglicherweise zurzeit alles so wün-
schen. Diese Planung sind Sie schuldig geblieben.

Wir führen in der Schulpolitik die gleiche Diskussi-
on wie in den letzten zwei Jahren. Sie präsentieren
eine gute Idee, das will ich gar nicht in Abrede stel-
len, und wir fragen, wie das umgesetzt werden soll.
Wo sind die Räume, wo ist das Personal, wo sind
die Träger, wo sind die Konzepte und Pläne und
was kostet das? Sie sagen, das koste gar nichts.
10 000 Kinder mehr zu betreuen kostet nichts? Da
fragen wir uns natürlich schon, wie das funktionie-
ren soll.

Ich habe den Eindruck, dass sich die Geschichte
wiederholt. Eine gute Idee wird diskutiert, Fragen
werden nicht beantwortet, der Startknopf wird ge-
drückt und dann bricht das Chaos aus. Lernen Sie
aus Ihren Fehlern. Ihr Prinzip war bisher, erst zu
starten und dann zu planen. Sie müssen das um-
drehen, nämlich erst planen und dann starten.

(Beifall bei der SPD)

2009 präsentierten Sie eine kühne Idee:
10 000 Hort- und Ganztagsschulplätze mehr für
Hamburg. Wir finden das gut, das sagte ich be-
reits. Sie wollen, dass Schule und Hort zusammen-
arbeiten; auch das ist eine gute und mutige Idee.

(Beifall bei der SPD)

Ich erkenne das ausdrücklich an, und zwar des-
halb, weil das Nebeneinander von Lernen und Be-
treuung aufhören muss. Wir haben zwei gute Ein-
richtungen und es muss aufhören, dass diese sich
ständig gegenseitig argwöhnisch belauern.

Insofern ist der Weg völlig richtig, die Idee ist ver-
nünftig. Wenn sie gut gemacht wird, dann sind wir
auch dabei. Aber genau da liegt das Problem, das
haben wir uns eben schon von Frau Veit anhören
können und von Herrn Yildiz ebenfalls. Diese Re-
form soll ohne Geld, ohne zusätzliche Räume oder
Erzieher umgesetzt werden. 10 000 Kinder mehr
und kein zusätzlicher Erzieher, kein zusätzlicher
Cent? Kein Wunder, dass es schon 2009 dagegen
einen Proteststurm gab. Da sind Sie plötzlich klug
geworden und sagten, das haben wir verstanden.
Wir machen die Wende und lassen erst einmal fünf
Pilotschulen starten. Diese werden ein Jahr brau-
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chen, um richtig in Gang zu kommen, dann laufen
sie ein Jahr lang und dann werten wir das ein Jahr
lang aus. 2013 kann die Reform dann starten. Der
Senat hat also aus seinen Fehlern gelernt, könnte
man glauben. Natürlich nicht, denn ein Dreiviertel-
jahr später machen Sie die Wende rückwärts. Nun
heißt es, der Pilotversuch werde nicht ausgewertet.
Sein Ende wird nicht einmal abgewartet und auch
Ihre alten Pläne nicht geändert. In großer Hektik
wird die verschobene Reform nun doch auf 2011
vorgezogen. Damit präsentieren Sie, nach nur ei-
nem Jahr, den dritten Zeitplan für diese wichtige
Reform. Wem wollen Sie dieses Hin und Her ei-
gentlich noch erklären?

Hamburg braucht eine Schulpolitik mit klaren Plä-
nen, mit Verlässlichkeit und Stetigkeit.

(Beifall bei der SPD)

Weil Sie es nun doch mit der Angst bekommen ha-
ben, haben Sie vor zwei Tagen eine Pressemittei-
lung herausgegeben, in der es heißt, starten dürfe
nur der, der gewisse Voraussetzungen erfüllt. Sie
haben eine ganze Reihe aufgeführt, so muss bei-
spielsweise ein Träger vorhanden und das Mit-
tagessen geregelt sein. Da sage ich nur: Das ist ja
eine ganz tolle Politik, Sie sagen, die Schulen kön-
nen starten, aber sie müssen das alles selber re-
geln. Es wäre Ihre Aufgabe, genau diese offenen
Fragen zu beantworten, nicht die Aufgabe der Be-
teiligten.

(Beifall bei der SPD)

Dieses Konzept kommt uns aber irgendwie be-
kannt vor. Ich will nur ganz kurz wenige Beispiele
nennen.

Wir beschließen, dass Kinder mit Behinderungen
die Regelschule besuchen dürfen; eine gute Idee.
2010 ist das gestartet und erst jetzt werden die Ar-
beitsgruppen eingerichtet. Und wann wird das Kon-
zept erarbeitet? – 2011 wird es kommen.

(Egbert von Frankenberg CDU: Stimmt doch
gar nicht!)

Das nächste Beispiel, die Stadtteilschulen. 2010 ist
sie schon eingerichtet. Man könnte glauben, da
gäbe es Pläne, die werden aber jetzt erst erarbei-
tet. Jetzt sind die Arbeitsgruppen zusammengetre-
ten und wann sollen ihre Ergebnisse umgesetzt
werden? – 2011, ein Jahr nach dem Start.

Das nächste Beispiel. Das Sitzenbleiben wird ab-
geschafft; eine gute Idee. 2010 beginnt es. Wo
sind die Pläne? – Ich habe da schon meinen Text-
baustein parat.

(Wolfgang Beuß CDU: Ja, das ist das
Schlimme!)

2010 sind erst die Arbeitsgruppen eingerichtet wor-
den. Und wann beginnt es, Herr Beuß? – Um
2011.

Das alles läuft nach demselben Muster ab. Es gibt
eine gute Idee, der Startknopf wird schnell ge-
drückt und geplant wird hinterher. Damit muss end-
lich Schluss sein.

(Beifall bei der SPD – Glocke)

– Ich komme zum Schluss.

Dadurch untergraben Sie Schritt für Schritt die Re-
formbereitschaft in dieser Stadt. Es wäre aber ein
Trugschluss zu glauben, Reformen könnten nicht
gelingen. Reformen sind gut, aber, das zeigt diese
Debatte, mit dieser Regierung geht das nicht.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Herr
Müller.

Stephan Müller CDU:* Herr Präsident, sehr geehr-
te Damen und Herren! Lassen Sie uns das Ganze
einmal wieder auf die Füße stellen.

(Zuruf von der SPD)

– Ich habe noch gar nicht angefangen und Sie ru-
fen schon dazuwischen; interessant.

Es gibt einige wichtige Kernbotschaften. Es wer-
den 10 000 Kinder mehr betreut, das ist per se ei-
ne gute Nachricht.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Die Vernetzung von Schule, Kita, Jugendhilfe und
Sportvereinen et cetera – meine Vorredner haben
das in der Tiefe dargestellt, ich will das nicht alles
wiederholen – ist eine gute Nachricht; das hat
auch Herr Rabe nicht abgestritten.

Es gibt Fragen, die durchaus ihre Berechtigung ha-
ben, wie zum Beispiel die Frage, warum diese Re-
form jetzt kommen soll. Auf diese Fragen sind Ant-
worten gegeben worden. Es geht um das von Ih-
nen so hoch geschätzte Elternwahlrecht. Die Eltern
haben mit Ihren Füßen abgestimmt und sie möch-
ten das jetzt umgesetzt haben. Dem kann man
sich nicht verweigern, so wie Sie es tun.

Wir haben zurzeit eine erhebliche Nachfrage im Ki-
ta-, Elementar- und Hortbereich. Die Kitas, die eine
Hortbetreuung anbieten, aber keine Kooperation
mit einer Schule eingehen wollen, müssen die
Chance haben, ihre Hortplätze in andere Betreu-
ungsplätze umzuwandeln. Dass sie dabei Unter-
stützung und Hilfe brauchen und Gespräche ge-
führt werden müssen, ist vollkommen unumstritten,
auch, dass diese Reform weiter begleitet werden
muss. Das ist aber ein Prozess und dem kann man
sich nicht einfach entgegenstellen.

Frau Veit, wenn Sie sagen, das sei durch die Hin-
tertür eingeführt, dann muss ich schon ein wenig
schmunzeln. Wenn wir das debattieren und öffent-
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lich darüber diskutieren, ist das alles andere, aber
nicht durch die Hintertür eingeführt.

Herr Yildiz, in Ihre Richtung. Es wurde noch einmal
vorgerechnet, dass nicht mehr Kosten anfallen.
Das Entscheidende ist doch aber, dass gerade der
Personenkreis, den Sie ansprechen wollen – Mi-
grationshintergrund et cetera –, künftig auch von
einer festen Betreuung zwischen 8 und 16 Uhr pro-
fitieren wird. In diesen Bereichen hat es doch bis-
lang häufig keine Betreuung gegeben. Sie müssen
doch auch erkennen, dass es da eine klare Ver-
besserung gibt.

Noch einmal in Richtung SPD. Sie müssen auch
einen Schritt weiterdenken. Bundesweit stehen wir
vor der Frage der Vollbeschäftigung und da müs-
sen wir Antworten finden,

(Dirk Kienscherf SPD: Ach, so ist das! – Zu-
rufe von der SPD)

auch, was die Betreuung der Jugend anbelangt.

(Zuruf von der SPD)

– Bitte?

(Carola Veit SPD: Rede mal weiter!)

– Ich habe Ihren unqualifizierten Zwischenruf nicht
verstanden, aber dass er unqualifiziert war, das
weiß ich.

(Glocke)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt (unterbrechend):
Meine Damen und Herren! Darf ich um Ruhe bit-
ten? Der Redner ist dran.

Stephan Müller (fortfahrend): Ich finde, da muss
man Antworten finden. Das ist der Unterschied. Sie
haben viele, durchaus berechtigte Fragen. Aber
haben Sie auch Antworten?

(Ties Rabe SPD: Haben Sie doch auch
nicht!)

Das ist der springende Punkt. Die haben Sie nicht,
Sie können keine Antworten präsentieren. Wir alle
wollen, dass die Hortbetreuung ausgeweitet wird.
Wie wollen Sie das denn in der Zukunft finanzie-
ren?

(Andy Grote SPD: Sie wollen, dass wir Ihre
Probleme lösen!)

Sie sind alle Antworten schuldig geblieben.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Weil Sie nicht darauf eingegangen sind, mache ich
es: Ihr Landesvorsitzender hat angekündigt, er
wolle innerhalb eines überschaubaren Zeitraums
von vier Jahren alle Bereiche kostenfrei gestalten.
Leider kann ich in die Kurt-Schumacher-Allee kei-
ne Kleinen Anfragen stellen – ich würde mit Sicher-
heit eine Menge stellen –,

(Andy Grote SPD: Sie sind ja schon in der
Opposition angekommen, Herr Müller!)

weil auch hier keine Antworten von Ihrer Seite
kommen, wie Sie das finanzieren wollen. Ich be-
trachte diesen Vorstoß als zweiten untauglichen
Versuch von Herrn Scholz, die Lufthoheit über
Hamburgs Kinderbetten zu erlangen. – Danke
schön.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL – Ingo Egloff SPD: Schill lässt grüßen!)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Herr
Yildiz.

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Herr Müller! Sie tragen
mit Ihrer Hortreform nicht zur Vollbeschäftigung
bei; Sie stellen keinen einzigen neuen Mitarbeiter
ein. Sie versuchen, mit den vorhandenen Mitarbei-
tern 10 000 Kinder mehr zu betreuen, und das ist
unverantwortlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Genauso unverantwortlich ist, uns vorzuwerfen, wir
würden den Elternwillen mit Füßen treten. Sie zei-
gen mit Ihren eigenen Zahlen, dass das Kita-Gut-
scheinsystem 10 000 Kinder von der Betreuung
ausschließt. Wir bräuchten die Hortreform nicht so-
fort umzusetzen, wenn Sie diesen 10 000 Kindern
Gutscheine bewilligen würden. Dann hätten wir
vorübergehend eine Hortbetreuung für jedes Kind
in dieser Stadt und Sie hätten die Möglichkeit, die
Hortreform in den Ganztagsschulen sinnvoll vorzu-
bereiten und ein Konzept zu erarbeiten, mit dem
sie vorangetrieben werden kann. Das Problem ist,
dass Sie das nicht wollen. Sie wollen nur, dass das
nichts kostet und diese Reform auf Kosten der Kin-
der und der Erzieherinnen und Erzieher umgesetzt
wird. So geht das nicht.

Sie haben die Pilotschulen angesprochen, Frau
Goetsch. Natürlich wollen die Eltern das in An-
spruch nehmen. Jeder Mensch würde wollen, dass
seine Kinder ganztägig in der Schule betreut wer-
den – auch, wenn die Betreuung dort nicht so ist,
wie man es sich wünschen würde –, statt sie auf
der Straße zu wissen. Das würde ich mir auch
wünschen, das ist besser als nichts. Es kann aber
nicht sein, dass wir immer das Schlechtere aus-
wählen. Wir haben die Möglichkeit, diese Reform
langfristig zu planen, damit das Konzept der Hort-
arbeit an den Schulen erfolgreich werden kann.
Sie haben uns bislang weder ein pädagogisches
noch sonst ein vernünftiges Konzept vorgestellt.

Sie sagten, Sie würden neue Mitarbeiter einstellen;
das würde ich gerne noch einmal schriftlich haben.
Sie sagten auch, dass Sie mit den Trägern der of-
fenen Kinder- und Jugendarbeit sprechen würden.
Wissen Sie, ich habe gestern eine Sitzung mit de-
nen gehabt; Sie haben die noch nicht einmal ange-
sprochen.
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(Michael Gwosdz GAL: Das ist doch
Quatsch!)

Wir möchten, dass Sie uns und den Trägern die
Möglichkeit geben, diese Reform kritisch zu beglei-
ten, und zwar bevor die Planungen abgeschlossen
sind und alles umgesetzt werden soll. Wir möch-
ten, dass diese Reform erfolgreich wird, aber keine
Reform auf Kosten unserer Kinder.

Sie haben viele Fragen noch nicht beantwortet.
Nehmen wir zum Beispiel die Ferienbetreuung. In
der Pilotschule Möllner Landstraße müssen alle El-
tern schon jetzt angeben, wann Sie 2011 Urlaub
machen wollen. Bis zu den Sommerferien sind es
noch fast acht Monate, aber das muss schon jetzt
aufgeschrieben werden.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Das ist voll-
kommen normal!)

85 Prozent der Kinder wurden nicht für eine Hort-
betreuung in der Ferienzeit angemeldet. Ich weiß
nicht, ob diese Kinder verreisen oder einfach nichts
tun, jedenfalls werden nur 15 Prozent der Kinder in
den Ferien betreut. Was passiert denn da mit den
Erzieherinnen und Erziehern, die dann nur diese
15 Prozent zu betreuen haben; werden die nach
Hause geschickt?

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Urlaub ma-
chen!)

Wir brauchen ein Konzept, mit dem wir auch arbei-
ten können, mit dem vor allem die Träger und die
Schulen arbeiten können. Es hilft uns nicht weiter,
wenn Sie sagen, die Eltern wollen das. Ich möchte
das auch, aber nicht so schnell, wie Sie es wollen,
und nicht auf unsere Kosten.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Herr
Senator Wersich.

Senator Dietrich Wersich: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! CDU und GAL wollen die
Ganztagsbetreuung für Kinder in den Schulen in
Zusammenarbeit von Schule, Kita und Jungendhil-
feträgern. Dafür müssen wir Dinge in Hamburg än-
dern.

Herr Rabe und Frau Veit haben die Schulsenatorin
in einer Art und Weise angegriffen, die ich für völlig
unangemessen halte.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Sie haben gegen die Schulen und gegen die Stan-
dards, wie sie zum Beispiel in Vorschulklassen üb-
lich sind, geredet. Ich verstehe Ihre Strategie nicht.
Da kann ich nur sagen: Viel Spaß bei der Suche
nach Koalitionspartnern.

(Heiterkeit bei der CDU – Ingo Egloff SPD:
Sie brauchen ja keine mehr! Mit Ihren 20

Prozent brauchen Sie gar nicht mehr zu su-
chen! – Glocke)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt (unterbrechend):
Meine Damen und Herren! Darf ich um Ruhe bit-
ten?

Senator Dietrich Wersich (fortfahrend): – Sie ha-
ben recht, ich habe die Hoffnung, dass
Schwarz-Grün keine weiteren Koalitionspartner
braucht.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Ingo
Egloff SPD: Nee, weil es vorbei ist!)

Wir wollen dieses neue Angebot. Es ist wirklich ein
neues Angebot, denn es besteht aus drei Baustei-
nen. Es umfasst nicht nur die Schule und nicht nur
den Hort, sondern auch die anderen Angebote, die
für Kinder und Jugendliche im Nachmittagsbereich
da sind, denn natürlich wollen wir auch nicht, dass
diese Angebote nicht mehr den Zugang zu den
Kindern finden. Wir wollen den Sport integrieren,
die Musik und die Jugendverbandsarbeit. Deshalb
entsteht etwas Neues und deswegen bringt uns
der Blick auf das Alte nicht weiter.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Bei der SPD ist heute wieder alles im Angebot.
Wollen Sie das nun oder wollen Sie es nicht? Sind
wir zu langsam oder zu schnell? Planen wir zu lan-
ge oder zu kurz? Gestern haben Sie die Personal-
standards noch gelobt, als es um kleinere Klassen
ging. Sind diese nun plötzlich Teufelswerk? Und
wenn wir es wagen, die von Ihnen für die Betreu-
ung von Fünfjährigen in den Vorschulklassen ge-
lobten Personalstandards auch für die Nachmit-
tagsbetreuung von Zehnjährigen gelten zu lassen,
sind wir dann des Teufels?

Die SPD bietet immer beides; in der Hoffnung, alle
Kritiker der Veränderung zu ihren Wählern zu ma-
chen. Mit dieser Haltung verändern Sie aber nichts
in dieser Stadt, sondern dies ist ein Zeichen von
Bedenkenträgern und einer Erstarrung in der Op-
position.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Vizeprä-
sident Wolfhard Ploog übernimmt den Vor-
sitz)

Wir sagen nicht, alles soll anders werden, aber
nichts soll sich ändern. Das ist keine politische Hal-
tung, die man gebrauchen kann, wenn man in der
Regierung gestalten will. Wir sagen, wir wollen än-
dern und wir ändern im Gespräch und in der Zu-
sammenarbeit mit den Kita-Trägern in der Stadt
das Angebot an den Schulen. Wir werden dazu
Vereinbarungen abschließen und sind gut beraten,
das zügig zu machen, darauf ist schon hingewie-
sen worden. Jetzt haben die Kita-Träger die Chan-
ce, im Rahmen des weiteren Ausbaus der Kinder-
betreuung auch Kapazitäten, die nicht mehr benö-
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tigt werden, dann umzuwandeln in Kapazitäten für
Elementarplätze und Hort. Wenn wir das so ma-
chen in ein paar Jahren, wie Sie das wollen, dann
ist diese Bewegung vorbei. Dann müssen Sie den
Leuten sagen, dass sie, wenn sie nur auf die
Ganztagsschule setzen, den Hortträgern schlicht-
weg die Türen verschließen und diese sehen müs-
sen, wo sie bleiben, aber nicht bei dem Konzept,
das Schwarz-Grün zusammen verfolgt. Dort sind
die Hortträger dabei.

Ich will noch einmal an die Hortträger an dieser
Stelle appellieren. Wir haben steigende Hortbe-
treuungszahlen, wir haben weiter steigende Nach-
fragen. Wir haben entgegengesetzt zu dem, was
Herr Yildiz und andere gesagt haben, auch immer
mehr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Hortbe-
reich, weil mehr Kinder betreut werden. Es gibt kei-
nen Grund zu unüberlegten Reaktionen oder vor-
zeitigen Schließungen, im Gegenteil, wir sind im
Gespräch miteinander, wie wir den geordneten
Übergang in der Zusammenarbeit von Schule und
Hort und den geordneten Übergang in den Fällen
gestalten und auch finanzieren können, wenn es
darum geht, aus Hortplätzen Krippenplätze oder
Elementarplätze zu machen. Insofern ist das klare
Signal der geordnete Übergang. Die Behörden
sind im Gespräch mit den Kita-Trägern, die ganze
Sache ist eine gute Sache für Hamburgs Kinder
und für Hamburgs Familien und deswegen hätten
sie mehr verdient, als die Bedenkenträgerei der
Opposition. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Meine Damen
und Herren! Die Redezeit der Aktuellen Stunde ist
erschöpft. Nach der Geschäftsordnung hat jetzt
noch jede Fraktion die Möglichkeit für fünf Minuten.
– Es hat sich zunächst Frau Veit gemeldet, bitte
sehr.

(Wolfgang Beuß CDU: Die entschuldigt sich
jetzt!)

Carola Veit SPD:* Vielen Dank, Herr Präsident! Es
ist nett, Herr Senator Wersich, dass Sie uns be-
scheinigen, dass wir demnächst in diesem Hause
einen Koalitionspartner brauchen werden.

(Jörn Frommann CDU: Die hat das ja immer
noch nicht verstanden!)

– Den braucht man doch nur, wenn man regiert,
oder?

Niemand hat etwas dagegen, Dinge zu ändern,
aber die Frage ist doch, wie und manchmal auch,
in welchem Tempo. Vieles von dem, was Sie uns
erzählt haben, passt einfach nicht zusammen. Es
passt auch nicht zu dem, was wir an den Pilot-
standorten erleben, zum Beispiel, wenn Sie uns
von der Integration der Jugendhilfe und sonstigen
Angeboten erzählen. Das ist doch schlichtweg

Quatsch. Es gibt im Übrigen gute Gründe, warum
in den Horten andere gute Personalschlüssel gel-
ten von 1:16 oder 1:17, die Sie jetzt heraufsetzen
wollen auf 1:23.

Sie haben noch in keiner Debatte und an keiner
Stelle so viel von Hamburgs Eltern gesprochen wie
heute, das war wirklich beeindruckend. Die Eltern
werden sehr gut vertreten vom Landeselternaus-
schuss, vom Hamburger Hortbündnis und von der
Elternkammer. Und sie sind sich unisono einig in
ihrer massiven Kritik an Ihren Planungen, die Sie
vorlegen. Das denkt sich doch nicht die Opposition
aus, es sind doch Hamburgs Eltern, die diese Kritik
äußern, Herr Senator Wersich und Frau Senatorin
Goetsch.

(Beifall bei der SPD)

Sie sagen, es sei der Wunsch der Eltern, aber das
ist erstaunlich, denn es gibt bisher überhaupt kein
Verfahren, bei dem Eltern diese Wünsche äußern
könnten. Bisher haben Sie sich doch immer strikt
geweigert, über die bestehenden Wartelisten bei
Horten auch nur zu reden, Herr Senator Wersich.

(Beifall bei der SPD)

Noch einmal drei Worte zu Ihrem Zeitplan. Bis zum
Januar/Anfang Februar sollen sich die 80 Schulen
bewerben, die zum nächsten Jahr dazukommen
sollen. Im April erst, das haben wir vorhin gehört,
werden Sie den Landesrahmenvertrag mit den Ki-
tas auf Augenhöhe ausgehandelt haben. Hier kann
man nur fragen, auf welcher Grundlage sich ei-
gentlich Schulen und Träger im Januar beworben
haben, wenn Sie erst im April den Vertrag ma-
chen? Und im Juni wollen Sie erst den neuen
Schulentwicklungsplan vorlegen, wo wir dann die
räumlichen Rahmenbedingungen finden werden
und erst sehen können, wie viel Platz an den
Schulen sein wird. Und im August sollen die
Schulen dann schon starten. Das passt doch nicht
zusammen, der Zeitplan gehört in Wahrheit an-
dersherum. Man muss erst die Rahmenbedingun-
gen klären und dann die Schulen auffordern, sich
zu bewerben und sich Träger zu suchen.

(Beifall bei der SPD)

Dann sagte Frau Senatorin Goetsch vorhin, es
stünden noch 35 Millionen Euro zur Verfügung. Da
haben wir uns wirklich gewundert, denn es handelt
sich hier um Konjunkturmittel. Wir bekommen doch
sonst immer vorgelegt, wie diese Mittel abfließen
und wie sie zur Verfügung stehen. Es gab tatsäch-
lich einmal 35 Millionen Euro für die Gemein-
schaftsflächen für die verlässliche Betreuung auch
an Primarschulen. Ich kann Ihnen sagen, was mit
diesen 35 Millionen Euro passiert ist. 28,5 Millio-
nen Euro sind längst an andere Stellen umge-
schichtet, und zwar, Frau Senatorin, zugunsten der
Aula der Jugendmusikschule, der Sanierung von
Lehrschwimmbecken, des Hauses der Lehrerbil-
dung, des Projekts Schulen als Klimaunternehmer,
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Fachräume für Naturwissenschaften, Sportstadt
Hamburg, Licht in Schulen, Schulen in freier Trä-
gerschaft, Maßnahmen des HiB (Hauptschüler in
den Beruf) und Verbesserungen der Schulinfra-
struktur. Das ist alles gut und schön, aber es hat
mit Ganztagsbetreuung nur sehr wenig zu tun.
Deswegen stehen diese 35 Millionen Euro eben
nicht zur Verfügung.

(Beifall bei der SPD)

Ein letzter Satz noch

(Jörn Frommann CDU: Gott sei Dank!)

zur heutigen Verkündung, die Kosten für die Eltern
würden nun doch nicht so ansteigen, wie es seit ei-
nem Jahr in allen Behördenpapieren und in den
Konzepten steht. Es war klar, dass dies heute ver-
kündet würde; deshalb bin ich vorhin, Frau Blöme-
ke, nicht darauf eingegangen. Jetzt verkünden Sie
heute die soziale Staffelung der Elternbeiträge für
die Randzeiten; es soll nicht noch teurer werden.
Darauf fällt doch niemand herein, die Kritiker aus
dem Hortbündnis haben das seit Mai 2009 ange-
mahnt. Trotzdem sind die Pilotschulen ohne diese
Staffelung gestartet. Da gibt es keine soziale Staf-
felung und dort wird unter dem Strich mehr ge-
zahlt. Und erst jetzt, wo die GABI von allen Seiten
ein bisschen Haue bekommt, bewegen Sie sich ein
kleines Stück, aber an den grundlegenden Proble-
men ändert dies überhaupt nichts. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr von Frankenberg.

Egbert von Frankenberg CDU: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Lieber Herr Rabe, Ihre
Äußerung hatte mich dazu veranlasst, mich zu
Wort zu melden. Ich hatte Ihnen auch durch einen
Zwischenruf gesagt, dass das nicht stimmt. Ich
kann Ihnen das so nicht durchgehen lassen. Ich
finde es nicht gut, dass hier immer irgendetwas ne-
benbei behauptet wird, das dann gar nicht stimmt
und den Fakten nicht entspricht. Sie behaupten, im
Schulbereich sei alles unvorbereitet und planlos,
aber das stimmt nicht.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Das sind schlichtweg nur rhetorische Metaphern.
Sie tun den Leuten, die tagtäglich an den Projek-
ten arbeiten, bitter unrecht, wenn Sie so tun, als
würde hier planlos irgendetwas übergestülpt. Das
geht so nicht und ich finde es schlichtweg unmög-
lich, wie Sie hier vorgehen.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Wilfried
Buss SPD: Dann sagen Sie doch mal, wo
was geplant wurde!)

– Ich sage Ihnen ganz genau, wo etwas geplant
wurde.

Es gibt zum Beispiel die AG zur Abschaffung des
Sitzenbleibens.

(Wilfried Buss SPD: Das hat er nicht bestrit-
ten!)

Das haben wir in der letzten Legislaturperiode be-
gonnen. Auch die Stadtteilschule gibt es seit 2006.
Bei der AG zur Integration haben Sie so getan, als
würden die jetzt anfangen sich zu sammeln, aber
dies läuft schon seit 2004.

(Heiterkeit bei der SPD)

Wer jetzt lacht, hat offenkundig seine Hausaufga-
ben nicht gemacht, das kann ich nicht anders be-
zeichnen.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Wilfried
Buss SPD: Was hat denn die AG bis jetzt
ausgebrütet?)

– Das ist eine zweite Sache, wenn Ihnen die Re-
sultate nicht passen, aber Sie können nicht sagen,
da würde nichts passieren.

(Ingo Egloff SPD: Wenn ich nicht mehr wei-
ter weiß, gründe ich einen Arbeitskreis!)

Ich habe das Gefühl, bei Ihnen gibt es einige Leu-
te, die die Papiere, die sie lesen sollten, nicht wirk-
lich zur Kenntnis nehmen, und das ist nicht gut.

Auch der Bereich Kita und Hort ist gut vorbereitet.
Das ist ein transparentes Verfahren, bis 2013 wer-
den beide Dinge parallel laufen. Ich verstehe Ihre
Strategie bei dem ganzen Konzept nicht. Ich habe
das Gefühl, die SPD ist immer dagegen, man weiß
zwar nicht, warum, aber das kennen wir mittlerwei-
le. Bei Ihnen ist völlig unklar, wofür Sie eigentlich
sind. Wofür steht die SPD in Hamburg? Das bleibt
völlig im Unklaren, weil bei Ihnen sowieso jeder
sagt und macht, was er will.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Ich verstehe Sie nicht und das mag an mir liegen,

(Beifall bei der SPD – Karin Timmermann
SPD: Genau!)

aber ich glaube, viele Hamburgerinnen und Ham-
burger werden Sie und Ihre Vorgangsweise auch
nicht verstehen; so geht es auf keinen Fall.

Wir haben ein gutes Konzept, es wird auf gleicher
Augenhöhe sein und wir sind auf einem guten
Weg. Die Hamburger Eltern und Kinder warten
darauf, also machen wir uns auf den Weg und hö-
ren nicht auf die SPD, dann sind wir immer gut be-
raten.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort hat
Frau Blömeke.
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Christiane Blömeke GAL: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Herr Rabe sagte, das Chaos
würde ausbrechen. Warum messen Sie uns nicht
an den Taten, wenn es so ist, dass Sie es exakt
beurteilen können. Das ist einer der Unkenrufe, der
überhaupt nicht belegbar ist. Sie machen das Cha-
os daran fest, dass Sie meinen, 80 Schulen müs-
sten dies alles jetzt durchziehen – auch bei Frau
Veit kam das durch – und sofort ihre verlässliche
Ganztagsbetreuung realisieren. Das ist doch Un-
sinn, das haben wir schon mehrfach ausgeführt.
Nur dort, wo die Eltern und die Schulen es wollen,
wird in einem geordneten Prozess zusammen mit
den Kita-Trägern, später dann auch durch Geneh-
migung der Behörde, die ganztägige Betreuung
stattfinden. Wenn von diesen 80 Schulen nachher
vielleicht nur 30 mitmachen, dann ist es eben so;
das hat die Senatorin auch gesagt. Es kommt nicht
darauf an, möglichst schnell alle dahin zu bekom-
men, sondern es wird darauf ankommen, die Qua-
lität umzusetzen und für mehr Bildungsgerechtig-
keit und Chancengerechtigkeit zu sorgen. Und Ihre
vorzeitigen Unkenrufe, dass das Chaos ausbre-
chen würde und alles nicht durchdacht sei, sind
Unfug, weil es hier wirklich darum geht, in einem
geordneten Prozess der Freiwilligkeit, in Kooperati-
on mit allen Beteiligten, eine ganztägige Betreuung
an der Schule umzusetzen, die es möchte und bei
der alle Voraussetzungen stimmen. Da entsteht
kein Chaos.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Dann wird immer gesagt, man solle erst die Eva-
luation abwarten, es einmal ein Jahr machen und
dann mit einer wissenschaftlichen Begleitung prü-
fen. Es wird evaluiert, es gibt eine prozessbeglei-
tende Evaluation und aus dieser, auch das haben
wir gehört, hat sich bereits eine Überarbeitung er-
geben, nämlich zum einen der Gebühren und zum
anderen der sogenannten Erzieher-Kind-Relation.
Das hat Frau Veit ausnahmsweise richtig wieder-
gegeben.

(Karin Timmermann SPD: Was soll das
denn? – Ingo Egloff SPD: Immer diese
Oberlehrertour!)

Wir haben jetzt einen Personalschlüssel von 1:17
bis 19 beziehungsweise einen von 1:21 bis 23,
wenn es sich nicht um sozial benachteiligte Stadt-
teile, also KESS-Gebiete, handelt. Genau aus dem
Grund, Herr Yildiz, warten wir nicht ab, weil wir es
jetzt brauchen, die Eltern fragen es jetzt nach.

Ich möchte noch einmal auf die Kita-Träger zu
sprechen kommen, das hatten wir eben bei Sena-
tor Wersich gehört. Wir wollen einen Übergang ge-
stalten, der es den Kita-Trägern auch ermöglicht
zu agieren, wenn wir den Rechtsanspruch der Kin-
der ab dem ersten Lebensjahr umsetzen wollen.
Wir brauchen dringend mehr Krippenplätze und
einen weiteren Ausbau, wir brauchen weitere Ele-

mentarplätze und wir können den Kita-Trägern
jetzt dadurch helfen. Deshalb sind sie auch sehr
erpicht darauf, in diese ganztägige Betreuung an
den Schulen einzutreten, wenn wir diesen Prozess
zum jetzigen Zeitpunkt stattfinden lassen mit einer
prozessbegleitenden Evaluation.

Die Rückmeldungen aus den Pilotschulen – ich
weiß nicht, Frau Veit, woher Sie immer Ihre Infor-
mationen bekommen, aber Sie könnten uns gern
einmal vorlesen, wer das oder das gesagt hat –

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was ist denn
das hier für ein Verhör?)

sind sehr positiv, und nicht zuletzt haben sich die
Schulen sogar gegenüber der Presse positiv geäu-
ßert.

Natürlich gibt es noch Punkte, bei denen man ge-
nauer hinschauen und eventuell in Kooperation
noch nachbessern muss, das bleibt nicht aus. Ich
würde mich wirklich freuen, wenn es gemeinsam
gelingen würde, etwas Mut zu entwickeln. Wir ha-
ben diesen Mut, Sie haben ihn nicht.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Michael
Neumann SPD: Mut hat was mit Todessehn-
sucht zu tun! Mut verlangen Sie doch von
den Eltern!)

Ich würde mir einfach wünschen, dass Sie den Mut
entwickeln, weil es eine große Aufgabe ist. Es geht
nicht nur darum, die Horte aus den Kitas zu neh-
men und einfach in die Schule zu geben. Wir ha-
ben hier, das wurde auch in den Ausführungen
deutlich, ein völlig neues Konzept. Aber ich bin fest
davon überzeugt, dass am Ende die Eltern und vor
allen Dingen die Kinder, insbesondere auch die
Kinder aus den benachteiligten Elternhäusern,
durch diese überwiegend kostenfreie Betreuung
mehr Chancengerechtigkeit und Bildungsgerech-
tigkeit bekommen. In diesem Sinne würde ich mich
freuen, wenn die Opposition mitarbeitet und das,
was sie heute gehört hat – ich denke, das waren
viele Argumente, die ihre Behauptungen entkräftet
hat –, auch an die Eltern weitertragen würde.

(Zuruf von Dr. Andreas Dressel SPD)

Wenn Sie sagen, Frau Veit, der LEA sei doch sehr
kritisch, dann kommt das auch daher, dass Sie
permanent Behauptungen aufstellen, die durch
nichts zu belegen sind, und die nicht stimmen.

(Beifall bei der CDU – Ingo Egloff SPD: Ge-
nau! Wie bei der HSH Nordbank!)

Sie können sich darauf verlassen, dass wir natür-
lich auch mit dem LEA in Kontakt treten werden,
um diese von Ihnen permanent falschen Behaup-
tungen richtigzustellen.

(Ingo Egloff SPD: Ihr regiert und wir haben
schuld!)
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Ich würde mir wünschen, dass wir gemeinsam die-
sen Mut entwickeln, aber anscheinend fehlt der
SPD-Fraktion der Mut, der LINKEN ebenso. Ich
hoffe, dass wir die Eltern gewinnen werden und
das werden wir, weil sehr viele Eltern schon über-
zeugt sind und die Nachfrage da ist. Diejenigen,
die noch kritische Fragen haben, können sich gern
an uns wenden und wir werden in Gesprächen
oder auch während des Prozesses in der Schule,
mit den Kita-Trägern die Fragen beantworten, die
noch offen sind.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort hat
Herr Yildiz.

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Eines möchte ich zuerst fest-
stellen: Wir haben nichts gegen ganztägige Bil-
dung und Betreuung.

Frau Blömeke, dass Sie uns ständig Vorwürfe ma-
chen – Sie kennen mich doch und meine Fraktion.
Ich bin immer der erste, wenn Träger, eine Kita
oder LEA sich über irgendetwas beschweren, der
zu ihnen geht und mit ihnen spricht. Sie sagen
doch selbst, dass Sie mit LEA sprechen werden,
wir dagegen haben das schon getan. Wir haben
auch mit den Trägern gesprochen. Wir haben nicht
nur mit den Schulleitern gesprochen, die jetzt die
ganztägige Betreuung gewährleisten, sondern wir
haben direkt mit dem Personal gesprochen, das
dies verantworten und umsetzen muss. Das müs-
sten Sie einmal tun, nicht nur mit den Schulleitern
sprechen, sondern auch mit dem Personal selbst.

Ein anderes Beispiel: Gestern habe ich mit einer
Lehrerin gesprochen, die aus einer Schule kommt,
die sich auch beworben hat. Sie sagte, sie be-
kämen irgendetwas von der Schulbehörde, es wür-
de etwas vorgeschlagen, die Schulleiterin benenne
Paragrafen und neue Vorschläge, aber sie wisse
selbst nicht, worum es eigentlich ginge und wie sie
das umsetzen solle, denn sie hat das Personal da-
zu nicht. Wir sagen dazu, dass es vernünftig um-
gesetzt werden kann. Ich mache Ihnen hierzu
einen konkreten Vorschlag, der auch auf die Be-
dürfnisse der Eltern eingeht: Geben Sie
10 000 Kindern einen Gutschein, damit sie eine
Hortbetreuung bekommen, damit wir die Hort-Re-
form und die Pilotphasen sinnvoll bis 2013 mitver-
folgen und wissenschaftlich begleiten können, und
wir am Ende eine vernünftige, ganztägige Betreu-
ung in der Schule umsetzen können. Geben Sie
jetzt allen Kindern, die diese Bedarfe haben, und
allen Eltern, die ihre Kinder auf die ganztägigen
Schulen schicken möchten, einen Hortplatz-Gut-
schein, dann haben Sie das Problem bis 2013 ge-
löst und die Eltern sind zufrieden. Und wenn die El-
tern dann 2013 ihre Kinder auf die Ganztags-
schulen schicken, dann haben wir kein Chaos. Sie

sagen vielleicht, das sei nicht chaotisch, aber das
sagen die Menschen vor Ort.

(Michael Gwosdz GAL: Jetzt 10 000 mehr!)

Herr Wersich hat eines sehr deutlich gesagt. Er
sagte, er appelliere an die Träger und dies zu
Recht, weil die Träger nicht mitmachen wollen, sie
kritisieren diese Reform.

(Christiane Blömeke GAL: Das stimmt über-
haupt nicht! Die Träger machen mit!)

Schauen Sie doch einmal auf die Internet-Seiten
der Träger. Ich habe auch mit den Trägern gespro-
chen. Die Betriebsräte der Träger kritisieren das.
Die Kita-Träger sind nicht mit so einer schnellen
Umsetzung einverstanden, weil sie vieles befürch-
ten, was auf sie zukommt, zum Beispiel, wie viele
Kita-Plätze frei bleiben.

Herr Wersich, Sie hatten den Rechtsanspruch auf
2013 verschoben, zusammen mit der Schulreform.
Als Sie in den Primarschulen diese Hort-Reform
mit umsetzen wollten, war auch der Rechtsan-
spruch für zweijährige Kinder gesetzt, damit man
die Lücken, die hierbei auftauchen, schließen
kann. Wenn Sie diese Reform schnellstmöglich
umsetzen wollen, dann müssen Sie den Rechtsan-
spruch für zweijährige Kinder gleich nächstes Jahr
umsetzen. Dann haben die Kita-Träger die Mög-
lichkeit, ihre Lücken schließen zu können. Zu
Recht hat mir eine Hortbetreuerin gesagt, sie wür-
den im kommenden Jahr keine Kinder mehr auf-
nehmen, weil sie selbst nicht wüssten, wie sie wei-
termachen sollten. Wenn Sie jetzt den Rechtsan-
spruch für Zweijährige sofort umsetzen, dann ha-
ben Sie gleichwohl die Lücke geschlossen und
auch Ihr Koalitionsversprechen eingehalten.

Es sollte vernünftig und sinnvoll umgesetzt wer-
den, statt es in großer Eile zu versuchen und auf
dem Weg durch einen Unfall stehenzubleiben.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Meine Damen
und Herren! Damit haben wir das Ende der Aktuel-
len Stunde erreicht.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf, Drucksa-
che 19/6467: Wahl eines vertretenden Mitglieds
des Hamburgischen Verfassungsgerichts.

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl eines vertretenden Mitglieds des Hambur-
gischen Verfassungsgerichts
– Drs 19/6467 –]

Weil das Gesetz über das Hamburgische Verfas-
sungsgericht in seinem Paragrafen 4 eine geheime
Wahl vorschreibt, findet die Wahl in Wahlkabinen
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statt. Wir verfahren so, dass Frau Thomas und
Herr Hakverdi abwechselnd die Mitglieder der Bür-
gerschaft in alphabetischer Reihenfolge aufrufen
werden.

Ich bitte Sie dann, zur Kanzleibank zu gehen und
dort Ihren Stimmzettel entgegenzunehmen. Jeder
Stimmzettel enthält Felder für Zustimmung, Ableh-
nung oder Enthaltung. Mit dem Stimmzettel gehen
Sie bitte in eine der beiden Wahlkabinen und neh-
men Ihre Wahlentscheidung vor. Ich bitte, den
Stimmzettel jeweils mit nur einem Kreuz zu verse-
hen. Stimmzettel, die den Willen des Mitglieds
nicht zweifelsfrei erkennen lassen oder Zusätze
enthalten, sind ungültig. Auch unausgefüllte
Stimmzettel gelten als ungültig. Nach der Wahl-
handlung begeben Sie sich bitte zu Herrn Hakver-
di, bei dem die Wahlurne steht. Stecken Sie dann
bitte Ihren Stimmzettel in die Wahlurne.

Ich darf nun Herrn Hakverdi bitten, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen. Meine Damen und Her-
ren! Ich darf bitten, den Geräuschpegel hier im
Hause deutlich zu senken – das gilt für alle, die
sich in diesem Saal aufhalten –, damit jede Kolle-
gin und jeder Kollege seinen Namen auch wahr-
nehmen kann. Herr Hakverdi, bitte beginnen Sie.

(Der Namensaufruf und die Wahlhandlung
werden vorgenommen.)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Meine Damen
und Herren! Ist ein Mitglied dieses Hauses nicht
aufgerufen worden? Das ist erkennbar nicht der
Fall. Ich stelle fest, dass alle Abgeordneten aufge-
rufen worden sind und die Stimmabgabe abge-
schlossen ist. Damit erkläre ich die Wahlhandlung
für geschlossen.

Ich bitte nun, die Stimmenauszählung vorzuneh-
men. Für die Dauer der Stimmenauszählung ist die
Sitzung unterbrochen.

Unterbrechung: 16.28 Uhr

Wiederbeginn: 16.39 Uhr

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Meine Damen
und Herren! Die Sitzung ist wieder eröffnet. Ich
darf Sie bitten, Platz zu nehmen.

Ich gebe Ihnen das Ergebnis der Wahl bekannt.

Bei der Wahl eines vertretenden Mitglieds des
Hamburgischen Verfassungsgerichts sind
107 Stimmzettel abgegeben worden. Alle Stimm-
zettel waren gültig. Herr Dr. von Rönn erhielt 84
Ja-Stimmen, 13 Nein-Stimmen und 10 Enthaltun-
gen. Damit ist Herr Dr. von Rönn zum vertretenden
Mitglied des Hamburgischen Verfassungsgerichts
gewählt worden.

Ich bitte nun Herrn Dr. von Rönn, nach vorne in un-
sere Mitte zu kommen. Herr Dr. von Rönn, die Bür-
gerschaft hat Sie soeben zum vertretenden Mit-

glied des Hamburgischen Verfassungsgerichts ge-
wählt. Dazu darf ich Ihnen die Glückwünsche des
Hauses aussprechen und Sie fragen, ob Sie die
Wahl annehmen.

Herr Dr. von Rönn: Ich bedanke mich für das Ver-
trauen und nehme die Wahl an.

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Da Sie bereits
vertretendes Mitglied des Hamburgischen Verfas-
sungsgerichts sind, haben Sie den Eid nach Para-
graf 7 des Gesetzes über das Hamburgische Ver-
fassungsgericht vor der Bürgerschaft schon gelei-
stet. Eine erneute Vereidigung ist nicht erforderlich.
Im Namen des ganzen Hauses wünsche ich Ihnen
nun als vertretendem Mitglied des Hamburgischen
Verfassungsgerichts weiterhin eine glückliche
Hand in der Amtsführung, alles Gute, Glück und
auch Befriedigung für Ihre Aufgabe. Herzlichen
Glückwunsch.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Meine Damen und Herren! Wir fahren dann fort in
der Tagesordnung. Ich rufe auf den Punkt 11,
Drucksache 19/7655, Bericht des Sozialausschus-
ses: Entwurf eines Gesetzes über die Öffentliche
Rechtsauskunft- und Vergleichsstelle.

[Bericht des Sozialausschusses über die
Drucksache 19/6085:
Entwurf eines Gesetzes über die Öffentliche
Rechtsauskunft- und Vergleichsstelle (ÖRA-Ge-
setz) (Senatsantrag)
– Drs 19/7655 –]

Wer wünscht das Wort? – Herr von Frankenberg,
bitte schön.

Egbert von Frankenberg CDU: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Bereits im Jahre 1922
wurde die Rechtsauskunftstelle des Hamburgi-
schen Amtes für Wohlfahrt gegründet, wie das sei-
nerzeit hieß. Seit 1946 haben wir in Hamburg die
Öffentliche Rechtsauskunft- und Vergleichsstelle
– abgekürzt ÖRA – als Teil der für Soziales zu-
ständigen Behörde. Die Rechtsberatung ist für die
einkommensschwächeren Teile der Bevölkerung
gedacht. Aufgaben sind außergerichtliche Streit-
beilegung, Güteverfahren; zugleich ist sie straf-
rechtliche Sühnestelle und seit den Neunzigerjah-
ren auch außergerichtliche Mediationsstelle. Der
Umfang, über den wir reden, sind 33 000 Rechts-
beratungen, 2000 Verfahren zur außergerichtli-
chen Beilegung von Streitigkeiten und 50 Mediati-
onsverfahren. Wir haben 180 ehrenamtliche Bera-
terinnen und Berater, denen ich ausdrücklich noch
einmal Dank sagen muss, weil sie eine großartige
Arbeit für Hamburg machen.

(Beifall bei allen Fraktionen)
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Nach dieser kleinen Einleitung könnte man natür-
lich sagen, das läuft doch gut, warum Änderun-
gen? Anlass ist aber, dass das Gesetz selbst et-
was in die Jahre gekommen ist. Es ist von 1946,
das ist für ein Gesetz vielleicht gar nicht so fürch-
terlich alt, aber man stellt sich dann immer die Fra-
ge: Machen wir es komplett neu oder ändern wir
hier und da? Es hat durchaus Sinn gemacht, es
einmal komplett neu zu machen; es wird dadurch
insgesamt übersichtlicher. Ziel war eine Anpas-
sung an die veränderte Rechtslage, aber auch ei-
ne zeitgemäße Antwort auf Erfordernisse der Pra-
xis und das ist im vorliegenden Entwurf meines Er-
achtens gut gelungen.

Einige besonders wichtige Erneuerungen möchte
ich nennen. Zum einen ist die Mediation als beson-
dere Form der außergerichtlichen Streitbeilegung
neu aufgenommen. Das war vorher nicht der Fall.
Wir haben auch eine neue Definition der Aufgaben
der Vorsitzenden, der Beraterinnen und Berater;
das ist wesentlich im Gesetz geregelt. Und wir be-
raten heute auch eine Änderung, die wir im Sozial-
ausschuss einstimmig beschlossen haben, nämlich
die pauschale Altersgrenze zu streichen. Alle Frak-
tionen waren sich da einig, auch der Senat be-
grüßte das ausdrücklich. Die pauschale Altersgren-
ze für ehrenamtliche Beraterinnen und Berater
wird, wenn wir so beschließen, heute aufgehoben.
Zukünftig ist ausschließlich die persönliche und
fachliche Eignung ausschlaggebend, nicht mehr
das Alter. Das ist ein sinnvoller Beschluss, den wir
heute fassen wollen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Weitere Änderungen, die ich noch kurz nennen
will: Bei Paragraf 4 – Anspruchsvoraussetzungen,
Anpassung an Bundesgesetz, allgemeine Grund-
sätze – ist einiges, insbesondere das faire Verfah-
ren, noch einmal ausdrücklich geregelt. Es wird
sich auch die Besetzung der Leitung ändern. Eh-
renamtliche Beraterinnen und die Vorsitzenden
werden im Einvernehmen mit der Justizbehörde
zukünftig auf Vorschlag der ÖRA-Leitung benannt.
Das ist durchaus eine praxisgerechte Vereinfa-
chung des Verfahrens. Und auch im Güteverfahren
ist ein Schriftverfahren möglich. Es kommen also
eine ganze Reihe von Anpassungen und Änderun-
gen neu auf Hamburg zu, die ich durchaus einmal
genannt haben möchte.

Außerdem möchte ich erwähnen, dass sich auch
die Gebührenordnung als solche geändert hat. An
der Stelle will ich ausdrücklich der Opposition mei-
nen Dank aussprechen. Ich finde es gut, dass Sie
die Aufhebung der kostenfreien Beratung mitgetra-
gen haben. In Zukunft ist es so, dass man zumin-
dest einen Grundbeitrag bezahlen muss. Sinn und
Zweck der Sache ist es, eine Wertschätzung für
die in Anspruch zu nehmende Leistung zu haben
und Missbrauchstatbeständen entgegenzuwirken.
In Zukunft gibt es einen Regelbeitrag von 10 Euro,

einen ermäßigten Beitrag von 3 Euro und darin
enthalten sind die ganzen Folgeberatungen.

Das ist das Wesentliche des Gesetzes, über das
wir heute beraten. Die Ausschussberatungen im
Sozialausschuss verliefen ansonsten einstimmig.
Wir haben das auch konstruktiv bewertet

(Christiane Schneider DIE LINKE: Interfrak-
tionell!)

mit der Änderung der Altergrenze, die ich schon
vorgestellt habe. Heute bitten wir die Bürgerschaft
um Zustimmung. Zusammenfassend möchte ich
noch einmal ausdrücklich sagen, dass wir das
neue Gesetz begrüßen. Es wird der Praxis gerech-
ter und ist eine vernünftige Anpassung an die Ge-
gebenheiten.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort hat
Herr Kienscherf.

Dirk Kienscherf SPD:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr von Frankenberg, Sie haben
in der Tat relativ ausführlich die Historie, die einzel-
nen Änderungen und wie sich einzelne Beiträge
verändern werden dargestellt. Das will ich nicht
noch einmal alles wiederholen, das ist der Sache
nicht dienlich. Gleichwohl will ich den Dank der So-
zialdemokraten an die ÖRA und an die ehrenamt-
lich dort Tätigen wiederholen. Sie leisten wirklich
eine wichtige Arbeit für einkommensschwache
Haushalte und wir sind froh, dass diese wichtige
Arbeit auch zukünftig fortgeführt werden kann.

(Beifall bei der SPD und der GAL und bei
Egbert von Frankenberg CDU)

Weil wir – jedenfalls im Sozialausschuss – eine
große Einigkeit haben, will ich das nicht unnötig in
die Länge ziehen. Lassen Sie mich aber ein, zwei
Anmerkungen machen.

Das Gesetzesverfahren an sich kann man im
Nachhinein als ein wenig unglücklich betrachten,
um es nett auszudrücken. Wir alle wissen, dass
der Senat im Juni dieses Jahres einen Gesetzent-
wurf zum ÖRA-Gesetz vorgelegt hat. Das ist an die
Ausschüsse überwiesen worden und dann hat sich
erst einmal relativ wenig getan. Die SPD-Fraktion
hat sich diesen Gesetzentwurf sehr intensiv ange-
guckt, hat geschaut, welche Neuerungen es gibt
und wie sie zu bewerten sind, auch das Thema,
dass zukünftig Kosten erhoben werden. Wir haben
gesagt, dass wir das als Fraktion mitmachen wer-
den, weil auch wir glauben, dass es richtig ist, be-
stimmte Kosten zu erheben, dass es natürlich aber
sozial verträglich geschehen muss.

Wir haben allerdings auch entdeckt – und das fan-
den wir nicht richtig –, dass in dieses Gesetz erst-
malig der Tatbestand der Altersdiskriminierung ein-
gebaut worden ist und dass zum ersten Mal vom
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Senat deutlich gemacht worden ist, dass Men-
schen mit 70 Jahren keine ehrenamtliche Tätigkeit
mehr ausüben dürfen. Vor dem Hintergrund der
ganzen Diskussionen, die wir in den letzten Jahren
und Monaten im Sozialausschuss, mit dem Justiz-
senator und auch dem Sozialsenator geführt ha-
ben, halten wir das für völlig unangemessen. Da-
mals war das Signal richtig: Wir wollen in dieser
Stadt seitens der Politik keinerlei Diskriminierungs-
tatbestände schaffen, die dazu führen, ältere Men-
schen von bestimmten Tätigkeiten auszuschließen.

(Beifall bei der SPD)

Die Reaktion ließ nicht lange auf sich warten. Meh-
rere Wochen lang lag dieser Gesetzentwurf herum,
dann hat unsere Fraktion sich dazu geäußert und
in diesem einen Punkt in der Tat gesagt: So geht
es nicht. Sie, Herr von Frankenberg, haben wenige
Stunden später – auch im Namen der GAL-Frakti-
on – darauf reagiert und gesagt, die Kritik der SPD
hinsichtlich der Diskriminierung sei nicht haltbar
und GAL und CDU hätten schon einen fertigen An-
tragsentwurf, der das Ganze letztendlich beheben
würde. Also entweder ist es nicht haltbar oder man
hat einen alternativen Antragsentwurf, beides kann
nicht übereinstimmen, da müssen Sie sich beim
nächsten Mal schon entscheiden.

Besonders verwundert hat uns dann die Beratung
im Rechtsausschuss Anfang September, Wochen,
nachdem Sie im Namen von GAL und CDU erklärt
haben, Sie hätten einen Gesetzentwurf, der das
Thema Altersdiskriminierung beseitigen würde. Wir
waren doch sehr überrascht, als auf einmal im
Rechtsausschuss gerade die Vertreter Ihrer Frakti-
on – Frau Spethmann an vorderster Front – erklärt
haben, das sei alles richtig so und gerade sie finde
es gut, dass es eine Altersbeschränkung gebe, ge-
rade sie finde diesen Gesetzentwurf so gut, dass
doch der gesamte Rechtsausschuss diesem Ge-
setzesverfahren erst einmal zustimmen solle.
Gleichwohl hat man natürlich gesagt, dass es viel-
leicht noch eine Änderung im Sozialausschuss ge-
ben könne.

Was ist das eigentlich für eine Politik, zwei Wo-
chen vorher zu sagen, man hätte einen Ände-
rungsentwurf, der schon vorliege, der SPD vorzu-
werfen, Kritik zu üben, die nicht angebracht ist,
man wolle nachbessern und zwei Wochen später
im Rechtsausschuss alle aufzufordern, diesem Ge-
setzentwurf, der die Diskriminierung vorsieht, zuzu-
stimmen. Das ist doch keine ehrliche Politik, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD – Carola Veit SPD: Ge-
nau!)

Es ist natürlich gut gewesen – und dafür bedanken
wir uns auch –, dass wir gemeinsam im Sozialaus-
schuss dieses Senatspapier eingefangen haben.
Sie haben im Rechtsausschuss noch ein Petitum
der SPD-Fraktion abgelehnt, diese Bestandteile

letztendlich im Sozialausschuss wieder mit einge-
führt, wofür wir Ihnen auch dankbar sind, und dem
dann zugestimmt. Dann muss man aber auch Ver-
ständnis dafür haben, wenn die Bürgerinnen und
Bürger sagen, dass es wohl nicht angehen könne,
sich in dem einen Ausschuss so zu verhalten und
in dem anderen so. Da muss es auch von Ihnen ei-
ne klare Linie geben, das würden wir uns zukünftig
wünschen.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von Martina
Gregersen GAL)

– Noch einmal vielen Dank, Frau Gregersen, Sie
brauchen sich gar nicht aufzuregen, wir haben das
alles im Sozialausschuss wunderbar hinbekom-
men. Wir haben eine Koalition gehabt zwischen
Linksfraktion und CDU und zwischen GAL und
SPD, die alle gemeinsam dasselbe wollten, näm-
lich, dass dieser Diskriminierungstatbestand ver-
schwindet.

Was ich aber besonders erstaunlich und betrüblich
finde, ist die Haltung der Senatoren Herr Wersich
und Herr Steffen. Insbesondere Herrn Steffen ken-
nen wir, wie er nassforsch überall landauf und
landab immer gegen Diskriminierung auftritt, immer
für mehr Rechte oder für die gleichen Rechte für
alle in diesem Land. Das ist richtig, aber dann er-
warten wir auch zu Recht, dass, gerade wenn ein
Problem ansteht, Sie das auch angehen. Herr
Steffen hat im Ausschuss erklärt, dass er das The-
ma Diskriminierung und Altersdiskriminierung
durchaus gesehen habe und auch mit seiner Ar-
beitsstelle Vielfalt diskutiert hätte, eine Arbeitsstel-
le, die für viel, viel Geld eingeführt worden ist und
wo der eine oder andere die Wirkung bis heute im-
mer noch nicht erfahren hat. Beim Bürger ist bis
heute jedenfalls nichts angekommen.

In diesem Punkt, wo zum ersten Mal konkret in
Hamburg das Thema zu beleuchten und abzuwä-
gen war, führen wir erstmals ein Gesetz ein, das
ganz deutlich macht, dass wir Menschen ab
70 Jahren zum Beispiel nicht mehr dabei haben
wollen. An dieser Stelle haben Sie im Rechtsaus-
schuss erklärt, das hätten Sie bewusst abgewogen
und sich bewusst dafür entschieden, dieses beizu-
behalten. Und da sind Sie – das sehen viele Bür-
gerinnen und Bürger in dieser Stadt auch so – Ih-
rer Verpflichtung als Justizsenator und als derjeni-
ge, der sich das Thema Antidiskriminierung auf die
Fahnen geschrieben hat, nicht nachgekommen.
Sie haben sie fahrlässig geopfert für andere, die
Ihnen gesagt haben, dass sie das möchten. Sie
hätten standhaft bleiben und mit dem Parlament im
Rechtsausschuss gemeinsam diese Klausel besei-
tigen müssen. Das haben Sie nicht gemacht und
das war ein großer Fehler.

(Beifall bei der SPD)

Damit haben Sie letztendlich dem gesamten Ver-
fahren geschadet. Deswegen ist es nicht einzuse-
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hen, dass der Senat nicht frühzeitig die Reißleine
gezogen hat, dass er auf der einen Seite zugelas-
sen hat, dass in dieser Stadt 70-Jährige ehrenamt-
liche Beratungen nicht mehr ausüben dürfen, aber
gleichzeitig hauptamtliche Wirtschaftssenatoren
bestellt werden, die weitaus älter und für arbeitslo-
se Menschen und für den Hafen zuständig sind.
Da geht es und bei dem anderen geht es nicht;
das ist keine aufrechte Politik, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD)

Gerade vor diesem Hintergrund – und da will ich
auch noch einmal ganz persönlich werden, Herr
von Frankenberg – ist es ganz gut und wir haben
das auch an anderer Stelle gehabt, dass es doch
ein Korrektiv in dieser Stadt gibt, wenn Justizsena-
toren und Sozialsenatoren nicht funktionieren. Und
wenn wir uns alle einig sind,

(Jörn Frommann CDU: War Herr Kienscherf
eigentlich beim Friseur? – Olaf Ohlsen CDU:
Herr Kienscherf war beim Friseur!)

im Sozialausschuss gemeinsam etwas bewegen
zu wollen, dann bekommen wir das hin. Es war in
der Tat schade, dass ein Gesetz, von dem 98 Pro-
zent richtig waren und sind, dadurch Schaden ge-
nommen hat, dass Sie und Ihr Senat nicht frühzei-
tig die Reißleine gezogen und diese Dinge korri-
giert haben. Wir hoffen im Sinne der älteren Mit-
menschen in unserer Stadt, dass dieses ein Aus-
rutscher war, Sie zukünftig entsprechend handeln
und Diskriminierungstatbestände dem Parlament
nicht mehr vorgelegt werden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort hat
Herr Lieven.

Claudius Lieven GAL: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Trotz der langen Ausführungen
von Herrn Kienscherf werde ich nicht so lange
brauchen.

(Erste Vizepräsidentin Barbara Duden über-
nimmt den Vorsitz.)

Ich kann mich den inhaltlichen Ausführungen von
Herrn von Frankenberg anschließen und ich kann
mich auch dem Dank an die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der ÖRA, insbesondere an die ehren-
amtlich tätigen, anschließen. Ansonsten war das,
Herr Kienscherf, der sehr bemühte und strecken-
weise unterhaltsame Versuch, eine Mücke zum
Elefanten aufzublasen. Das war wirklich eine sel-
ten bemühte Arbeitsleistung heute.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Was diese Pro- und Kontraabwägung bezüglich
der Frage, ob man nun eine Altersgrenze einfüh-
ren soll oder nicht, betrifft, so war ursprünglich eine

Altersgrenze/Pensionsgrenze plus 5 Jahre, also in
der Regel 70 Jahre, im Gesetz und es gibt
durchaus gute Gründe, darüber nachzudenken.
Ziel ist es, Volljuristen in der Beratertätigkeit zu ha-
ben, die noch einen Bezug zum praktischen Ar-
beitsleben, zur praktischen Rechtsentwicklung ha-
ben, und das ist auch wichtig, weil es im Interesse
der Ratsuchenden ist. Das war ein Argument, das
im Übrigen die Linksfraktion in den Ausschussbe-
ratungen eingebracht hatte.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Man muss auch sehen, dass das durchaus keine
Lappalie ist, weil es im Interesse der Ratsuchen-
den gilt, die richtige Entscheidung zu treffen. Es ist
auch nachvollziehbar, dass an Beraterinnen und
Berater höhere Ansprüche gestellt werden müssen
als an Rechtsanwälte, die durchaus länger als bis
70 Jahre praktizieren können, denn die Ratsu-
chenden sind bei der ÖRA auf die Beraterinnen
und Berater angewiesen. Die können sie sich nicht
aussuchen. Bei einem Rechtsanwalt hat ein jeder
das Recht, sich denjenigen auszusuchen, den er
möchte, und er kann sich natürlich auch einen sehr
erfahrenen alten Rechtsanwalt aussuchen.

Auch aus der Erfahrung der Praxis heraus – das
hatte Herr Steffen in der Ausschussanhörung dar-
gestellt – hat man darüber nachgedacht, diese Al-
tersgrenzenregelung in das Gesetz einzubauen.
Das Gesetzgebungsverfahren – und da sehe ich
überhaupt nicht, wie Sie auch nur eine Nuance von
Kritik finden können – ist am 3. Juni an die Aus-
schüsse überwiesen worden. Am 2. September hat
sich der Rechtsausschuss damit befasst und der
Sozialausschuss abschließend am 20. Oktober.
Heute am 11. November haben wir es in der Bür-
gerschaft. Das ist ein normales Verfahren und
wirklich nicht zu kritisieren, was den zeitlichen Ab-
lauf angeht. Es ist richtig und gut und wir sind letzt-
lich im parlamentarischen Verfahren zu einer von
allen getragenen Anpassung gekommen, diese Al-
tersbegrenzung herauszunehmen. Die SPD und
die Koalitionsfraktionen haben unabhängig vonein-
ander letztlich dieselben Änderungsvorschläge vor-
gelegt aus der Erwägung heraus, dass es richtig
ist, den ehrenamtlichen Beraterinnen und Beratern
zu ermöglichen, länger tätig zu sein und dass die
vorhandenen Regularien zur Bestellung der Bera-
terinnen und Berater völlig ausreichen. Die Leitung
der ÖRA muss der zuständigen Behörde jährlich
einen Vorschlag unterbreiten. In diesem Rahmen
ist es möglich, eine Nicht-Verlängerung zu veran-
lassen, was tunlichst vorher im persönlichen Ge-
spräch erläutert werden sollte. Sollte es erforder-
lich sein, kann aus besonderen Gründen auch un-
terjährig eine Unterbrechung der Beratungstätigkeit
erfolgen. Insoweit ist die Qualitätssicherung auf
Basis der bestehenden Regelungen völlig ausrei-
chend, auch wenn das vielleicht etwas mehr Ar-
beitsaufwand im praktischen Geschäft bedeutet.
Wir haben das im Ausschuss beraten und das Er-
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gebnis unserer Erwägungen war letztlich zu sagen,
dass wir diesen Schritt tun wollen, dass es viel-
leicht ein Stück Mehraufwand in der Verwaltung
sei, dafür aber ein noch besseres Ausschöpfen der
ehrenamtlichen Ressourcen.

Wir haben eine einstimmige Ausschussempfehlung
an die Bürgerschaft und ich hoffe und glaube, dass
wir sie auch einstimmig beschließen werden.
– Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE:* Meine Damen
und Herren, Frau Präsidentin! Wenn man die vierte
Rednerin in einer Angelegenheit ist, bei der sich al-
le einig sind, ist es immer ein bisschen schwierig,
etwas Neues zu sagen. Mir ist aber noch etwas
eingefallen.

(Beifall bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Sie haben nämlich nicht ganz recht, Herr von Fran-
kenberg. Es ist fast auf den Tag genau 100 Jahre
her, als am 14. November 1910 die Hamburgische
Bürgerschaft einstimmig den Beschluss fasste, der
Senat möge sich die Förderung einer Stelle zu ge-
meinnütziger und unparteiischer Rechtsauskunfts-
erteilung angelegen sein lassen.

Der Senat bewilligte anschließend, zunächst für
fünf Jahre, einen jährlichen Zuschuss von
10 000 Mark. Hauptinitiatoren und Hauptinitiatorin-
nen waren, neben staatstragenden, aber – wir sind
in der Kaiserzeit – demokratisch gesinnten Teilen
der Justiz, vor allem die Arbeiter- und Frauenbe-
wegungen. So waren die ersten Vorläufer der ÖRA
die in den Jahren zuvor gegründeten Arbeiterse-
kretariate in Altona, Hamburg und Harburg und die
Beratungsstellen des Zentralverbandes der
Hausangestellten Deutschlands, des Deutschen
Frauenvereins und des der radikalen Frauenbewe-
gung angehörenden Vereins Frauenwohl. Sie alle
hatten sich die Gleichheit vor dem Gesetz und den
gleichen Zugang zum Recht, auch für die Armen
und Entrechteten, auf ihre Fahnen geschrieben.

Ich will hier natürlich nicht die ganze hoch interes-
sante Geschichte der ÖRA erzählen,

(Olaf Ohlsen CDU: Doch, weiter!)

– das kann ich gerne das nächste Mal machen –,
aber ich wollte doch an ihren leitenden Gedanken
erinnern. Dazu kam als zweiter Gesichtspunkt,
nicht nur rechtlichen Rat zu erteilen, sondern auch
Rechtsstreitigkeiten zu schlichten.

Die ÖRA hat in der Bundesrepublik über viele
Jahrzehnte in gewisser Weise immer eine Vorrei-
terrolle gespielt. Dass ihre Geschichte eine Er-
folgsgeschichte ist, hängt vor allem – es ist schon

gesagt worden – mit dem großen ehrenamtlichen
Engagement unzähliger Hamburger Juristinnen
und Juristen zusammen. Ihnen allen, die diese eh-
renamtliche Arbeit von Anbeginn an, also seit nun-
mehr 100 Jahren, geleistet haben, gebührt große
Anerkennung und Dank.

Was ihre verdienstvolle ehrenamtliche Arbeit für
sie selbst bedeutet, hat einer von ihnen, ein Sozial-
richter, so zusammengefasst – Zitat –:

"Gleichzeitig hat mir die ÖRA-Tätigkeit eine
große innere Befriedigung gegeben. Nicht
zuletzt hat sie auch immer wieder positive
Auswirkungen auf meine sozialrichterliche
Tätigkeit gehabt, weil zum einen die sozial-
rechtlichen Probleme hier am frühesten er-
kennbar werden, zum anderen die Vielfalt
der Fragestellungen die sonst oft verengte
Sichtweise immer wieder auf größere Ge-
samtzusammenhänge achten lässt."

Wir begrüßen, um zum eigentlichen Thema zu
kommen, dass die gesetzlichen Grundlagen der
ÖRA novelliert werden. Wir werden diesem Gesetz
zustimmen, das den Aufgabenbereich der ÖRA
eindeutiger als bisher regelt. Neben der Beratungs-
hilfe wird nun auch ihre Aufgabe als Vergleichs-,
Güte- und Mediationsstelle ausdrücklich benannt.
Das Gesetz regelt außerdem Anspruchsvorausset-
zungen und allgemeine Verfahrensgrundsätze, wie
das Recht auf ein faires Verfahren und den An-
spruch auf rechtliches Gehör, die Neutralität des
Verfahrens und die Unparteilichkeit von Beraterin-
nen und Beratern, Vorsitzenden und Mediatoren,
den Vorrang der Konfliktlösung durch Vermittlung
gegenüber dem streitigen Verfahren und vieles an-
dere mehr.

Zu Herrn Kienscherf hätte ich auch noch gern eini-
ge Worte gesagt, aber das hat Herr Lieven über-
nommen. Natürlich gibt es Gründe, diese Sache
anders zu sehen, aber wir haben uns jetzt darauf
verständigt. Man sollte Argumente nicht auf eine
Weise missachten, wie Sie es getan haben. Zu ei-
ner Auseinandersetzung gehören Argumente und
keine Diskreditierungen.

Ich will nur noch auf einen weiteren Punkt einge-
hen. Im Gesetz wird die Verschwiegenheitspflicht
eindeutig geregelt, nämlich in gleicher Weise wie
für Rechtsanwälte. Für uns unerklärlich wird die
Verschwiegenheitspflicht in Paragraf 8 aber einge-
schränkt, wenn es heißt, dass der Schutz der der
ÖRA anvertrauten Daten nicht soweit reiche, dass
die Verpflichtung entfiele, den zuständigen Stellen
etwaig erlangte Kenntnisse über verfassungsfeind-
liche Tätigkeiten zu übermitteln. Dazu sind die be-
auftragten Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
keineswegs verpflichtet. Wir gehen davon aus,
dass sich die Beraterinnen und Berater der ÖRA
an diesem Punkt streng an den Buchstaben des
Gesetzes halten. – Danke.
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(Beifall bei der LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Senator Wersich.

Senator Dietrich Wersich: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Eigentlich wollte ich in die-
se Debatte nicht eingreifen,

(Beifall bei der SPD)

aber nun möchte ich doch noch einmal auf Herrn
Kienscherf eingehen und die Angriffe auf meinen
Kollegen Till Steffen, der heute nicht da ist, zurück-
weisen. Ich möchte Herrn Lieven widersprechen:
Er hat nicht eine Mücke zum Elefanten gemacht,
sondern eher eine Amöbe.

Erstens ist das Parlament der Gesetzgeber. Und
wenn der Gesetzgeber einen Gesetzesentwurf än-
dert, dann ist das eine gute parlamentarische Ge-
pflogenheit

(Dirk Kienscherf SPD: Ja, sag ich doch!)

und mehr nicht.

Zweitens haben Sie inhaltlich in Ihrer Suada ein
kleines Detail übersehen. Die Altersgrenze wurde
nicht von uns neu eingeführt, sondern es gab sie
seit vielen Jahren und es hat sie auch unter der
Zuständigkeit der SPD-Senatorinnen Frau Roth
und Frau Fischer-Menzel gegeben. Wir haben also
keine neue Altersgrenze eingeführt, sondern den
Status quo fortsetzen wollen. Dieser Punkt ist also
nicht der Untergang des Abendlandes.

Drittens bin ich auch als Sozialsenator, der für die
älteren Menschen zuständig ist, froh über die Ge-
setzesänderung, die das Parlament verabschieden
wird. Ich habe mit der ÖRA-Leitung im Vorfeld sehr
intensiv diskutiert und ihrem Wunsch nachgege-
ben, aber noch mehr freue ich mich über das klare
Bekenntnis, die Altersgrenze nicht mit in das Ge-
setz aufzunehmen, auch wenn das der ÖRA dann
etwas mehr Arbeit macht.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir helfen immer ger-
ne, Herr Senator!)

Ansonsten ist alles gesagt. – Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich stelle
fest, dass keine weiteren Wortmeldungen vorlie-
gen. Dann können wir zur Abstimmung kommen.

Wer der Ausschussempfehlung folgen und das Ge-
setz über die Öffentliche Rechtsauskunft- und Ver-
gleichsstelle aus Drucksache 19/6085 mit den vom
Ausschuss empfohlenen Änderungen beschließen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist einstimmig
angenommen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer das soeben in erster Lesung beschlossene
Gesetz in zweiter Lesung beschließen will, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Die Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das Gesetz ist damit auch in
zweiter Lesung und somit endgültig beschlossen
worden.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 5, Drucksa-
che 19/7271, Große Anfrage der SPD-Fraktion:
Berufliche Bildung und Übergangssystem in Ham-
burg – Schwachstellen und Perspektiven.

[Große Anfrage der Fraktion der SPD:
Berufliche Bildung und Übergangssystem in
Hamburg – Schwachstellen und Perspektiven
– Drs 19/7271 –]

Die SPD-Fraktion möchte diese Drucksache an
den Schulausschuss überweisen.

Wer wünscht das Wort? – Frau Ernst, bitte.

Britta Ernst SPD: Frau Präsidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Seit vielen Jahren gelingt es
einer großen Zahl von Jugendlichen in Hamburg
nicht, nach der Schule eine Berufsausbildung zu
beginnen, obwohl sie das gerne tun würden. In der
Altersgruppe der 15- bis Unter-25-Jährigen sind
viele Menschen arbeitslos, darunter viele soge-
nannte Altbewerber. Es fehlen immer mehr echte
duale Ausbildungsplätze. In konjunkturell guten
Zeiten werden die Rückgänge der Vorjahre nie
vollständig ausgeglichen, sodass der langfristige
Trend bei den Ausbildungsplätzen negativ ist. Das
hat sich auch bei den Jugendlichen herumgespro-
chen. Viele sehen schon während ihrer Schulzeit
keine berufliche Perspektive und kennen in ihrem
Freundeskreis nur Jugendliche, denen es misslun-
gen ist, eine Ausbildungsstelle zu finden.

Viele Hamburger Jugendliche verlassen die
Schulen mit unzureichenden Kenntnissen. Wir kön-
nen uns zwar darüber freuen, dass die Quote der
Jugendlichen, die die Schulen ohne Abschluss ver-
lassen, auf 8 Prozent gesunken ist, aber wir wis-
sen aus empirischen Untersuchungen, dass die
Gruppe der Risikoschüler, denen die Basiskompe-
tenzen zum Lesen, Schreiben und Rechnen und
damit die Voraussetzungen, um eine Ausbildung
zu beginnen, fehlen, rund 25 Prozent umfasst.

Als Reaktion auf diese Missstände hat sich in den
letzten Jahren ein sogenanntes Übergangssystem
aufgebaut, das viele Maßnamen umfasst, die den
Jugendlichen helfen sollen. Dieses System ist sehr
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groß geworden, viele Jugendliche landen dort. Wir
wissen aber, dass dieses System den Jugendli-
chen häufig nicht hilft, sondern sich eine Warte-
schleife an die andere reiht.

Wir stehen hier vor einem der wichtigsten Proble-
me in Hamburg. Wer es nicht schafft, einen Beruf
zu erlernen, wird immer Schwierigkeiten haben,
sein Leben eigenverantwortlich zu organisieren
und wird auch immer wieder von Arbeitslosigkeit
bedroht sein. Wir wollen, dass alle Hamburger Ju-
gendlichen, die nicht studieren wollen, in Hamburg
eine Ausbildung machen können.

(Beifall bei der SPD und bei Michael
Gwosdz GAL)

Wie das zu schaffen ist, gehört nach unserer Auf-
fassung ganz oben auf die politische Tagesord-
nung.

Hamburg hat sich auf den Weg gemacht, das
Übergangssystem umzustrukturieren mit dem Ziel,
allen Jugendlichen eine Perspektive zu ermögli-
chen, die Maßnahmen neu zu konzipieren und die
Warteschleifen zu verbessern. Diese Ziele sind
richtig und werden von der SPD-Fraktion auch un-
terstützt. Die Antwort auf unsere Große Anfrage
zeigt allerdings, dass dieser Prozess erst begon-
nen hat. Ich möchte daher auf einige Themen nä-
her eingehen.

Über 60 Millionen Euro werden in diesem Über-
gangssystem ausgegeben. Es ist das Verdienst
des Rechnungshofes, diese Zahlen zusammenge-
stellt zu haben, und ich meine, dass sein Bericht
wichtig ist. Er zeigt das enorme Volumen an Geld,
er zeigt aber auch, dass wir diese Mittel sicherlich
effizienter anwenden könnten, um mehr Jugendli-
chen besser zu helfen, denn die aufgewendete
Summe ist erheblich. Wenn wir uns anschauen,
wie vielen Jugendlichen es wirklich gelungen ist,
einen Ausbildungsplatz zu bekommen, dann kön-
nen wir das sicherlich noch besser hinbekommen.

(Beifall bei der SPD und bei Michael
Gwosdz GAL)

Der zweite Punkt berührt den Bereich der Umstruk-
turierung des Übergangssystems. Die Schulbehör-
de sagt – und das finde ich auch völlig richtig –,
dass die Jugendlichen, die keinen Ausbildungs-
platz finden und noch Förderbedarfe haben, eine
Ausbildungsvorbereitung bekommen sollen. Das
ist zwar eine Reparaturmaßnahme, aber solange
wir die allgemeinbildenden Schulen nicht noch
besser machen, werden wir das brauchen. Die Ju-
gendlichen, die weder im dualen System noch im
schulischen System einen Ausbildungsplatz erhal-
ten, sollen dann im Rahmen des Hamburger Aus-
bildungsplatzmodells eine Perspektive bekommen.
Das ist der Kern der Reform der Schulbehörde und
diese Reform finden wir auch richtig.

Etwas enttäuscht waren wir dann aber über die
Zahlen. Gerade einmal 50 Jugendliche profitieren
von dieser neuen Ausbildungsgarantie, die ein
Kernstück der Reform sein soll, und nur 98 Ju-
gendlichen wurde im Rahmen des Hamburger
Ausbildungsmodells ein Ausbildungsplatz angebo-
ten. Angesichts der großen Problemlage sind das
eher bescheidene Zahlen. Wir hätten uns ge-
wünscht, dass insbesondere die Ausbildungsga-
rantie die erfolgreichen Maßnahmen von QuAS
und EQJ früher mit einbezieht. Das ist wichtig, da-
mit sich unter Hamburgs Jugendlichen herum-
spricht, dass der Staat sie nicht alleine lässt, und
damit wir der fehlenden Motivation, die sich häufig
schon in Klasse 7 einstellt, entgegenwirken kön-
nen.

Als nächstes möchte ich kurz auf die Produktions-
schulen eingehen. Wir haben zu den Produktions-
schulen einige Daten abgefragt und die Antworten
haben uns ehrlicherweise nicht so erfreut. Frau Se-
natorin Goetsch, Sie wissen, dass wir es mit ge-
wisser Skepsis begleitet haben, dass Sie die An-
zahl der Produktionsschulen auf zehn ausweiten
wollen. Durch die Senatsantwort auf unsere Große
Anfrage sehen wir uns darin auch bestätigt. Die
Produktionsschulen haben ausdrücklich nicht das
Ziel, Jugendlichen zu einem Hauptschulabschluss
zu verhelfen, sondern sie eine Anbindung an Aus-
bildung finden zu lassen. Wenn wir aber einmal auf
die Bilanz der vier Produktionsschulen schauen,
die nach Altona auf den Weg gebracht worden
sind, so haben, das sagen Sie selber in Ihrer Se-
natsantwort, 94 von 304 Jugendlichen den Besuch
dieser Schulen abgebrochen. Das sind über
30 Prozent, Frau Senatorin, und das ist eine Grö-
ßenordnung, bei der man nicht einfach so weiter-
machen kann wie bisher. Wir brauchen keine neue
Warteschleife mit einem tollen Namen, sondern
Maßnahmen, die wirklich eine Verbesserung brin-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben eine Ausbildungsplatzlücke in Hamburg.
Das liegt auch daran, dass die Hamburger Wirt-
schaft trotz vieler Anstrengungen nicht genügend
ausbildet. Wir haben aber auch das Problem, dass
der Staat dort, wo er selber ausbildet – in den Be-
reichen Kranken- und Altenpflege und im Erzie-
hungsbereich – in seiner Ausbildungsbereitschaft
stagniert. Diese Entwicklung lässt sich leider bun-
desweit beobachten. Es werden Maßnahmen im
sogenannten Übergangssystem angeboten, aber
dort, wo wirklich Ausbildungen gemacht werden
könnten und wo wir als politische Gestalter nicht
von der Privatwirtschaft abhängig sind, stagniert
es. Das Schulberufssystem, so nennt es sich, sta-
gniert in Hamburg bei 16 Prozent und diese Quote
liegt sogar unter dem Bundesdurchschnitt. Hier
muss auf jeden Fall mehr ausgebildet werden. Wir
brauchen die Fachkräfte, gerade im pflegerischen
Bereich, und wir sollten auch mit gutem Beispiel
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vorangehen, wenn wir von der Privatwirtschaft wei-
tere Ausbildungsanstrengungen verlangen.

(Beifall bei der SPD)

Ein weiteres Thema, über das wir gerne im Aus-
schuss beraten wollen, ist die Berufsorientierung
an den Stadtteilschulen. Es ist eine richtige Ent-
wicklung, dass an allen Hamburger Stadtteil-
schulen mit der Berufsorientierung begonnen wird.
Wer aber in Hamburg unterwegs ist und sich dar-
über informiert, was denn in der Praxis gemacht
wird, der findet neben viel Licht auch viel Schatten.
Wir müssen erreichen, dass das Licht sich in die
Fläche ausbreitet und die Schatten reduziert wer-
den. Es gibt zwar Konzepte, die auf dem Papier
stehen, die aber nicht wirklich dazu beitragen, dass
Jugendliche eine bessere Berufsorientierung be-
kommen.

Trotz aller Bemühungen ungelöst – und das trifft
uns als Schulpolitiker immer hart – ist weiterhin
das Problem der Statistik. Wir würden es gern er-
reichen, dass die Zahlen auch irgendwie zusam-
menpassen, wenn wir Dokumente verschiedener
Träger zur Hand nehmen. Das ist nach wie vor
nicht so, da gibt es großen Handlungsbedarf. Wir
wissen, dass die Schulbehörde das nicht anders
sieht, und hoffen da auf Besserung.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Auf einen letzten Punkt wollen wir unser Augen-
merk legen; auch der Rechnungshof hat ihn ange-
sprochen. Es tagen eine ganze Menge Arbeits-
gruppen zu diesem Thema. Es gibt ein Planungs-
team – ehemals AG Zusammenarbeit –, in dem
sich die verschiedenen Behörden mit den Bezirken
und team.arbeit.hamburg treffen und die Len-
kungsgruppe des "Aktionsbündnisses für Bildung
und Beschäftigung", in der noch einmal die glei-
chen Leute zusammensitzen, allerdings mit Han-
delskammer, Handwerkskammer und den Gewerk-
schaften. Natürlich gibt es auch im HIBB, das den
Prozess gestaltet, Arbeitsgruppen – insgesamt
acht – plus einer Koordinierungsgruppe. Wenn
man das unstrukturierte Übergangssystem neu
und gut strukturieren will, dann sollte man das
nicht mit einer Arbeitsstruktur machen, die selber
unübersichtlich ist und in der es lauter Überschnei-
dungen gibt. Es wäre deshalb klug, dem Rat des
Rechnungshofs zu folgen und diese immense An-
zahl von Arbeitsgruppen zu reduzieren, in denen
häufig dieselben Leute sitzen, die sich in verschie-
denen Runden über die gleichen Themen unterhal-
ten. Das ist doch Ressourcenverschwendung.

Soweit unsere Einblicke. Eines noch zum Schluss:
Die Klagen der Wirtschaft über den drohenden
Fachkräftemangel sind nicht zu überhören. Auf-
grund des demografischen Wandels haben wir
jetzt die Möglichkeit, dafür zu sorgen, dass alle Ju-
gendlichen, die einen Ausbildungsplatz suchen,
auch einen Ausbildungsplatz finden. Wir müssen

dieses Zeitfenster sehr energisch nutzen, denn
sonst vernachlässigen wir ein wichtiges Potenzial
an Arbeitskräften. Da passiert nichts von alleine;
der Fachkräftemangel auf der einen Seite und die
unausgebildeten Jugendlichen auf der anderen
Seite werden nicht automatisch zusammenfinden.
Deshalb ist die Politik gefragt, gerade jetzt aktiv zu
werden. Wir wünschen uns, dass die Schulbehör-
de da noch ein bisschen mehr Schwung in die Sa-
che bringt und freuen uns auf die Beratung im
Schulausschuss. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Lemke.

Dittmar Lemke CDU: Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Nachdem der Wahl-
kampf durch Herrn Scholz mit lautem Gedröhne er-
öffnet worden ist, hatte ich eigentlich wenig Hoff-
nung auf eine sachliche Debatte, aber ich muss
zugeben, Frau Ernst, dass Sie Ihren Diskurs sach-
lich geführt haben. Ich freue mich darüber und wer-
de auch aus meinem Beitrag alle Polemik strei-
chen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Bleibt dann noch
etwas übrig? Das wird dann ja eine kurze
Rede!)

Natürlich ist das Thema der Debatte auch für die
CDU-Fraktion sehr wichtig. Ich fange einfach ein-
mal mit einer Zahl an. Rund 3500 Jungendliche ha-
ben im Jahr 2008/2009 den Übergang Schule/Aus-
bildung nicht geschafft und wurden daraufhin in ei-
ne Berufsvorbereitungseinrichtung aufgenommen.
Die Ursachen hierfür sind vielschichtig und diese
Vielschichtigkeit macht es so schwierig, konkrete
Maßnahmen für dieses Problem vorzusehen; aber
zu den Maßnahmen komme ich noch. In den ver-
gangenen Jahren war sicherlich einer der Gründe
für diese Situation ein in Teilbereichen zu geringes
Ausbildungsplatzangebot. Teilweise lag auch eine
mangelnde Ausbildungsreife der Jugendlichen vor.
Dieses Problem wird von der Wirtschaft immer
sehr stark reflektiert und auch an uns herangetra-
gen, das kennt wohl jeder Abgeordnete, der einen
Betrieb besucht. Zum Teil spielt natürlich auch eine
unzureichende Berufsorientierung eine Rolle.

(Wilfried Buss SPD: Das haben Sie zu ver-
antworten!)

Meine Damen und Herren! Wir können nicht einer-
seits einen Fachkräftemangel beklagen und ande-
rerseits akzeptieren, dass 3500 Jugendliche nicht
in eine Ausbildung einsteigen.

(Beifall bei der CDU und bei Michael
Gwosdz GAL)

Senat und Regierungsfraktionen sind nicht bereit,
diese Situation zu akzeptieren. Sie wissen so gut
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wie ich, dass es eines unserer großen Projekte ist,
das Übergangssystem umzusteuern. Ich will nur ei-
nige Meilensteine nennen, die dabei schon wichtig
gewesen sind.

Der erste Meilenstein war die Gründung des HIBB,
des Hamburger Instituts für Berufliche Bildung, im
Jahr 2007, und zwar deshalb, wie die beruflichen
Schulen dadurch eine größere Selbstständigkeit
bei der Umsetzung ihrer Ausbildungsaufgabe ge-
wonnen haben. An dieser Stelle bedanke ich mich
ausdrücklich bei Herrn Schulz, dem Leiter des
HIBB, für die geleistete Arbeit; das war ein wichti-
ger Punkt.

(Beifall bei der CDU und bei Michael
Gwosdz GAL)

Zu den nächsten Meilensteinen. Im Dezember
2008 wurde von den beteiligten Behörden, Kam-
mern und Unternehmensverbänden das "Aktions-
bündnis für Bildung und Beschäftigung" gegründet,
und ein besonderer Meilenstein war natürlich die
Vorstellung des Rahmenkonzepts zur Reform des
Übergangssystems im Jahr 2009. In diesem Rah-
menkonzept sind viele wichtige Maßnahmen vor-
gesehen. Ich nenne hier nur die verbindliche Ko-
operation und Verzahnung von allgemeinbildenden
und berufsbildenden Schulen, die verbindliche Ver-
mittlung von Praxiserfahrung, außerschulische
Lernorte, PraxisLerntag, systematische Berufsvor-
bereitungsmaßnahmen und auch die Berufsqualifi-
zierung im Hamburger Ausbildungsmodell sei noch
genannt.

Natürlich habe ich auch gelesen, was in der Se-
natsantwort auf die Große Anfrage der SPD-Frakti-
on alles genannt worden ist. Daraus wird schon
deutlich, dass mit umfassenden Maßnahmen sys-
tematisch begonnen worden ist. Wenn zum Bei-
spiel jede Stadtteilschule ab dem Schuljahr
2011/2012 mit einer Berufsschule kooperiert, dann
ist auch das ein wichtiger Meilenstein. Sie hatten
diesen Punkt auch genannt, Frau Ernst, da sind
wir uns absolut einig.

Im Bereich der Produktionsschulen schätze ich die
Zahlen allerdings nicht so ein wie Sie. Wir können
schon ganz beachtliche Zahlen vorweisen im Hin-
blick darauf, wie dieses Angebot angenommen
wird. Es handelt sich hier auch um eine sehr
schwierige Schülerschaft, sodass sich die Frage
stellt, wie wir mit den Abbrecherquoten umzugehen
haben. Die Frage, wie wir diese Zahlen interpretie-
ren müssen, werden wir sicherlich im Ausschuss
behandeln. Ich meine, dass diese Zahlen Mut ma-
chen. Es stimmt zuversichtlich, wie die Produkti-
onsschulen bislang ihre Arbeit verrichten, und für
die CDU-Fraktion sind die Produktionsschulen inte-
graler Bestandteil des Übergangssystems.

(Zuruf von Wilfried Buss SPD)

In der Anmeldung war von "Perspektiven" die Re-
de und deswegen ist es wichtig, auf die Perspekti-

ven einzugehen und in die Zukunft zu schauen. Da
gibt es tatsächlich noch eine ganze Menge zu tun.
Frau Ernst ist schon auf die Kritik des Rechnungs-
hofs eingegangen, unter anderem an der Vielfalt
der Fördermaßnahmen. Ich bin auch der Meinung,
dass hier ein strenges Erfolgscontrolling überprü-
fen muss, welche Fördermaßnahmen erfolgreich
sind. Wir wollen keine Förderung nach dem Gieß-
kannenprinzip, sondern die Förderung soll auch
tatsächlich bei den betroffenen Schülerinnen und
Schülern ankommen.

(Beifall bei der CDU)

Frau Ernst hat auch das Thema angesprochen,
dass Fördermaßnahmen oft abgebrochen werden.
Die Gründe hierfür sind vielfältig, aber natürlich
können wir feststellen, dass immer dann, wenn ei-
ne Fördermaßnahme abgebrochen wird, die För-
dermittel zum Teil vergebens investiert worden
sind. Es ist sicher unser gemeinsames Ziel zu ver-
suchen, die Abbrecherquote in den Fördermaß-
nahmen durch Feinsteuerung so weit wie möglich
zu verringern. Auf Null wird man sie sicherlich nicht
bringen können, aber man kann sie so weit wie
möglich verringern. Auch das ist eine wichtige Auf-
gabe für die Zukunft.

Fördermaßnahmen müssen da ankommen, wo sie
erforderlich sind. Mit Erstaunen habe ich gelesen,
dass es Fördermaßnahmen für benachteiligte Ju-
gendliche gibt, an denen Jugendliche mit Abitur
teilgenommen haben. Ich habe meine Zweifel,
dass das vernünftig eingesetzte Mittel sind, denn
von einem Abiturienten muss man einfach erwar-
ten, dass er die Voraussetzungen mitbringt, um ei-
ne Ausbildung oder ein Studium zu beginnen. Hier
kommt es also auch auf die Ressourcensteuerung
an. Es ist eine wichtige Aufgabe, die umfangrei-
chen Ressourcen – Sie haben es genannt, Frau
Ernst – tatsächlich so zu steuern, dass sie richtig
ankommen.

Ich habe eine ganze Menge Anregungen für die
Zukunft genannt. Der eingeschlagene Weg ist mit
Sicherheit richtig. Hamburg geht bei der Berufsori-
entierung und der Umsteuerung des Übergangs-
systems mit großen Schritten voran. Es ist unser
Ziel, die Schüler intensiv an die Hand zu nehmen.
Wir wollen sie im Übergang zum Berufsleben nicht
allein lassen. – Danke.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Gwosdz.

Michael Gwosdz GAL:* Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Vorweg möchte ich ei-
nes klarstellen: Für uns als GAL hat die Reform
der beruflichen Bildung denselben Stellenwert wie
das längere gemeinsame Lernen. Die Reform des
Übergangs von der Schule in den Beruf leistet

4122 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 66. Sitzung am 11. November 2010

(Dittmar Lemke)



einen bedeutenden Beitrag zu mehr Gerechtigkeit
und Leistungsfähigkeit im Hamburger Bildungssys-
tem. Nur dann, wenn wir junge Menschen besser
ausbilden und ihren Übergang von der Schule in
den Beruf besser begleiten, ergeben unsere Refor-
men in den allgemeinbildenden Schulen einen
Sinn. Ohne bessere Übergänge in den Beruf lau-
fen Reformen wie die Einführung der Stadtteil-
schule ins Leere.

Ich freue mich deshalb sehr, dass sich in dieser
Debatte zeigt, dass wir alle in der Bürgerschaft
dies so einschätzen und gemeinsam konstruktiv
und kooperativ an der Reform des Übergangs von
der Schule in den Beruf und des ganzen Systems
der beruflichen Bildung arbeiten. Umso erfreulicher
ist es, dass es diesen Konsens nicht nur hier im
Haus gibt, sondern auch alle Akteure, die in der
Stadt auf diesem Gebiet aktiv sind, unsere Schritte
konstruktiv und im Konsens begleiten.

Es besteht Einigkeit über den Handlungsbedarf,
die Ziele und die zu gehenden Schritte. Auf diesem
Fundament der Einigkeit haben wir eine historische
Chance, die Perspektive vieler junger Hamburger
entscheidend zu verbessern. Diese Chance – Frau
Ernst hat es schon deutlich gemacht und ich möch-
te das absolut unterstützen – dürfen wir auf keinen
Fall verspielen. Es geht darum, mit großer Ernst-
haftigkeit dafür zu sorgen, künftig nicht nur den
jungen Hamburgerinnen und Hamburgern bessere
berufliche Aussichten zu ermöglichen, sondern
auch die Möglichkeit zu nutzen, gleichzeitig den
Bedarf der Hamburger Unternehmen an gut qualifi-
ziertem Nachwuchs besser zu befriedigen. Wir ha-
ben die Möglichkeit, mit einer guten und durch-
dachten Reform des Übergangssystems junge
Hamburgerinnen und Hamburger in Berufe zu füh-
ren, anstatt sie zu Empfängern staatlicher Hilfelei-
stungen zu degradieren. Alles das bietet die große
Chance, die soziale Gerechtigkeit und den sozia-
len Frieden in dieser Stadt zu vergrößern und da-
bei die sozialen Kosten zu senken. Wir haben die
Pflicht, gemeinsam alles dafür zu tun, diese Mög-
lichkeiten auch zu nutzen. Wir reagieren damit auf
die Herausforderungen, vor die uns der demografi-
sche Wandel stellt; Frau Ernst hat das bereits aus-
geführt.

Ich möchte mich ausdrücklich dem Dank von Herrn
Lemke anschließen, der dem Senat, allen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern in den Behörden und im
Hamburger Institut für Berufliche Bildung gilt, aber
auch den Sozialpartnern auf Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerseite, und zwar dafür, dass diese Re-
form der beruflichen Bildung bereist so weit und
einhellig vorangetrieben wurde und weiter voran-
getrieben wird. Dieses gemeinsame Handeln aller
beteiligten Akteure, insbesondere auch der Sozial-
partner, verdient es, dass die Planungen weiterhin
nicht nur gemeinsam, sondern auf gleicher Augen-
höhe stattfinden.

Die Antwort auf die Große Anfrage zeigt übrigens,
wie ernst auch im Schatten des Streits um die Pri-
marschule in den letzten Jahren gearbeitet wurde.
Diese Senatsantwort ist auch ein Beleg gegen Ihre
These, Herr Rabe, dass in der Schulbehörde unter
der Verantwortung von Frau Senatorin Goetsch
viel zu spät mit Planen und Arbeiten begonnen
werde. Gerade die Antworten auf Ihre Große An-
frage zeigen, wie systematisch und gründlich in
den letzten zwei Jahren gearbeitet wurde. Das Er-
gebnis ist eine beeindruckende Leistung, die für
uns kein Grund zum Ausruhen, sondern Ansporn
zum Weitermachen ist.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Die Reform der beruflichen Bildung, die vor uns
liegt, ist umfassend, weitgehend, tiefgreifend und
hat natürlich viele kleinteilige Schritte. Gerade bei
diesen vielen kleinteiligen Schritten muss sich na-
türlich zeigen, dass das, was theoretisch erst ein-
mal gut fundiert ist, sich in der Praxis auch be-
währt. Insofern finde ich es absolut richtig, dass
bestimmte neue Modelle erst einmal im kleineren
Stil erprobt werden. Da sehe ich jetzt einen Wider-
spruch zu der Debatte, die wir am Anfang der Bür-
gerschaftssitzung hatten. Genau hier, mit den
50 Plätzen im Hamburger Ausbildungsmodell und
den 98 Plätzen in der neuen Ausbildungsvorberei-
tung, wird erst einmal erprobt, ob dieses Konzept
auch funktioniert und greift. Insofern können Sie
nicht in der einen Debatte sagen, wir sollten das
erst einmal im kleinen Stil erproben, bevor wir es
perspektivisch in die Fläche ausdehnen, und uns
in der nächsten Debatte vorwerfen, dass wir viel zu
wenig erproben und eigentlich viel schneller flä-
chendeckend Dinge einführen müssten. Insofern
finde ich es absolut richtig, das Ausbildungsmodell
und die Ausbildungsvorbereitung zunächst einmal
mit diesen Zahlen zu erproben und zu evaluieren
und dann erst in die Fläche zu tragen. Trotz aller
praktischen Erfahrungen, die bereits in die Umset-
zungen der Reform einfließen, und trotz aller An-
strengungen auf dem Weg wird es sicher auch
Stellen geben, wo es einmal hakt. Ich wünsche
mir, dass wir – GAL und CDU, aber auch die Op-
position – diese Reform in einer offenen, selbstkri-
tischen und reflektierten Diskussion begleiten.
Wenn etwas nicht gut läuft, dann muss das auch
offen benannt und angesprochen werden. Ich finde
es richtig und wichtig, lieber früher als später nach-
zujustieren, wenn wir sehen, dass in diesem insge-
samt tiefgreifenden und umfassenden Prozess et-
was vielleicht nicht in die richtige Richtung läuft. Je
früher der Bedarf für ein Nachjustieren erkannt
wird, desto besser für alle. Wir tragen hier gemein-
sam die Verantwortung, keinen neuen Über-
gangsdschungel entstehen zu lassen, sondern kla-
re Wege in den Beruf aufzuzeigen. Wir haben die
Aufgabe, die Zeit der Warteschleifen zu beenden,
in denen viel zu viele junge Hamburgerinnen und
Hamburger hängen bleiben.
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Im Übrigen kommt die öffentliche Hand natürlich
ihrer Aufgabe nach, auch auszubilden. Ich möchte
einmal daran erinnern, dass es 2006 370 Ausbil-
dungsplätze im Bereich des öffentlichen Dienstes
der Freien und Hansestadt Hamburg gab, 2010
waren es bereits 703. Das zeigt ganz deutlich, wie
die Stadt Hamburg ihrer Verantwortung nach-
kommt, junge Menschen auszubilden.

Lassen Sie uns die Reform der beruflichen Bildung
mit Respekt vor der Aufgabe und auch voreinander
ernsthaft und offen gemeinsam diskutieren und be-
gleiten. Das wäre die richtige Atmosphäre für eine
gute, erfolgreiche und nachhaltige Reform der be-
ruflichen Bildung und wenn das erfolgreich gelingt,
dann ist das auch unser gemeinsamer Erfolg hier
im Haus. Ich freue mich auf die Beratungen im
Ausschuss. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Gwosdz, das war volle
Kanne Optimismus und ich könnte mich fast davon
anstecken lassen,

(Marino Freistedt CDU: Machen Sie das ein-
mal!)

wenn es nicht diese Daten gäbe. Wie besagt
schon dieses schöne Wort: Traue nur der Statistik,
die du selbst gefälscht hast.

(Ingo Egloff SPD: Das stammt von
Churchill!)

Und da sind wir schon beim Thema. Diese ganze
Frage, wie wir die Probleme im Berufsbildungssys-
tem lösen können, steht und fällt mit der Frage, wie
viele Ausbildungsplätze nachgefragt sind und wie
viele wir zur Verfügung stellen. Da muss ich nun
leider, Herr Gwosdz, sehr viel Wasser in den Wein
gießen. Die Lage auf dem Ausbildungsmarkt wird
zurzeit anhand von Zahlen der Berufsstatistik der
Bundesagentur für Arbeit dargestellt und danach
hatten wir Ende September 2010 genau 6498 regi-
strierte Bewerber und 9584 Berufsausbildungsstel-
len. Das hört sich richtig gut an, aber diese Stati-
stik ist irreführend. Der Senat selbst hat diese Sta-
tistik in der Antwort auf eine Schriftliche Kleine An-
frage von mir als eingeschränkt aussagekräftig be-
zeichnet. Dafür gibt es auch gute Gründe. Die Ar-
beitsagentur Hamburg zählt nämlich in ihrer Be-
rufsberatungsstatistik seit einigen Jahren nur die
Bewerberinnen und Bewerber aus Hamburg. Aber
die Hälfte der Ausbildungsplätze in Hamburg geht
an Nichthamburgerinnen und Nichthamburger.
Nicht, dass wir das verdammen, wir finden das in
Ordnung, aber beim Auswerten der Statistik muss
man wissen, dass sie da schon die erste Schiefla-
ge hat. Man muss deshalb von den 9500 Berufs-

ausbildungsstellen etwa die Hälfte abziehen. Dann
hat man nur noch circa 5000 Stellen und 6500 Be-
werber. So werden aus zu vielen Stellen ganz
schnell zu wenige und das ist auch der Fakt. Solch
eine Statistik ist unbrauchbar und dient nur der
Schönfärberei.

(Beifall bei der LINKEN)

Hinzu kommt, dass die Arbeitsagentur nur solche
Ratsuchenden als Bewerber aufführt, die sie für
geeignet hält. Von den 6500 Bewerberinnen und
Bewerbern sind 64 Prozent, also 4150, Altbewer-
ber, das heißt, sie suchen schon seit mehr als ei-
nem Jahr eine Lehrstelle. Nur 2300, also 36 Pro-
zent, sind Neubewerber. Die Schulbehörde ist in
ihren Schulabgängerprognosen in diesem Sommer
von 2500 Schulabgängern und Schulabgängerin-
nen ausgegangen. Zusammenfassend ist festzu-
halten, dass die Zahl der von der Arbeitsagentur
ausgewiesenen Bewerber in Höhe von 6500 nur
einen Bruchteil der wirklich eine Lehrstelle Suchen-
den wiedergibt. Diese Zahl spiegelt so wenig die
Realität wider, dass man auch gut auf sie verzich-
ten könnte. Aber selbst nach der so geschönten
Ausbildungsstatistik der Arbeitsagentur ist weniger
als die Hälfte der offiziellen Bewerber in eine Be-
rufsausbildung eingemündet, wie es so schön
heißt. Von den 6500 Bewerberinnen und Bewer-
bern haben nur 47 Prozent, also 3100, eine Lehr-
stelle bekommen. Über 3400 junge Menschen ha-
ben keine Lehrstelle bekommen, nicht einmal von
diesem kleinen Sockel bei der Arbeitsagentur. Die
vorliegenden Daten kann man als Vernebelungs-
statistik bezeichnen und damit wird eigentlich nur
eines erreicht, nämlich dass diese verfehlte Ausbil-
dungspolitik durch Schönfärberei legitimiert wird.
Damit muss Schluss sein.

Was besagen nun die vorliegenden Zahlen zur La-
ge auf dem Arbeitsmarkt? Es fehlen über
3400 Lehrstellen, sagt die Arbeitsagentur. Tat-
sächlich muss man aber von circa 24 000 Ausbil-
dungsplatzsuchenden ausgehen. Diese Zahl wird
Sie erschrecken; ich werde Ihnen vorrechnen, wie
sie sich zusammensetzt. Wir haben 10 000 Schul-
abgänger mit Realschulniveau und darunter und
wir haben 2500 Abiturienten; also suchen 12 500
Schulabgänger einen Ausbildungsplatz. Von
2500 Abiturienten kann man deswegen ausgehen,
weil dieser doppelte Abiturjahrgang 10 000 Schüler
umfasst und man immer damit rechnen kann, dass
ein Viertel von ihnen in die Berufsausbildung geht,
also bleiben 2500, in der Summe 12 500. 6000 Ab-
solventen haben wir aus dem Berufsvorbereitungs-
jahr, den Berufsfachschulen und anderen berufli-
chen Schulen. Und wir haben 6000 Nichthambur-
gerinnen und Nichthamburger, die eine Lehrstelle
in Hamburg wollen und auch bekommen. Dem ste-
hen 9500 gemeldete Berufsausbildungsplätze bei
der Bundesagentur gegenüber. Es dürften aber
mehr sein, weil sich nur 60 Prozent der Ausbil-
dungsbetriebe auch beim Arbeitsamt melden. Das
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war früher einmal anders. Man kommt also insge-
samt auf rund 14 000 Ausbildungsplätze und de-
nen stehen 24 000 Ausbildungsplatzsuchende ge-
genüber. Es fehlen etwa 10 000 Ausbildungsplätze
und das ist das, was wir schon seit Jahren sagen.
Das ist die Ausgangslage.

In dieser Großen Anfrage mit den Antworten des
Senats wird nun auf viele mögliche Aspekte der
Berufsbildung und des Übergangssystems einge-
gangen und wir haben eben schon so einige Zah-
len gehört. Da sind 50, da sind 500 und da sind
730. Angesichts der Zahlen, die ich eben genannt
habe, ist das nur ein Tropfen auf den heißen Stein.
Nicht, dass man es nicht tun sollte, nur muss man
auch die Gesamtsituation sehen.

Ich möchte mich auf vier Punkte beschränken und
als Erstes etwas zum Hamburger Ausbildungsmo-
dell sagen. Die GAL hat im Bürgerschaftswahl-
kampf 2008 eine Ausbildungsgarantie versprochen
– ich zitiere –:

"… ein Recht auf Berufsausbildung für alle
jungen Menschen bis zum 25. Lebensjahr."

Das ist das, was Sie wollten, und eine gesetzliche
Ausbildungsumlage im Rahmen der Kammerlösun-
gen wollten Sie zur Finanzierung haben. Die Aus-
bildungsgarantie soll nun mit dem Hamburger Aus-
bildungsmodell erfüllt werden. Danach soll das er-
ste Ausbildungsjahr, wenn es keinen Ausbildungs-
platz gibt, schulisch durchgeführt werden, was wir
sehr begrüßen, und dann sollen die Jugendlichen
in eine betriebliche Ausbildung überwechseln; das
würden wir auch sehr begrüßen. Wenn sich nach
dem ersten Ausbildungsjahr kein Betrieb findet,
soll eine außerbetriebliche Ausbildung bei einem
privaten Weiterbildungsträger erfolgen. Das hört
sich sehr gut an, doch die Frage ist, wie das ei-
gentlich umgesetzt wird. Das Hamburger Ausbil-
dungsmodell ist erstmals in diesem Jahr gestartet.
Aber wenn man sich anschaut, mit wie vielen Plät-
zen es gestartet ist, dann wird man doch ein
bisschen desillusioniert. Wir haben einen doppel-
ten Abiturientenjahrgang und dieses Modell startet
mit 50 Plätzen. Das finde ich nun wirklich mickrig.
Von diesen 50 Plätzen sind gerade einmal 27 be-
setzt, das ist im Grunde genommen nicht der Rede
wert. Dabei fehlen 10 000 Ausbildungsplätze und
wir machen uns mit 50 und 27 vom Acker. Das ist
keine Lösung, das muss anders werden.

Zweitens: Da nur das erste Ausbildungsjahr
schulisch sein soll und die Jugendlichen ab dem
zweiten Ausbildungsjahr in einen Ausbildungsbe-
trieb wechseln sollen, braucht man in einem erheb-
lichen Umfang betriebliche Ausbildungskapazitä-
ten. Wenn man davon ausgeht, dass das Hambur-
ger Ausbildungsmodell alle Jugendlichen erreichen
will, und so habe ich Herrn Schulz bisher immer
verstanden, dann benötigt man rein rechnerisch
10 000 Ausbildungsplätze für zweijährige Ausbil-
dungsberufe. Selbst wenn nur die Hälfte nachge-

fragt wird – wir haben im Schulausschuss das Phä-
nomen gehabt, dass Jugendliche nach der Schule
irgendwie verschwinden und aus der Statistik her-
ausfallen –, kann ich mir nicht vorstellen, dass die
Hamburger Wirtschaft das einlösen kann.

Drittens: Die Ansätze des Hamburger Ausbildungs-
modells, die schulische Ausbildung anzurechnen,
halten wir für gut und richtig. Ungeklärt bleibt aber,
ob der Wechsel vom ersten schulischen Ausbil-
dungsjahr in die betriebliche Ausbildung wirklich so
reibungslos funktioniert. Dazu gibt es eine histori-
sche Parallele, und zwar aus den Siebzigerjahren.
Wir haben es heute mit der Geschichte, Frau
Schneider und ich. Schon damals hatten wir, Sie
werden sich erinnern, eine sehr große Lehrstellen-
knappheit und Jugendarbeitslosigkeit und dieser
wollte man mit dem schulischen Berufsgrundbil-
dungsjahr im ersten Ausbildungsjahr begegnen.
Man hat extra eine Anrechnungsverordnung erlas-
sen, wonach die Betriebe das erste Ausbildungs-
jahr auf die Ausbildungszeit anerkennen müssen.
Und was haben die Betriebe gemacht? Sie haben
die Anrechnungsverordnung unterlaufen, indem
sie den Jugendlichen gesagt haben: Wir stellen
dich gern ein, aber du musst spätestens einen Tag
vor Ende des Berufsgrundbildungsjahres die Aus-
bildung abbrechen, dann kannst du bei uns die
dreijährige Ausbildung anfangen; also war das
nichts.

Das Hamburger Ausbildungsmodell hat aus unse-
rer Sicht ein sehr gutes Konzept. Wir danken auch
dem HIBB und insbesondere Herrn Schulz für sei-
ne sehr kreative und konstante Arbeit. Aber dieses
Konzept muss jetzt in den Praxistest,

(Michael Gwosdz GAL: Das will ich doch!)

da muss es bestehen und das wird schwierig.

Zum Übergangssystem: Das Berufsvorbereitungs-
jahr und die teilqualifizierenden Berufsfachschulen
nennen wir Übergangssystem. Dieses zeichnet
sich laut dem nationalen Bildungsbericht 2006
durch Ausbildungsangebote aus, die unterhalb ei-
ner qualifizierten Berufsausbildung liegen bezie-
hungsweise zu keinem anerkannten Ausbildungs-
abschluss führen. Das Übergangssystem wird
auch als Unsicherheitssystem bezeichnet. Für zwei
Fünftel der Ausbildungsanfänger beginnt ihr Start
ins Berufsleben mit Unsicherheit und ohne konkre-
te Berufsperspektive. Man muss befürchten, dass,
je länger die Unsicherheit anhält, Jugendliche an
Ausbildungsmotivation verlieren und auch resignie-
ren. Frau Ernst hat schon angesprochen, was
dann passiert. Ausgerechnet im Übergangssystem
erreichte Hamburg bisher laut "Berufsbildungsbe-
richt 2010" einen ganz traurigen Spitzenplatz. Von
1000 Absolventinnen und Absolventen kamen 249
in die Übergangssysteme, bundesweit sind es nur
61. Das beste Übergangssystem ist kein Über-
gangssystem. Daraus hat auch das Hamburger
Modell gelernt und die Konsequenzen gezogen.
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Das Übergangsmodell und auch diese Warte-
schleifen sollen quasi abgeschafft werden. Das be-
grüßen wir sehr, aber auch hier kommt es auf die
Umsetzung an.

Jetzt zur Berufsorientierung, das erlebe ich auch
hautnah in der Schule. Mit der Einführung der
Stadtteilschule soll bereits ab Klasse 7 eine Be-
rufsorientierung stattfinden. Aber das darf keine
reine Beschäftigung sein. Wenn ich sehe, dass sie
in der siebten, achten und neunten Klasse wie die
Wahnsinnigen lernen, wie man Bewerbungen
schreibt, dann macht das alles keinen Sinn, wenn
die Ausbildungsplätze nicht da sind. Und die Schü-
ler sind nicht so doof, dass sie das nicht merken.

(Beifall bei der LINKEN)

Es darf auch nicht sein, dass bei der Berufsorien-
tierung die Realität auf dem Ausbildungsmarkt aus-
geblendet wird. Man muss den Schülern reinen
Wein einschenken, damit sie auch wirklich wissen,
was auf sie zukommt, ob und wo sie Chancen ha-
ben und wie sie das machen. Man muss einfach
deutlich machen, dass Berufsorientierung vom An-
satz her etwas Gutes ist, sie allein aber keinen ein-
zigen Ausbildungsplatz schafft. Sie kann nur auf
vorhandene Ausbildungsplätze hinorientieren. Was
wir auch sehr bedauern, ist, dass im Rahmen der
Berufsorientierung an den Schulen keine kritische
Reflexion über die Arbeitswelt stattfindet, wie es
früher in dem leider inzwischen abgeschafften Un-
terrichtsfach Arbeitslehre geleistet wurde. Das
muss eigentlich dringend wieder an den Schulen
stattfinden.

Es besteht die Gefahr, dass das Versagen von
Wirtschaft und Politik auf die Jugendlichen und de-
ren Eltern abgewälzt und als individuelle Probleme
weitergereicht wird. Die einzelnen jungen Men-
schen haben dann das Problem, dass sie persön-
lich gescheitert sind und nur sie die Schuld dafür
tragen. Das darf man auf keinen Fall so machen.
Herr Hogeforster, der frühere Geschäftsführer der
Handwerkskammer, hat sinngemäß auf einer Ver-
anstaltung in Hamburg gesagt, Schule solle nicht
auf einen Beruf vorbereiten, sondern aufs Leben.
Die Schüler sollten schreiben, rechnen und lesen
können, sie müssten Umgangsformen haben und
eine Wertorientierung. Das ist vielleicht ein
bisschen schlicht, aber Berufsorientierung darf
nicht damit enden, dass junge Menschen in die La-
ge versetzt werden, Hunderte von Bewerbungen
zu schreiben, auf die sie dann aber auch genauso
viele Absagen bekommen; das geht nicht.

Mein letzter Punkt ist die Schulstatistik. Bislang
muss man sich die aktuelle Lage des Ausbildungs-
bereiches über die Berufsberatungsstatistik der
Bundesagentur zu Gemüte führen. Ich habe darge-
legt, dass sie mehr als unzureichend ist, man kann
sie auch in den Papierkorb werfen. Wichtig wäre,
dass man eine Schulstatistik erhebt, und ich hätte
die ganz große Bitte, dass die Behörde sich das

einmal überlegt. Dies wäre die beste Statistik für
den Ausbildungsbereich, weil sie einfach die um-
fassendste ist. In der Schulstatistik hat man durch
die Berufsschüler alle Jugendlichen, die eine Aus-
bildung beginnen, und durch die Schüler im Be-
rufsvorbereitungsjahr und in den Berufsfach-
schulen all die Jugendlichen, die ins Übergangs-
system abgedrängt werden, und man hat eine
ganz klare Aussage darüber, wie viele Schüler aus
welchen Schulen einen Ausbildungsplatz haben
oder nicht und welche in ein Übergangssystem ge-
hen. Diese Statistik wird in den Schulen geführt,
aber sie verschwindet dann in Leitz-Ordnern. Es
wäre doch eine ganz einfache Lösung, diese Stati-
stiken anonymisiert zusammenzufassen, damit
man einen genauen Überblick bekommt, denn im
Moment weiß niemand so genau, wie viele junge
Leute einen Ausbildungsplatz suchen und wie viele
es eigentlich gibt. Da müssten wir dringend Abhilfe
schaffen.

(Michael Gwosdz GAL: Wir brauchen noch
etwas für die Beratung im Ausschuss!)

– Das ist in Ordnung, vielleicht können wir da et-
was hinkriegen.

Schließlich müsste man auch genauer analysieren,
welche Lehrstellen sie bekommen und welche
nicht. Das Institut der deutschen Wirtschaft hat
sich am Beispiel Hessens dafür eingesetzt, dass
es diese Schulstatistik und eine integrierte Statistik
gibt. Es wäre sehr schön, wenn wir das in Ham-
burg auch hinbekommen könnten.

(Beifall bei Kersten Artus und Norbert Hack-
busch, beide DIE LINKE)

Wir als LINKE halten angesichts der Ausbildungs-
situation ein paar Punkte für ganz wichtig. Den er-
sten habe ich eben schon genannt: Wir brauchen
dringend eine Schulstatistik, die für alle zugänglich
ist und auf deren Grundlage wir arbeiten können,
damit wir nicht mit diesen gefälschten und ge-
schönten Nebelstatistiken arbeiten müssen.

(Wolfgang Beuß CDU: Hey, hey! und Zuruf
von Karen Koop CDU)

– Das ist so, das habe ich doch ausgeführt.

Das Hamburger Ausbildungsmodell muss zügig,
und zwar quantitativ und qualitativ, umgesetzt wer-
den. Mit 50 oder 27 Plätzen kommen wir da nicht
weiter. Wir müssen deutlich mehr außerbetriebli-
che Ausbildungsplätze und voll qualifizierende Be-
rufsfachschulen haben und das Schüler-BAföG
muss auf diese Schüler ausgeweitet werden. Eines
ist auch klar – ich weiß nicht, wie die GAL das
sieht mit ihrem Wahlprogramm von 2008 –: Wenn
das Hamburger Ausbildungsmodell nicht schnell in
die Hufe kommt und diese gravierenden Zahlen
von Jugendlichen, die keinen Ausbildungsplatz ha-
ben, reduziert, dann geht es nicht anders, dann
müssen wir wieder an die Ausbildungsumlage ran.
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Alle Jugendlichen müssen die Chance auf einen
Ausbildungsplatz erhalten.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD und bei
Michael Gwosdz GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Senatorin Goetsch.

Zweite Bürgermeisterin Christa Goetsch: Frau
Präsidentin, meine Damen und Herren! Wenn man
die berufliche Bildung und das Übergangssystem
erneuern will, dann braucht man einiges dazu. Das
eine ist das Rahmenkonzept, und zwar möglichst
das richtige. Da sehe ich einen großen Konsens.
Dann geht es um eine überlegte und sorgfältige
Umsetzung und man braucht in dem Bereich Part-
nerinnen und Partner, ausdrücklich die Partner in
der Fachöffentlichkeit und die Sozialpartner. Inso-
fern werden diese Anstrengungen, die wir gemein-
sam unternommen haben, positiv aufgenommen.
Wenn ich den Präsidenten der Hamburger Hand-
werkskammer zitieren darf, der das Rahmenkon-
zept uneingeschränkt begrüßt, und den Hambur-
ger Vorsitzenden des DGB, der sagt – Zitat –:

"Die geplanten Reformen in diesem Bereich
haben bundesweit Vorbildcharakter und wer-
den auch in gewerkschaftlichen Kreisen sehr
positiv aufgenommen."

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Insofern haben wir das ganze Spektrum dafür und
wir haben auch die Zustimmung auf der Bundes-
ebene, nicht nur von der Bundesregierung, son-
dern auch vom Bundesinstitut für Berufsbildung im
Rahmen des Ausbildungspaktes und von Stiftun-
gen. Auf dieser Basis können wir loslegen. Aller-
dings sind die Herausforderungen in dem Bereich
riesengroß, bundesweit und natürlich bei uns in
Hamburg und da gibt es auch nichts schönzure-
den. Wir haben immer noch 400 000 Jugendliche
in Deutschland, die keinen direkten Übergang von
der allgemeinbildenden Schule in die Ausbildung
schaffen. Das sind auf Hamburg heruntergebro-
chen – da gibt es auch keine Zahlen schönzure-
den – die 3500 Jugendlichen in den verschiedenen
Einrichtungen der Berufsvorbereitungsschulen, die
keine Chance hatten und die natürlich auch nicht
die Qualifizierung hatten. Ich spreche jetzt nicht
von denen, die ausbildungsreif sind – über die De-
finition kann man diskutieren –, sondern von de-
nen, die tatsächlich mit der Qualifizierung, mit der
sie von unseren allgemeinbildenden Schulen ab-
gegangen sind, nicht in eine duale Ausbildung
konnten, und von den anderen 2500 Jugendlichen,
die in einer teilqualifizierenden Berufsfachschule
gelandet sind. Alle anderen Details hat Frau Ernst
hier richtig geschildert.

Alle, die jetzt schon 13 Jahre in diesem Parlament
sitzen und die Debatten über die Berufsbildung

mitverfolgt haben, wissen, dass wir immer mit rela-
tiv großem Konsens fraktionsübergreifend an die-
sem Thema gearbeitet haben. Darüber bin ich sehr
froh, ebenso wie darüber, dass wir jetzt einen
großen Schritt weitergekommen sind. Dies hat al-
lerdings auch äußere Gründe, dass der Druck grö-
ßer geworden ist, dass wir an einem Strang zie-
hen. Wir haben auch immer noch, um das empi-
risch ein bisschen zu belegen, die Untersuchungen
ELKE, das ist die Abkürzung für Erhebungen der
Lernausgangslagen und der Kompetenzentwick-
lung an teilqualifizierenden Berufsfachschulen,
nach denen durchschnittlich nur zwei Drittel einen
erfolgreichen Abschluss in diesem Übergangssys-
tem schaffen. Das ist alles nicht erfreulich und ich
gebe Ihnen in einem Punkt nicht nur recht, son-
dern wir haben das heute im Rahmen des Aktions-
plans diskutiert, dass wir Statistiken haben, die alle
nicht synchronisiert sind. Wir haben die Statistiken
der Arbeitsagentur, des DGB, der Schulbehörde
und so weiter. Es ist ein großer Wunsch, das ein-
mal zusammenzubringen und auf einer gleichen
Basis zu agieren.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Sag ich doch!)

Frau Heyenn, die Schulen sind gehalten, jetzt Sta-
tistiken zu führen, nicht nur für die Ordner, um zwei
Löcher hineinzumachen und sie abzuheften, son-
dern um wirklich Verbleibsanalysen anzustellen.
Das hat auch mit der Begleitung des Übergangs
Schule/Beruf zu tun.

Die hohe Zahl der Jugendlichen, die immer noch
auf der Strecke bleiben, steht im Widerspruch da-
zu, dass wir einen unheimlich hohen Bedarf an
hochqualifizierten Fachkräften haben; auch das
wurde schon gesagt. Wir haben wirklich die grotes-
ke Situation, eine anhaltend hohe Jugendarbeitslo-
sigkeit zu haben, auch mit den Altbewerbern, und
einen gleichzeitigen Fachkräftemangel, der sich
immens verändert hat. Insofern ist natürlich die
Forderung nach einer Ausbildungsplatzabgabe
oder -umlage obsolet. Es geht hier um andere
Maßnahmen, die ergriffen werden müssen, um das
tatsächlich zu schaffen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wir haben die Abgabe auch früher gefordert, ha-
ben aber nicht mehr die Situation, um dieses In-
strument sinnvoll einzusetzen. Das heißt nicht,
dass wir nicht die Wirtschaft anhalten, weiter bei
ihrer Ausbildungskapazität zu bleiben. Die Han-
delskammer hat in diesem Jahr die Zahl der Aus-
bildungsplätze um 2000 gesteigert und wir haben
immer noch 1400 Ausbildungsplätze, die in Ham-
burg nicht besetzt sind. Aber sie passen nicht zu-
sammen mit den Jugendlichen, die da sind, und da
stellt sich uns doch die Frage, wie wir diese qualifi-
zieren und wie wir das Problem über die Ausbil-
dungsmodelle lösen können. Der Handlungsbedarf
ist so groß, dass man nicht nur kleine Schräub-
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chen drehen muss, um zu Lösungen zu kommen,
sondern eine breit angelegte Strategie.

Weil der Rechnungshof noch präsent ist, möchte
ich an der Stelle darauf hinweisen, dass wir natür-
lich wie kommunizierende Röhren die Gelder, die
im Reparatursystem sind, erst einmal in die Sekun-
darstufe I leiten, um dort vernünftig früher anzufan-
gen, das heißt eine frühzeitige systematische Be-
rufs- und Studienorientierung vorzunehmen. Frau
Heyenn, wenn Sie allerdings in der siebten Klasse
anfangen, Bewerbungstraining zu machen, halte
ich das für zu früh. Das ist keine vernünftige Be-
rufsorientierung, die macht in der siebten Klasse
nämlich etwas ganz anderes.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wir wollen als Ziel eine systematische Berufsorien-
tierung ab der achten Klasse, ich komme darauf
noch im Einzelnen zurück. Die Pilotprojekte, die
zurzeit laufen, haben tatsächlich noch Licht und
Schatten. Ich habe an dieser Stelle immer gerne
salopp gesagt, es gebe 35 verschiedene Berufsori-
entierungsmaßnahmen, und wir sind gerade dabei
zu prüfen, welche Maßnahmen wirksam sind und
welche nicht.

Ebenso geht es um die Begleitung des Übergangs
Schule/Beruf und das Hauptziel, das hier mehrfach
genannt wurde, ist, die Warteschleifen abzubauen
und Angebote für schulpflichtige Jugendliche zu
schaffen, die dann ganz eng am Betrieb orientiert
sind. Frau Heyenn hat kritisiert, dass es diese Be-
triebe gar nicht gebe. Wir haben eine neue Situati-
on durch das Aktionsbündnis für Ausbildung und
Arbeit, dass auch die Wirtschaft sich entsprechend
verpflichtet, genauso wie alle anderen Akteure,
Gewerkschaften, Arbeitsagentur und so weiter. Wir
haben das Ziel, dass die Jugendlichen auch Mög-
lichkeiten haben, während der Ausbildung eine
Hochschulzugangsberechtigung zu erwerben. Des-
halb kommen zusätzlich die Berufsoberschule und
das berufliche Gymnasium mit neuer Prägung da-
zu. Wir müssen auch im berufsbildenden Bereich
alles tun, dass die Abbrecherquoten und die Klas-
senwiederholungen deutlich reduziert werden.

Jetzt noch einmal zur Zeitschiene: Einiges wird
jetzt wieder ganz schnell eingefordert. Wir haben
vor zwei Jahren mit der Planung und Konzeptionie-
rung, um Herrn Rabe zu zitieren, angefangen und
dies mit allen Beteiligten auf den Weg gebracht.
Ich hatte schon gesagt, dass die Gewerkschaften,
die Kammern, die Unternehmensvertretungen, die
Agentur für Arbeit, die Behörden und auch der
Landesausschuss für berufliche Bildung sich ein-
stimmig dahintergestellt hatten. Wir haben die
Rahmenkonzepte im Sommer letzten Jahres vor-
gestellt, und zwar das Rahmenkonzept für die Re-
form des Übergangs Schule/Beruf, die Rahmen-
vereinbarung mit der Agentur für Arbeit, die über
die Zusammenarbeit von Schule und Berufsbera-
tung schon in die Sekundarstufe I hineingeht im

Bereich der Berufs- und Studienorientierung, und
die Rahmenvorgaben der Berufsorientierung in
Stadtteilschule und Gymnasium. Das Ganze ist
wiederum ins Aktionsbündnis eingeflossen; das ist
die Planung und Konzeptionierung. Wir legen dem-
nächst die entsprechende Drucksache vor, was in
der Großen Anfrage auch angekündigt war; da
werden die Einzelheiten konkretisiert. Der Paradig-
menwechsel hat erst 2009 bei uns gemeinsam
stattgefunden und wir müssen jetzt die Pilotprojek-
te in den achten Klassen abschließen, um dann
gemeinsam in die Fläche zu gehen. Es ist ein
großes Pfund, dass die Kollegen der beruflichen
Schulen jetzt in den Stadtteilschulen arbeiten.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Alles hängt mit allem zusammen, das ist ein großer
Schritt. Ich kann ein Beispiel erzählen, ich war letz-
te Woche in der Fritz-Schumacher-Schule, einer
Stadtteilschule, ehemals Gesamtschule. Dort wur-
de mit den Unternehmen, die kooperieren, und der
beruflichen Schule, die jetzt mit den Kollegen der
Berufsorientierung an der allgemeinbildenden
Schule zusammenarbeitet, ein hervorragendes
Konzept entwickelt und da besteht eine große Zu-
friedenheit, dass wir auch die Ressourcen aus den
beruflichen Schulen in die allgemeinbildenden
Schulen stecken.

Meine Damen und Herren! Es ist vieles gesagt
worden. Wir sind so weit, dass jede Stadtteilschule
zu diesem Zeitpunkt einen Kooperationsvertrag mit
einer beruflichen Schule hat, und im nächsten
Jahr, also mit der Vorbereitungszeit, auch in die
Fläche ab Klasse 8 gegangen wird und somit der
Übergang von der achten Klasse an systematisch
begleitet wird. Ich denke, es ist Konsens hier im
Hause, dass wir wollen, dass alle ihre Fähigkeiten
und Talente erkennen, realistische Berufsziele ent-
wickeln und dann den Übergang ins Berufsleben
besser schaffen können. Die genannten Details,
auch die kritischen Fragen zur Produktionsschule,
die ich ähnlich beurteile, werden wir im Schulaus-
schuss debattieren und diskutieren. Ich freue mich
auf die Beratungen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Wenn kei-
ne weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen, kön-
nen wir zur Abstimmung kommen.

Wer einer Überweisung der Drucksache 19/7271
an den Schulausschuss zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Das Überweisungsbegehren ist angenommen
worden.

Wir kommen zu Punkt 9 der Tagesordnung, Druck-
sache 19/7540, Senatsmitteilung: Stellungnahme
des Senats zu dem Ersuchen der Bürgerschaft
vom 10. Februar 2010 "Freiwilliges Politisches
Jahr auch in Hamburg ermöglichen".
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[Senatsmitteilung:
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Bürgerschaft vom 10. Februar 2010 "Frei-
williges Politisches Jahr auch in Hamburg er-
möglichen" (Drucksache 19/5206)
– Drs 19/7540 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 19/7806 ein An-
trag der GAL-Fraktion vor.

[Antrag der Fraktion der GAL:
Freiwilliges Politisches Jahr für Hamburg
– Drs 19/7806 –]

Wer wünscht das Wort? – Frau Blömeke bitte.

Christiane Blömeke GAL: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren!

(Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel übernimmt
den Vorsitz.)

Lassen Sie mich mit einem Zitat beginnen:

"Montagmorgen, 8.00 Uhr. Mein Wecker
reißt mich aus meinen friedlichen Träumen."

– Das bin leider nicht ich. So beginnt bei mir der
Montagmorgen nicht unbedingt.

"Mit einem Lächeln im Gesicht schlage ich
die Augen auf. Ich freue mich auf den Tag,
auf die Kinder und darüber, dass ich mich
vor einem halben Jahr richtig entschieden
habe."

Mit diesen zugegeben etwas blumigen Worten hat
uns ein 19-Jähriger vor Kurzem im Sportausschuss
seine Stimmung am Morgen beschrieben. Der
Grund für seine positive Stimmung ist sein Freiwilli-
gendienst. Er ist einer von 67 Jugendlichen, die im
Rahmen des Freiwilligen Sozialen Jahres in Sport-
vereinen arbeiten. Seine positive Aussage spricht
für sich. Der freiwillige Dienst macht ihm Spaß, ob-
wohl die 40 Stunden für jemanden, der direkt von
der Schule gekommen ist, noch sehr ungewohnt
sind und obwohl er für die Arbeit nur ein Taschen-
geld erhält. Er beschreibt seinen Arbeitsablauf so
positiv, dass man ihm die Freude bei der Arbeit ab-
nimmt. Das Sammeln neuer Erfahrungen, sei es im
Integrationssport oder bei der Arbeit mit den Kin-
dern im Unihockey-Training oder auch im Bewe-
gungskindergarten des SV Eidelstedt, lässt ihn zu
dem Schluss kommen, dass seine Entscheidung
zum Freiwilligen Sozialen Jahr hundertprozentig
richtig war. Das ist eine tolle Sache.

Das Soziale Jahr ist einer von drei Freiwilligendien-
sten, die für Jugendliche zur Verfügung stehen.
Auch das Freiwillige Ökologische Jahr oder der
Europäische Freiwilligendienst sind für viele Ju-
gendliche nach der Schule und auf dem Weg in
das Berufsleben oder die Uni hochattraktiv. Ich
glaube, wir sind uns alle einig, dass der Freiwilli-
gendienst eine besondere Form des bürgerlichen

Engagements und des sozialen Lernens ist. Frei-
willigendienste tragen zur Persönlichkeitsentwick-
lung und zur gesellschaftlichen Verantwortung bei.
Sie vermitteln wertvolle fachliche und soziale, öko-
logische und kulturelle Kompetenzen. Genau aus
diesem Grund wollen wir als Grüne in der Bundes-
regierung, aber auch als GAL in Hamburg,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Als Grüne in der
Bundesregierung?)

Quantität, Qualität und Attraktivität von Freiwilli-
gendiensten weiter ausbauen. Die Überlegung, auf
der Bundesebene aus dem Wehrdienst und damit
auch aus dem bisherigen Zivildienst auszusteigen,
bietet dafür beste Chancen.

Raus aus dem Zivildienst muss aber heißen: Rein
in den verlässlichen Ausbau von Freiwilligendien-
sten. Zurzeit läuft die Diskussion der Bundesregie-
rung allerdings in eine Richtung, die wir nicht un-
terstützen können, denn bei Schwarz-Gelb ist ein
freiwilliger Zivildienst als Ersatz für den herkömmli-
chen Zivildienst im Gespräch. Damit aber würden
finanzielle Mittel, die wir für den Ausbau von Frei-
willigendiensten benötigen, in eine aus unserer
Sicht überflüssige Doppelstruktur fließen, die in
Konkurrenz zu den Freiwilligendiensten steht.

Es wäre nämlich absurd, wenn zukünftig in dersel-
ben Einrichtung mit den denselben Tätigkeiten frei-
willige Sozialdienstleistende und freiwillige Zivil-
dienstleistende nebeneinander arbeiten, aber das
zu völlig unterschiedlichen Konditionen, zu ver-
schiedenen Kosten und mit einem unterschiedli-
chen Taschengeld; das ist nicht der richtige Weg.

(Beifall bei Linda Heitmann GAL und Tho-
mas Böwer SPD)

Die Bundesregierung muss jetzt handeln und die
durch Abschaffung des Wehrdienstes und Ab-
schaffung des herkömmlichen Zivildienstes freiwer-
denden Mittel in den Ausbau von Freiwilligendien-
sten investieren. Nur so kann dafür gesorgt wer-
den, dass engagierte Jugendliche nicht ausge-
bremst werden, sondern einen Platz im Freiwilli-
genprogramm erhalten, denn es mangelt über-
haupt nicht an Bewerbern und Bewerberinnen,
sondern an Plätzen und deren Finanzierung. Die
Idee eines Freiwilligen Sozialen Jahres in der Poli-
tik, die wir als Modellversuch für Hamburg umset-
zen wollen, kann weitere Plätze schaffen und dazu
beitragen, dass das Angebot für die Jugendlichen
attraktiver und noch vielfältiger wird.

Andere Bundesländer haben bereits gute Erfah-
rungen gemacht und viele Jugendliche haben so
schon Einblicke in politische Prozesse und Institu-
tionen erhalten und sind bereit, sich politisch und
gesellschaftlich zu engagieren. Zugegeben, die
Umsetzung dieses Freiwilligen Jahres in der Politik
als Ergänzung zum bestehenden Angebot hängt in
Hamburg zunächst davon ab, ob sich Träger fin-
den lassen und die Finanzierung gesichert ist. Wir
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sind aber ganz optimistisch, dass das klappt. Und
wie ich bereits ausführte, spielen auch die Be-
schlüsse der Bundesregierung natürlich eine große
Rolle. Aus dem Grund wäre es wünschenswert,
wenn CDU und FDP von ihren Überlegungen,
einen freiwilligen Zivildienst einzuführen, abrückten
und sich stattdessen dazu entschieden, die Freiwil-
ligendienste ohne Wenn und ohne Aber auszubau-
en, denn davon würde auch Hamburg und würden
auch Hamburgs Jugendliche profitieren.

(Beifall bei der GAL, der CDU und der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Herr von Fran-
kenberg, Sie haben das Wort.

Egbert von Frankenberg CDU: Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Zunächst möchte ich
für meine Fraktion ausdrücklich betonen, dass wir
es großartig finden, wenn junge Menschen sich im
Freiwilligen Sozialen Jahr, im Freiwilligen Ökologi-
schen Jahr oder auch im Europäischen Freiwilli-
gendienst engagieren. Es ist notwendig, das noch
einmal zum Ausdruck zu bringen, denn es ist auch
in der Biographie ein ganz dicker Pluspunkt, wenn
man so etwas vorweisen kann und macht insofern
sicherlich Sinn, das im Laufe des Lebens gemacht
zu haben.

Aber man muss sich nicht nur den Bereich des
Freiwilligendienstes anschauen. Zurzeit haben wir
außerdem noch Wehr- und Zivildienst und diejeni-
gen, die dort ihren Dienst tun, machen im Grunde
genommen auch schon einen Freiwilligendienst.
Das ist zwar nicht gut und führt auch zu der mo-
mentanen Diskussion, in der die Wehrpflicht als
solche beraten wird. Das Thema Wehrpflicht und
Zivildienst wird uns im kommenden Jahr als Lan-
desparlament noch sehr viel intensiver beschäfti-
gen und in unserem CDU-Landesverband diskutie-
ren wir das sehr intensiv. Frau Blömeke, Sie haben
auch die Überlegungen dargestellt, die auf Bun-
desebene besprochen werden. Eine Entscheidung,
was den freiwilligen Zivildienst angeht, ist in dem
Sinne noch nicht getroffen. Ich könnte mir das
durchaus vorstellen, aber das letzte Wort ist noch
nicht gesprochen, das sind Diskussionsprozesse
und man muss abwarten, wie sich das entwickelt.

Bei den Plätzen ist es ein bisschen schwierig, die
Anzahl der Plätze für die Freiwilligendienste von
den Bewerbern her genau zu beurteilen, weil es
das Problem der Mehrfachbewerbungen gibt. Das
heißt, die Plätze sind zwar vielfach nachgefragt,
man kann das aber wegen der Mehrfachbewerbun-
gen schwer quantifizieren.

Was in der vorliegenden Senatsmitteilung steht,
liest sich alles ganz positiv. Frau Blömeke hat es
eingehend erläutert und ich kann mich diesem Teil
der Ausführungen ausdrücklich anschließen.

Wir können daraus schließen, dass ein Freiwilliges
Politisches Jahr möglich ist, und in dem Antrag
wird der Senat gebeten, die Umsetzung zu prüfen.
Bisher hat eine erste Erhebung bei sieben ange-
fragten Organisationen ergeben, dass zwei sich
das vorstellen konnten, die anderen aber eher ab-
lehnend waren. Daher müssen wir Partner gewin-
nen, die Nachfrage von jungen Menschen ist si-
cherlich da. Es ist ein guter Weg, erst einmal die
Bereitschaft zu ermitteln, dann außerhalb des
Haushalts, wenn sich das so ergibt, einen Modell-
versuch zu starten und nach drei Jahren ein Er-
gebnis zu evaluieren. Insofern kann ich nur für Un-
terstützung werben.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Bekeris,
Sie haben das Wort.

Ksenija Bekeris SPD: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Den Opti-
mismus von Frau Blömeke kann ich nicht ganz tei-
len, aber ich freue mich natürlich, dass wir über die
Zukunft der Freiwilligendienste diskutieren; hier ist
vieles im Umbruch. Umso mehr wundert mich,
dass die GAL das Freiwillige Politische Jahr zur
Debatte angemeldet hat, denn diese Einführung ei-
ner neuen Spielart eines Freiwilligen Politischen
Jahres kann keine einzige der drängenden Fragen
zur Zukunft der Freiwilligendienste beantworten.
Der Senat will für ein Freiwilliges Politisches Jahr
kein Geld ausgeben und die Resonanz der Träger
ist bis jetzt sehr mäßig. Ein Freiwilliges Politisches
Jahr also allein für die Koalitionsbilanz der GAL
– nicht mit uns, sehr verehrte Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Aber der Reihe nach. Wir haben bei den Freiwilli-
gendiensten und beim Zivildienst in den nächsten
Monaten zwangsläufig Veränderungen, die haben
Sie schon genannt. Die Wehrpflicht soll ausgesetzt
werden, das Bundesfamilienministerium plant, an-
stelle des Zivildiensts einen Freiwilligendienst ein-
zuführen. Vernünftig wäre es – in die Richtung hat
Frau Blömeke auch schon argumentiert –, die gut
eingeführten Dienste auszubauen. Aber Vernunft
ist nun einmal nicht die Stärke der schwarz-gelben
Regierung. Sie will teure Doppelstrukturen aufbau-
en und parallel zu den existierenden Freiwilligen-
diensten einen weiteren etablieren. Auf Dauer wer-
den sich diese zwei parallelen Freiwilligenstruktu-
ren aber nicht halten können, schon gar nicht,
wenn sie finanziell so unterschiedlich ausgestattet
sind.

Ein weiterer wichtiger Punkt, die zweite Konse-
quenz in der Wehrpflichtaussetzung, sind die der-
zeitigen Zivildienststellen. Wir haben in Hamburg
über 1700 Zivildienstleistende, besonders im Pfle-
ge- und Betreuungsbereich, und fragen uns schon,
wer diese Arbeit macht, wenn die Wehrpflicht aus-
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gesetzt wird. Ganz konkret stellt sich die Frage be-
reits jetzt bei der individuellen Schwerstbehinder-
tenbetreuung an den Schulen. Wer übernimmt die
Kosten für die notwendigen Fachkräfte, wenn wir
die Zivildienstleistenden nicht mehr haben? Der
Senat weist diese Frage bisher weit von sich. Das
ist verantwortungslos und Sie lassen in dieser An-
gelegenheit die Träger im Regen stehen.

(Beifall bei der SPD)

Wir fordern Sie auf, dort Ihre Verantwortung zu
übernehmen. Verhindern Sie Doppelstrukturen bei
den Freiwilligendiensten und unterstützen Sie die
Zivildienststellen bei der Umgestaltung.

Nun beantragt die GAL die Einführung eines Frei-
willigen Politischen Jahres. Das ist in der geschil-
derten Situation ein erstaunlich sorgloser Antrag,
besonders, wenn man sich die individuelle Betreu-
ung der Schwerstbehinderten anschaut. Und was
tut der Senat bis jetzt für die 1000 FSJ-Plätze in
Hamburg? So gut wie gar nichts. Während andere
Bundesländer FSJ-Plätze aus Landesmitteln för-
dern, hält sich der Senat vornehm zurück. Sieht
man von einer geringen Bundesförderung in Höhe
von 72 Euro im Monat ab, tragen die Kosten der
FSJ-Plätze – und das sind immerhin um die
700 Euro – allein die anbietenden Träger.

Ein Freiwilliges Politisches Jahr soll nun dazukom-
men. Potenzielle Anbieter stehen dem GAL-Vor-
schlag skeptisch gegenüber, fünf haben gar kein
Interesse, zwei haben gesagt vielleicht. Wie sieht
es mit der finanziellen Ausstattung aus? Schlecht.
Der Senat will auch hierfür keine Landesmittel zur
Verfügung stellen und da fragt man sich schon,
was das soll. Es gibt in Hamburg zahlreiche Mög-
lichkeiten, sich politisch im Ehrenamt zu engagie-
ren. Wir sehen deshalb keine Veranlassung für ein
Freiwilliges Politisches Jahr.

Sehr geehrte Damen und Herren im Senat! Be-
schäftigen Sie sich stattdessen mit den drängen-
den Problemen bei der Zukunft der Freiwilligen-
dienste und des Zivildienstes und unterstützen Sie
damit das bestehende Engagement. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Schnei-
der, Sie haben das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE:* So viel Neues
ist mir nicht eingefallen. Obwohl nicht alle dasselbe
wollen, unterstützen wir im Unterschied zur ande-
ren Oppositionspartei den Ausbau und auch ein
Freiwilliges Soziales Jahr im Bereich der Politik.
Wir unterstützen den Ausbau des Freiwilligendien-
stes nicht, weil wir sagen, das ist eine Warteschlei-
fe für Leute, die keinen Ausbildungsplatz finden
– die Gefahr ist da und muss beachtet werden –
oder um zum Beispiel den Pflegenotstand zu lösen

oder so etwas, sondern unter dem Gesichtspunkt,
und das hat Frau Blömeke bereits gesagt, dass wir
es begrüßenswert finden, wenn junge Menschen in
ihren Kompetenzen und ihrer Persönlichkeitsent-
wicklung gestärkt werden und einen aktiven Bei-
trag für die Zivilgesellschaft leisten. Wir unterstüt-
zen auch den Antrag der GAL, die Einrichtung ei-
nes Freiwilligen Sozialen Jahres im Bereich der
Politik weiter zu prüfen.

Es ist völlig klar – das geht aus dem Bericht hervor
und das finde ich auch einleuchtend –, dass zum
Beispiel Fraktionen oder Parteien nicht die Stellen
sein können, wo das stattfindet. Trotzdem ist unse-
re Erfahrung mit Praktikanten, dass sie sehr viel
lernen können, wenn sie Einblick in die politischen
Prozesse gewinnen, dass sie eine Begeisterungs-
fähigkeit mitbringen, die auch für uns ansteckend
ist und dass man die Frage, warum sehr viele Ju-
gendliche so politikverdrossen sind, auch mit den
Jugendlichen diskutieren können muss. Das sind
für uns ganz wichtige Erfahrungen. Ich glaube,
dass es insgesamt nützlich ist, wenn relativ viele
Jugendliche so ein Angebot bekommen und das
tatsächlich machen, und der Politikverdrossenheit
entgegenwirkt.

Uns ist aufgefallen – der Senat gibt das in seiner
Stellungnahme auch selbst zu –, dass das Freiwilli-
ge Soziale Jahr bisher hauptsächlich ein Angebot
an junge Menschen aus finanziell gut situierten El-
ternhäusern mit höheren Bildungsabschlüssen ist
und es zum Beispiel sehr wenige Migranten oder
Leute mit Hauptschulabschluss oder aus ärmeren
Familien annehmen. Da liegt ein wirkliches Pro-
blem. Unseres Erachtens sollte darauf geachtet
werden – und das kann im Zuge der Umsetzung
des GAL-Antrages dann auch passieren –, dass
man überlegt, das attraktiver zu gestalten, weil ein
Taschengeld von mindestens 150 Euro nicht viel
ist. Das ist ein Jahr und das ist kein wirkliches An-
gebot an Leute, die auch darauf angewiesen sind,
dass sie ein bisschen selbstständig davon leben
können.

Der Senat sollte überdenken, ob er da nicht ein
bisschen Geld in die Hand nimmt, damit das Ange-
bot attraktiv ist. Wir regen an, die finanziellen Rah-
menbedingungen für die Träger und die jungen
Menschen erheblich zu verbessern, damit auch
junge Menschen aus bildungsfernen und finanziell
schlechter gestellten Schichten das Freiwillige So-
ziale Jahr im Bereich der Politik wahrnehmen kön-
nen. – Schönen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Monika
Schaal SPD und Christiane Blömeke GAL)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Heitmann,
bitte.

Linda Heitmann GAL:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Ich möchte gerne noch kurz
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auf die Vorwürfe von Frau Bekeris eingehen. Es ist
falsch, dass Sie den Vorwurf erheben, wir würden
kein Geld in dieses Projekt stecken. Das Freiwillige
Politische Jahr soll eine zusätzliche Variante des
Freiwilligen Sozialen Jahres sein. Es soll eine An-
gebotserweiterung darstellen und, wie Sie selbst
gesagt haben, fließt auch jetzt schon kein Geld
aus dem Hamburger Haushalt, sondern das wird
meistens von den Trägern selbst finanziert und
vom Bund mitgetragen. Frau Blömeke hatte auch
gesagt, dass wir es im Zuge der Abschaffung des
Zivildienstes begrüßen würden, wenn das Geld
dann in die Erweiterung der Freiwilligendienste
fließt. Aber wenn wir in die bislang bestehenden
Plätze des Freiwilligen Sozialen Jahres kein Geld
stecken, dann wäre es eher unlogisch, in eine Er-
weiterung zusätzliche Gelder aus unserem Haus-
halt zu pumpen.

Es ist vielleicht ein kleiner, aber dennoch ein wich-
tiger Beitrag, um Engagement zu fördern, um politi-
sches Interesse zu wecken, um ein gewisses Ver-
ständnis bei jungen Leuten dafür zu bekommen,
wie politische Prozesse ablaufen. Die Antwort auf
Fragen, warum bestimmte Prozesse so lange dau-
ern und wie sich überhaupt Diskussionsprozesse
gestalten, sind häufig aus der öffentlichen Bericht-
erstattung nicht so herauszulesen wie es der Fall
ist, wenn man nahe dran ist und es direkt mitbe-
kommt. Da kann man viel Interesse wecken und
viel Verständnis für politische Arbeit erreichen.
Wenn wir das bei nur wenigen jungen Menschen
schaffen – ich bin ganz der Meinung von Frau
Schneider, dass wir uns darum bemühen müssen,
auch diejenigen zu erreichen, die diese Angebote
noch nicht so stark wahrnehmen –, dann ist ein,
wenn auch kleiner, aber wichtiger Schritt getan.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Ich lasse zunächst über den Antrag der GAL–Frak-
tion aus Drucksache 19/7806 abstimmen. – Wer
möchte diesem seine Zustimmung geben? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit ist das mit
Mehrheit angenommen.

Kommen Sie doch bitte nach vorne und setzen
sich hin, dann machen Sie es dem Präsidium ein-
facher zu sehen, wie die Verhältnisse sind. Das gilt
für die Fraktion der SPD wie für die Fraktion der
CDU.

Im Übrigen stelle ich fest, dass die Bürgerschaft
von der Senatsmitteilung aus Drucksache 19/7540
Kenntnis genommen hat.

Meine Damen und Herren! Ich rufe den Punkt 15
auf, Drucksache 19/7434, Antrag der Fraktion DIE

LINKE: Kinder- und Jugendgesundheit in Hamburg
und die Aufgaben des Schul(zahn)ärztlichen
Dienstes.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Kinder- und Jugendgesundheit in Hamburg
und die Aufgaben des Schul(zahn)ärztlichen
Dienstes
– Drs 19/7434 –]

Diese Drucksache möchte die Fraktion DIE LINKE
an den Ausschuss für Gesundheit und Verbrau-
cherschutz überweisen. – Wer wünscht das Wort?
Frau Artus, bitte.

Kersten Artus DIE LINKE:* Frau Präsidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Vor Kurzem, am
21. Oktober, fand die 1. Zielkonferenz in Hamburg
unter dem Thema "Gesund aufwachsen in Ham-
burg!" statt. Sie entspricht der Strategie des Paktes
für Prävention vom Juni dieses Jahres. Erfreuli-
cherweise war zu hören, dass die meisten kleinen
Hamburger und Hamburgerinnen gesund aufwach-
sen und offensichtlich haben die heftigen Proteste
aus der Bevölkerung dazu geführt, dass größere
Leistungskürzungen im Gesundheits- und Sozial-
bereich ausgeblieben sind.

Aber, und das ist die zweite, weit problematischere
Aussage der Konferenz, etwa 25 Prozent der Kin-
der wachsen in Hamburg nicht in bester Gesund-
heit auf. 22 Prozent zeigen sogar mehrere Sympto-
me gleichzeitig, von motorischen und psychischen
Störungen bis hin zu kariösen Zähnen. Wenn es
bei jedem vierten Kind in Hamburg gesundheitliche
Probleme gibt, dann müssen doch eigentlich bei al-
len Verantwortlichen die Alarmglocken läuten. Ich
verweise an dieser Stelle auf die aktuelle Kranken-
hausplanung, die dringend erforderliche Erweite-
rung von Kapazitäten für psychisch Kranke und die
Sonderzulassung von 60 Kinder- und Jugendpsy-
chotherapeuten und -therapeutinnen.

(Lydia Fischer CDU: Es sind ganz viele zu-
gelassen!)

Wenn dann noch die Aussage gemacht wird, dass
Familien mit niedrigem Sozialstatus weniger Ge-
sundheitschancen haben, dann müsste ein großes
Nachdenken im Senat darüber stattfinden, wie die-
ser Entwicklung gegengesteuert werden kann. Die
Aussage einer Konferenzteilnehmerin dazu: Man
müsse bei der Wohnungs- und Existenzsicherung
beginnen. Der soziale Status ist ausschlaggebend
für die Gesundheit, sehr geehrte Herren und Da-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Doch welche Botschaften erreichen die Öffentlich-
keit im Zuge der Haushaltsplanung und -diskussi-
on? Wegkürzen bei den Schwächsten der Gesell-
schaft. Besonders perfide ist das Im-Kleinen-Kür-
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zen im sozial-gesundheitspolitischen Bereich nach
dem Motto: Dann fällt es nicht so auf. Aber die Wir-
kungen sind umso heftiger.

Als Beispiel soll die Kürzung beim Schulzahnärztli-
chen Dienst stehen, für Herrn Senator Wersich
möglicherweise ein läppischer Betrag von noch
nicht einmal 400 000 Euro. Aber welche Wirkung
auch nur eine einzige unbesetzte Schulzahnärztin-
nen-Stelle hat, lässt sich anschaulich anhand des
Gesundheitsberichts des Bezirks Bergedorf dar-
stellen. Dort konnten im Jahr 2005 20 Prozent der
schulpflichtig gemeldeten Kinder nicht schulzahn-
ärztlich untersucht werden. Durch die Nachbeset-
zung einer freien Schularztstelle erreichte die Un-
tersuchungsquote ein Jahr später 99,6 Prozent.
Ein weiterer Bericht aus Altona weist für die ersten
Klassen des Schuljahres 2005/2006 unglaubliche
34 Prozent des Zahnstatus als behandlungsbe-
dürftig aus. Diesen Kindern wäre geholfen gewe-
sen, wenn es ausreichend Personal gegeben hät-
te.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Herr Senator Wersich erhielt zur Kürzung des
Schulzahnärztlichen Dienstes einen vom Vorsit-
zenden der Zahnärztekammer und dem Stellvertre-
ter der Landesarbeitsgemeinschaft der Jugend-
zahnpflege unterschriebenen Brief, der ihn sehr
eindringlich auf die Folgen durch Kürzung in die-
sem Bereich hinweist. Das ist mehr als nur ein Pro-
test. Die zuständige Schulzahnärztin hat ebenfalls
in einem Brief darauf aufmerksam gemacht, die
Problemlage ist also mehr als bekannt. Wir, die
LINKE, erwarten entsprechende Konsequenzen.
Zulasten der Kinderzahngesundheit darf der Haus-
halt nicht saniert werden.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Das ist auch kurzsichtig, wenn Sie sich einmal
über die Folgekosten für das Gesundheitssystem
Gedanken machen oder wenn Sie sich der Bedeu-
tung bewusst werden – wir haben auch einige Ärz-
tinnen und Ärzte hier im Raum –, die gesunde Zäh-
ne auf den Organismus eines Menschen haben.

Sehr geehrte Herren und Damen! Der Öffentliche
Gesundheitsdienst nimmt, wie wir in unserem An-
trag dargestellt haben, allgemein bevölkerungsme-
dizinische und sozialkompensatorische Aufgaben
wahr. Aus diesem Grund sind schulärztliche Aufga-
ben nicht auf den niedergelassenen Bereich abzu-
schieben. Der schulärztliche Dienst ist ein aufsu-
chender Dienst und er führt die Reihenuntersu-
chungen durch.

"Wie gesund wachsen Kinder in Hamburg auf?"
war ein beeindruckender Vortrag auf der von mir
eingangs erwähnten Gesundheitskonferenz. Wenn
man aber mehrere Berichte dazu sichten muss, um
Material und Daten zusammenzutragen, wie eine
Referentin bemerkte, dann ist das kritisch zu se-

hen. Warum? Seit 2001 gibt es das Gesetz über
den Öffentlichen Gesundheitsdienst in Hamburg.
Dieses Gesetz schreibt die Notwendigkeit einer re-
gelmäßigen Gesundheitsberichterstattung fest. Ge-
sundheitsberichte sind deshalb notwendig, weil sie
konkrete Aussagen über die sich darauf beziehen-
de Gesundheitsplanung geben. Doch in Hamburg
sucht man eine einheitliche Datenindikatorenbasis
für die Gesundheitsberichte vergeblich und findet
auch keine auf diesen Grundlagen basierende Ge-
sundheitsplanung. Ebenso vergeblich sucht man
eine einheitliche Terminliste.

Dies ist eine aus unserer Sicht völlig unhaltbare Si-
tuation, die allerdings der Symbolpolitik dieses Se-
nats entspricht. Dabei muss man aber wissen,
dass noch in den Neunzigerjahren die Bundeslän-
der im Gesunde-Städte-Netzwerk der WHO zu
Hamburg hinaufgeblickt haben. Heute muss Ham-
burg einen Referenten aus Sachsen einladen,

(Mehmet Yildiz DIE LINKE: Herr Wersich,
hören Sie das?)

der berichtet, wie Hamburg anhand von guten Bei-
spielen lernen kann.

Besonders würdigen möchte ich an dieser Stelle
die Arbeit der Bezirke. Sie bemühen sich, ihren Be-
richtspflichten nachzukommen, aber selbst die Be-
zirke fordern eine bessere Datenkonzeption und
-erfassung sowie eine einheitliche und vergleichba-
re Datenbasis mit gesundheitsrelevanten Merkma-
len; so schreibt der Altonaer Bericht. In diesem Be-
mühen werden die Bezirke offensichtlich allein ge-
lassen. Was passiert mit den kritischen Hinweisen
und Handlungsempfehlungen? Der Senat scheint
sich nur sehr unzureichend zu bemühen, den Be-
zirken zu helfen, einheitliche Standards für die Ge-
sundheitsberichte und Zielplanung festzulegen und
als Stadtstaat einen eigenen Gesamtbericht zur
Gesundheitsentwicklung von Kindern, Jugendli-
chen und differenziert nach Geschlecht und Migra-
tionshintergrund sowie sozialen Indikatoren vorzu-
legen. Auf Gesundheitsdaten von Krankenkassen,
Krankenhäusern kann hingegen für eine kommu-
nale Gesundheitsberichterstattung problemlos ver-
zichtet werden.

Wenn wir in Punkt 2 unseres Antrages den Set-
ting-Ansatz fordern, dann können Sie die ausführli-
che Begründung ebenfalls aus den Berichten der
Bezirke herauslesen. Auf ein Problem möchte ich
jedoch konkret verweisen. Es ist eine bekannte
Tatsache, dass mit zunehmendem Alter die Kinder
die Früherkennungsuntersuchungen, insbesondere
die U8 und U9, weniger wahrnehmen und das an-
gesichts des bevorstehenden Schuleintritts. Dabei
ist das rechtzeitige Reagieren auf Entwicklungsauf-
fälligkeiten von ganz besonderer Bedeutung und
wir sehen diese Entwicklung deshalb mit großer
Sorge. Die Lösung liegt nur zum Teil darin, dass
verbindliche Einladungen nach Hause verschickt
werden. Der bessere Schutz für Kinder vor ver-
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meidbaren Erkrankungen liegt darin, den Öffentli-
chen Gesundheitsdienst zu stärken.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Abschließend eine Bemerkung zur Stellenbeset-
zung im Öffentlichen Dienst, Punkt 3 unseres An-
trags. Ich beziehe mich hierbei auf die Schriftliche
Kleine Anfrage aus der letzten Wahlperiode mit der
Drucksachennummer 18/7907. Daraus geht her-
vor, dass elf Ärzte- und Ärztinnenstellen nicht be-
setzt und weitere 25 Personalstellen offen waren.
Nun denken Sie einmal nach, woran das liegen
könnte. Das Gesundheitspersonal im öffentlichen
Dienst ist hoffnungslos unterbezahlt, der Arbeitsbe-
reich ist schlicht unattraktiv. Wenn es Honorarerhö-
hungen für freiberufliche Ärztinnen und Ärzte gibt,
können die Medizinerinnen im ÖGB nur weinend
zusehen.

Sehr geehrte Herren und Damen! Kinder haben
ein Recht, gesund aufzuwachsen, eine unverzicht-
bare Säule dafür ist der Öffentliche Gesundheits-
dienst mit seinen Einrichtungen. Am Schulärztli-
chen und Schulzahnärztlichen Dienst darf deswe-
gen in keiner Weise gespart werden.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Wir begrüßen natürlich, wenn diese Anfrage über-
wiesen wird und freuen uns auf eine vertiefende
Debatte dazu im Ausschuss.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Fischer,
Sie haben das Wort.

Lydia Fischer CDU: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Liebe Frau Artus, Sie haben ge-
schildert, wie Sie die gesundheitliche Situation bei
Kindern sehen. Ich werde jetzt einmal schildern,
wie das bei uns aussieht, wie wir das sehen und
was wir bis jetzt getan haben, um Gesundheit zu
fördern.

Natürlich liegt uns die Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen sehr am Herzen. Deshalb haben wir
ein System aufgebaut, in dem Kinder so versorgt
werden, dass ihr gesundes Aufwachsen vom er-
sten Lebenstag an gefördert wird. In Hamburg hat
sich über Jahre ein hervorragend funktionierendes
Netzwerk aus Institutionen entwickelt. Diese legen
sehr viel Wert auf Prävention. Sie leisten einen
nachhaltigen Beitrag zur Kinder- und Jugendge-
sundheit und wecken bei den Eltern von der Ge-
burt ihrer Kinder an ein Bewusstsein dafür. Mütter-
beratung, Familienhebammen, "Frühe Hilfen" und
Eltern-Kind-Zentren sind wichtige Angebote, die
Betroffene in unserer Stadt nutzen können.

Ihr Antrag zielt darauf ab, Berichte vorlegen zu las-
sen. Diese gibt es. Der Bericht "Kindergesundheit
in Hamburg" enthält viele Fakten, die Ihnen auch
zugänglich sind. Dieser Bericht von 2007 ist auch
heute aktuell. Es ist nicht sinnvoll, derart umfang-
reiche Studien jährlich neu aufzulegen. Wesentli-
che Veränderungen treten nicht von Jahr zu Jahr
ein; das geschieht in längeren Zeiträumen.

Die BSG hat in den vergangenen drei Jahren
sechs umfangreiche Berichte zu verschiedenen
Gesundheitsthemen vorgelegt und in allen finden
Fragen der Gesundheit von Kindern und Jugendli-
chen eine besondere Berücksichtigung. Ferner
wird es sehr zeitnah einen weiteren Bericht der
Fachbehörde zum Gesundheitsverhalten von elf-
bis 15-jährigen Schulkindern geben. Der Senat be-
richtet bereits laufend über die gesundheitsbezo-
genen Ziele bei Kindern und Jugendlichen. Mit ver-
schiedenen Kampagnen hat er nachhaltig die Ge-
sundheit dieser Bevölkerungsgruppen gefördert;
ich darf an den "Pakt für Prävention – Gemeinsam
für ein gesundes Hamburg!" erinnern.

Zu dem gut funktionierenden System gehört auch
der Schulärztliche Dienst in den Bezirken. Er ist
personell so ausgestattet, dass 66 besetzte Stellen
zur Verfügung stehen, und hier wird es auch kei-
nerlei Kürzung geben. Wir wollen versuchen, den
Standard des Schulärztlichen Dienstes zu halten.
Ich würde es bedauern, wenn wir dort massiv ein-
sparen müssten; das würde mit leidtun. Wir sind in
einer schwierigen Situation. Wenn es keinen ande-
ren Weg gibt, werden wir leider in diesen sauren
Apfel beißen müssen,

(Dr. Mathias Petersen SPD: Die Kinder? –
Michael Neumann SPD: Die haben keine
Zähne mehr, die Kinder!)

aber vielleicht gibt es noch Möglichkeiten.

Das Thema Frauengesundheit hat uns schon häu-
fig im Fachausschuss beschäftigt und wird auch
weiterhin dort beraten werden, wie Sie es angeregt
haben, Frau Artus. Das soll so weitergehen und
deshalb überweisen wir den Antrag an den
Fachausschuss. – Haben Sie vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Herr Böwer,
Sie haben das Wort.

(Jörn Frommann CDU: Sie haben zwei Mi-
nuten!)

Thomas Böwer SPD:* – Ich habe schon ein
bisschen mehr als zwei Minuten, aber keine Angst,
ich werde nicht lange brauchen.

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Auch ich schließe mich dem Dank an die
Fraktion DIE LINKE und insbesondere an Frau Ar-
tus an.
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Frau Fischer, das war ja alles ganz nett, aber ein
bisschen märchenhaft. Das Einzige, was aufgrund
der real existierenden Politik Ihres Senats zurück-
bleiben wird: Wenn künftig ein Hamburger Kind
den Mund aufmacht, wird man erkennen können,
ob es seine Kindheit unter Schwarz-Grün verbracht
hat oder nicht.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

– Es ist so, mach den Mund auf und ich sage dir,
von wem du regiert wurdest.

(Heiterkeit bei der SPD und der LINKEN)

Sie haben zwar sehr nett gesprochen, aber es wä-
re empfehlenswert gewesen, auf die Schriftliche
Kleine Anfrage einzugehen, die die Kollegin Artus
gestellt hat, nämlich die mit der Nummer 19/6864.
Führen wir uns einmal ein paar Zahlen zu Gemüte,
um zu schauen, wie gut es um die Untersuchun-
gen der Kinder bestellt ist.

Die Kollegin fragt:

"Wie viele der eingeschulten Kinder in den
Jahren von 2007 bis 2009 nahmen an der
Schuleingangsuntersuchung teil?"

Nehmen wir einmal die Trommel und greifen uns
einen Bezirk heraus, Wandsbek, den größten. Wir
stellen fest, dass an der Schuleingangsuntersu-
chung im Jahr 2009 2716 Schülerinnen und Schü-
ler teilgenommen haben. Wenn ich Frau Fischer
wäre, würde ich sagen: 2716 Schülerinnen und
Schüler haben an der Untersuchung teilgenom-
men; wir sind gut. Wenn man aber Gesundheits-
und Realpolitiker ist, dann schaut man erst einmal
nach, wie viele Schülerinnen und Schüler es in die-
sem Jahr eigentlich gegeben hat. Und dann stellt
man fest, dass etwa ein Viertel aller Wandsbeker
Schülerinnen und Schüler die Schuleingangsunter-
suchung gar nicht mitgemacht hat, weil es in die-
sem Jahr 3687 Schülerinnen und Schüler in
Wandsbek gegeben hat. Und das ist toll?

(Carola Veit SPD: So, und jetzt kommt die
Kürzung!)

Macht den Mund auf, liebe Schülerinnen und
Schüler, und ich sage euch, von wem ihr regiert
werdet. Das eine ist das Reale, das andere ist die
Phantasie.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Gehen wir noch einmal auf die Anfrage ein. Als
nächstes stellt die Kollegin Artus die Frage, ob die
Kinder ein U-Untersuchungsheft haben. Und auch
an dieser Stelle, Frau Fischer, würden Sie sagen:
Immerhin konnten 2339 Eltern mit diesem U-Heft
nachweisen, dass ihre Kinder an den entsprechen-
den frühkindlichen Voruntersuchungen teilgenom-
men haben. Da klafft mittlerweile schon eine Lücke
von über 1000 Schülerinnen und Schülern, wenn
man die Gesamtpopulation der Wandsbeker Schü-

lerinnen und Schüler nimmt. Wir haben also eine
Menge zu tun.

Ich hätte diesen Antrag heute so beschließen kön-
nen, weil DIE LINKE eine Personalausstattung for-
dert, die in der Tat dringend erforderlich ist. Nun
machen wir die Sonderschleife über den Aus-
schuss, sei es drum. Eines muss aber klar sein:
Die Kinder in Hamburg müssen demnächst wieder
ohne Sorge ihren Mund aufmachen können und
keiner darf daran erkennen, vom wem sie regiert
worden sind. – Danke schön.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Heitmann,
Sie haben das Wort.

Linda Heitmann GAL:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Liebe LINKE, ich finde es im-
mer wieder faszinierend, wie Sie es schaffen, An-
träge mit einem durchaus diskussionswürdigen In-
halt zu stellen und dann zu völlig anderen Themen
Pressemitteilungen zu veröffentlichen und Reden
zu halten.

Herr Böwer hat den Kern Ihres Antrags noch ein-
mal dargestellt. Er zielt vor allem auf eine Vermeh-
rung, so möchte ich es nennen, des Berichtswe-
sens ab,

(Michael Neumann SPD: Sie können auch
Arbeitsgruppen bilden, wie in der Schulbe-
hörde!)

um künftig andere oder aus Ihrer Sicht bessere
Rückschlüsse ziehen zu können.

Ich möchte auf die sehr erfreuliche Entwicklung bei
der Zahngesundheit der Kinder hinweisen, die Sie
selbst einmal in einem Ihrer Anträge erwähnt ha-
ben. 1997/1998 waren rund 36 Prozent der Milch-
zahngebisse von Erstklässlern gesund und
2007/2008 waren es immerhin 46 Prozent. Das ist
in zehn Jahren eine Steigerung um 10 Prozent-
punkte. Ich möchte nicht sagen, dass wir damit am
Limit angekommen sind – es geht sicher noch bes-
ser –, aber ich möchte, dass das zur Kenntnis ge-
nommen und darauf auch eingegangen wird.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Sie gehen in Ihrem Eingangstext nur pauschal dar-
auf ein, dass aus Berichten zur Kindergesundheit
nicht unerhebliche gesundheitliche Probleme und
Entwicklungsverzögerungen hervorgehen. Ich hät-
te es schön gefunden, wenn Sie etwas konkreti-
siert hätten, welche Berichte und auch welche ge-
sundheitlichen Probleme Sie meinen,

(Beifall bei der GAL und der CDU)

damit wir hier über das Gleiche diskutieren, denn
bei der Zahngesundheit hat es deutliche Fortschrit-
te gegeben.
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(Zuruf von Carola Veit SPD)

Wenn ich mir den von Frau Fischer schon erwähn-
ten Bericht "Kindergesundheit in Hamburg" aus
dem Jahr 2007 anschaue, dann zieht der Senat
dort das Fazit,

(Carola Veit SPD: Er kürzt!)

dass sich die Lage in Sachen Impfschutz, Vorsor-
geverhalten und Verhütung von Unfällen deutlich
verbessert hat. In den Bereichen Übergewicht,
psychische Auffälligkeiten und Allergien besteht
hingegen deutlicher Handlungsbedarf. Ich würde
mich freuen, wenn Sie diese Differenzierung zur
Kenntnis nehmen und nicht alles über einen Kamm
scheren würden.

Der Kindergesundheitsbericht von 2007 vergleicht
die Daten von 1995/1996 mit denen von
2005/2006. Das ist ein Untersuchungszeitraum von
zehn Jahren, der aus meiner Sicht auch sinnvoll
erscheint, um wirklich valide Ergebnisse zu produ-
zieren. Wenn man den Untersuchungszeitraum
verkürzt, das wurde bereits angesprochen, dann
besteht immer die Gefahr, kurzzeitige Phänomene
zu entdecken und hoch zu stilisieren, die bei einem
längeren Untersuchungszeitraum als irrelevant ver-
schwinden würden.

Wir können gern darüber diskutieren, ob der Senat
die ihm vorliegenden Zahlen 2011 so, wie von Ih-
nen gefordert, aufbereitet oder nicht. Aber ich bin
da skeptisch, denn das kann man nicht jedes Jahr
machen. Ich halte das für wenig sinnvoll, damit
kann man eine Menge Arbeitskraft in der Behörde
binden, die dann an anderen Stellen fehlt,

(Beifall bei der GAL und der CDU)

und die Daten, die man bekommt, sind leider we-
nig aussagekräftig.

Welcher Berichtszeitraum geeignet ist, um aussa-
gekräftige Ergebnisse zu bekommen, aus denen
man dann auch Rückschlüsse ziehen kann, dar-
über kann man sicher trefflich streiten. Das ist eine
Diskussion im Ausschuss wert und darauf lassen
wir uns auch gerne ein.

Ich möchte allerdings darauf hinweisen, dass die
Berichtslage nicht so dürftig ist, wie Sie es in Ihrem
Antrag glauben lassen wollen. Neben dem 2007
veröffentlichen Bericht "Kindergesundheit in Ham-
burg" gibt es beispielsweise noch einen Kurzbe-
richt des Senats zu Entwicklungsauffälligkeiten bei
Kindern von 2008 und den Bericht "Basisinforma-
tionen zur Gesundheit" von 2009, in dem viel zur
Kindergesundheit steht. Außerdem gibt es – Sie
haben selbst daraus zitiert – in regelmäßigen Ab-
ständen die Gesundheitsberichte der einzelnen
Bezirke. Die Datenlage ist also durchaus nicht so
miserabel, wie Sie es glauben machen wollen.

Auch auf einen anderen Punkt möchte ich noch zu
sprechen kommen. Im Schulgesetz – Sie haben es

erwähnt – ist verankert, dass die Sorgeberechtig-
ten über die Ergebnisse aller schulärztlichen Unter-
suchungen informiert und auf notwendige oder
empfehlenswerte Maßnahmen der Gesundheitsför-
derung hingewiesen werden.

(Carola Veit SPD: Und dann? – Thomas Bö-
wer SPD: Wir kennen das Gesetz, Frau Kol-
legin!)

Ein Ziel der Untersuchungen ist es außerdem, für
alle Untersuchungswilligen Untersuchungsangebo-
te bereitzuhalten. Diese Untersuchungen sind kei-
ne Pflicht. Es zeigt sich, da gebe ich Ihnen recht,
dass selbst da, wo alle Stellen besetzt sind und die
Untersuchungen regelmäßig stattfinden, längst
nicht alle Kinder an ihnen teilnehmen. Man kann
auch noch einmal im Ausschuss diskutieren, ob wir
Maßnahmen ergreifen müssen, um die Teilnahme-
quote gerade an den ersten schulärztlichen Unter-
suchungen deutlich zu steigern, oder ob nicht
möglicherweise unnötige Doppeluntersuchungen
vorgenommen werden. Das kann diese Debatte
nicht leisten, aber das können wir im Ausschuss
diskutieren und da zu einer differenzierten Bewer-
tung kommen.

Ich möchte gleichzeitig aber noch einmal an Sie
appellieren, den Schulärztlichen und den Schul-
zahnärztlichen Dienst nicht als allein seligmachen-
des Instrument zur Verbesserung der Kinderge-
sundheit darzustellen. Natürlich ist er ein Baustein
und er ist ein wichtiger Baustein, aber er kann im-
mer nur einer von vielen sein. Frau Fischer hat be-
reits auf diverse Projekte gerade im frühkindlichen
Bereich hingewiesen.

(Thomas Böwer SPD: Sagen Sie mal was zu
Wandsbek!)

Auch die Schulverpflegung wird dabei eine immer
größer werdende Rolle spielen. In diesem Bereich
haben wir das "Hamburger Netzwerk Schulverpfle-
gung" der HAG

(Thomas Böwer SPD: Noch ein Jahr
Schwarz-Grün und die Kinder können nicht
mehr beißen!)

und von der Schulbehörde gibt es sich stetig wei-
terentwickelnde Bildungspläne zur Gesundheitsför-
derung, die sich auch mit den Themen Verbrau-
cherkompetenz und ausgewogene Ernährung be-
schäftigen.

(Glocke)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel (unterbre-
chend): Die Rednerin hat das Wort.

Linda Heitmann (fortfahrend): – Sie müssen mir
schon zuhören, um qualifizierte Zwischenrufe ma-
chen zu können.
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(Michael Neumann SPD: Die CDU will nicht
mehr überweisen! Das soll sie begründen,
machen Sie das mal!)

Die HAG hat außerdem die Ausschreibung "Ge-
sunde Schule" für systemisch angelegte Gesund-
heitsförderung an Schulen gewonnen. Da kann
man sich auch einmal anschauen, warum dieser
Preis gewonnen wurde; so schlecht scheint es hier
nicht bestellt zu sein.

Nicht zuletzt haben wir als einen wichtigen Bau-
stein auch den von Ihnen bereits erwähnten "Pakt
für Prävention". Und wenn Sie Aussagen über den
Vortrag des Kollegen aus einem anderen Bundes-
land machen, dann wundere ich mich schon, dass
ich Sie dort gar nicht gesehen haben. Sie geben
seinen Vortrag auch falsch wieder, er hat nämlich
nicht über rein staatliche Maßnahmen gesprochen,
sondern über eine bessere Kooperation von staat-
lichen und nicht staatlichen Akteuren. Da fand ich
Ihren Beitrag ein bisschen zu kurz gegriffen.

Neben dem Berichtsersuchen, auf das ich ausführ-
lich eingegangen bin, fordern Sie in Ihrem Antrag
die Nachbesetzung offener Stellen. Ich wünsche
mir auch, dass diese Stellen nachbesetzt werden
und vor allem, dass sie mit qualifizierten Menschen
nachbesetzt werden – darin liegt das Problem.
Aber aus meiner Sicht ist die Nachbesetzung die-
ser Stellen eine Selbstverständlichkeit, an der man
stetig arbeitet. Angesichts dessen, dass Sie vor ei-
nigen Wochen einen Fünf-Minuten-Beitrag ange-
meldet haben, um zu kritisieren, dass in einem An-
trag etwas stünde, was selbstverständlich sei, fin-
de ich es etwas komisch, dass Sie diesen Punkt in
Ihren Antrag aufgenommen haben.

Das Thema des Schulärztlichen und Schulzahn-
ärztlichen Dienstes ist es trotzdem auf jeden Fall
wert, noch einmal genauer erörtert zu werden, und
daher freue ich mich auf die Diskussion im Aus-
schuss. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Artus, Sie
haben das Wort.

Kersten Artus DIE LINKE:* Frau Präsidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Liebe Kollegin Heit-
mann, Sie haben meinem Beitrag wahrscheinlich
nicht aufmerksam genug zugehört. Ich habe mir
schon Mühe gegeben,

(Carola Veit SPD: Das stimmt! – Wolfgang
Beuß CDU: Aber das reicht nicht immer!)

deutlich zu machen, dass es natürlich nicht nur an
der Besetzung der offenen Stellen liegt, ob Kinder
und Jugendliche gesund aufwachsen, sondern
dass das eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist.
Insofern fand ich Ihre Verteidigungslinie ein
bisschen oberflächlich.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Ich möchte kurz noch etwas zum Thema Präventi-
on sagen. Von 2003 bis 2006 führte das
Robert Koch-Institut eine umfassende Datenerhe-
bung zur gesundheitlichen Situation von Kindern
und Jugendlichen durch, KiGGS, den Kinder- und
Jugendgesundheitssurvey. Nach diesen Daten
wächst die Mehrheit der Kinder und Jugendlichen
in Deutschland gesund auf, wobei allerdings der
soziale Status von Bedeutung für ihre gesundheitli-
che Entwicklung ist. Das dürfen wir bei der vertie-
fenden Fachdebatte im Ausschuss nicht außer
Acht lassen. Deswegen reicht es auch nicht aus,
die aufgezählten Projekte ins Feld zu führen. Ich
weiß diese Projekte alle zu würdigen und auch das
Engagement und die guten Ideen, die dahinter ste-
hen, aber ausschließlich auf Maßnahmen der Ver-
haltensprävention zu setzen und gesundheitliche
Risiken damit zu privatisieren, wird dem Standard
nicht gerecht, den wir aufgrund der vorhandenen
Ressourcen in diesem Land haben könnten.

(Beifall bei der LINKEN und bei Thomas Bö-
wer SPD)

Mitentscheidend für die Änderung von Lebenssti-
len ist zweifellos die Verhältnisprävention, also die
Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse. Ich
bleibe einmal bei konkreten Bildern, um Sie nicht
zu verschrecken, wenn ich von veränderten gesell-
schaftlichen Verhältnissen spreche. Wie sehr bei-
spielsweise Werbung in unser Bewusstsein ein-
dringt und unseren Lebensstil beeinflusst, brauche
ich nicht weiter auszuführen.

Ein weiteres Beispiel ist die Entwicklung der Mobili-
tät und ihre Rolle bei der Veränderung von Bewe-
gungsgewohnheiten. Ich werde nun auch ein
bisschen geschichtsträchtig und gehe noch weiter
zurück als meine Kolleginnen Heyenn und Schnei-
der. Während der Neandertaler 42 Kilometer am
Tag zurücklegte, waren es bei den Menschen in
den Zwanzigerjahren des vorherigen Jahrhunderts
noch 23 Kilometer. Und heute bringen wir es auf
einen Schnitt von – jetzt würde ich gerne eine Ra-
terunde machen – 600 Metern.

(Arno Münster SPD: So viel?)

– Ja, der Kollege Böwer zieht den Schnitt dann
noch weiter runter.

Zurück zur Sache. Wie oft fällt dann an Hamburger
Schulen auch noch der Sportunterricht aus?
Warum nutzen unsere Kinder die städtischen Frei-
räume nicht für Bewegung und Spiel? Planen wir
mit unseren Designerspielplätzen an den Kindern
vorbei, wie eine große Hamburger Zeitung im Juli
fragte?

(Dr. Andreas Dressel SPD: Man soll nicht al-
les glauben, was in der Zeitung steht!)

Über diese und andere Fragen sollte und muss
doch dringend nachgedacht werden.

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 66. Sitzung am 11. November 2010 4137

(Linda Heitmann)



Es gibt in Hamburg durchaus viele gute Ideen, da
braucht man sich nur die Gesundheitsberichte der
Bezirke anzusehen. Auch hier fand ich Ihre Be-
hauptung etwas holzschnitzartig, ich würde alles in
Bausch und Bogen wegkritisieren. Das tue ich
durchaus nicht, aber ich glaube, die Mehrheit des
Parlaments hat mir da auch aufmerksam zugehört.

Es gibt viele Projekte und die Hamburgische Ar-
beitsgemeinschaft für Gesundheitsförderung, das
möchte ich ausdrücklich erwähnen, ist breit aufge-
stellt und leistet wirklich gute Arbeit. Nur sind Pro-
jekte in der Regel befristet und mit der Befristung
läuft dann auch die Finanzierung aus. Die Betroffe-
nen arbeiten also ständig unter dem Druck, dass
sie ihre gute Arbeit nicht werden weiterführen kön-
nen. Auch der "Pakt für Prävention" ist befristet. Er
soll Ressourcen bündeln, aber Mittel vom Senat
sind Fehlanzeige. Ohnehin kann der "Pakt für Prä-
vention" kein Ersatz für ein fehlendes Bundesprä-
ventionsgesetz sein, um einen kleinen Ausflug auf
die nächsthöhere Ebene zu machen. Nach Para-
graf 20 SGB V kann Prävention zwar von den
Krankenkassen unterstützt werden, sie ist aber ei-
ne gesamtgesellschaftliche Aufgabe und ohne fi-
nanzielle Mittel und Personaleinsatz nicht zu lösen.

Gesundheitsressourcen zu stärken bedeutet auch,
in Bildung und soziale Maßnahmen zu investieren.
Natürlich dürfen deshalb weder Mütterberatungs-
stellen noch Beratungszentren wie Sehen/Hören/
Bewegen/Sprechen weggespart werden. Ich hoffe,
dass Ihre Zusage gilt, dass das nicht passieren
wird. Die Aussetzung der Dokumentation schul-
ärztlicher Untersuchungen in Hamburg, ein bun-
desweit einmaliger Vorgang, darf sich nie mehr
wiederholen. Wir brauchen einheitliche Gesund-
heitsindikatoren für eine differenzierte und stadtteil-
bezogene Gesundheitsberichterstattung und be-
lastbare Daten für eine zielgerichtete Gesundheits-
förderung. Unser Antrag weist den richtigen Weg
dazu.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
19/7434 an den Ausschuss für Gesundheit und
Verbraucherschutz zu? – Gegenprobe. – Enthal-
tungen? – Damit ist das Überweisungsbegehren
einstimmig angenommen.

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf, Drucksa-
che 19/7457, Antrag der SPD-Fraktion: Medien-
kompetenzförderung in Hamburg in der digitalen
Ära.

[Antrag der Fraktion der SPD:

Medienkompetenzförderung in Hamburg in der
digitalen Ära
– Drs 19/7457 –]

Die SPD-Fraktion möchte diese Drucksache an
den Kultur-, Kreativwirtschafts- und Medienaus-
schuss überweisen.

Wird das Wort gewünscht? – Herr Grund, bitte.

Uwe Grund SPD:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Unverzichtbare Grundlagen für
eine funktionierende Demokratie sind der Zugang
zu Informationen und die Kommunikationsfreiheit;
ich glaube, da sind wir uns alle einig. Für uns ist
das eine Selbstverständlichkeit, über die niemand
ernsthaft nachdenkt. In anderen Ländern ist das
Thema heiß umkämpft und es ist kein Zufall – wir
alle können das verfolgen –, dass die Diktatoren
auf der ganzen Welt sich heftig darum bemühen, in
ihrem Land auch die Herrschaft über das Netz zu
erlangen und Informationsfreiheit zu unterlaufen.

(Michael Neumann SPD: Italien!)

Das Internet ist die bedeutendste wirtschaftliche
wissensbasierte demokratisch-gesellschaftliche
Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte. Neue
Wege und Formen der Partizipation wurden uns
eröffnet. In der Zukunft ist eine Teilhabe an Ausbil-
dung, Arbeit, Politik und fast allen anderen gesell-
schaftlichen Prozessen und Entwicklungen ohne
das Netz nicht mehr möglich.

Das war die eine, die positive, die goldene Seite
der Medaille, die Seite der Chancen. Ich habe dies
hervorgehoben, um den Vorwurf zu vermeiden, wir
würden in diesem Zusammenhang wieder einmal
nur über Ängste und Sorgen, Risiken und Gefah-
ren reden, aber natürlich gibt es diese auch. Die
andere Seite der Medaille heißt eben auch: Über-
bordende Gewalt, Pornografie, Cyber-Mobbing,
Belästigung der übelsten Art und die Gefahr, in
den Einfluss von Kriminellen zu geraten. Wir alle
wissen, dass manchen Eltern wahrscheinlich die
Haare zu Berge stünden, wenn sie wüssten, was
sich in ihren Kinderzimmern abspielt.

Viele Jugendliche sind ihren Eltern und Lehrern bei
der Nutzung der digitalen Medien, technisch zu-
mindest, überlegen. Bei der Förderung von Me-
dienkompetenz, wie wir sie in unserem Antrag ver-
stehen, geht es aber gerade nicht darum, die
Funktionsweise von Hard- und Software zu erklä-
ren, zumindest nicht hauptsächlich. Es geht um die
Frage, wie bewege ich mich souverän und sicher,
verantwortungsbewusst und rücksichtsvoll und
doch kreativ und erfolgreich im Netz.

Hamburgs Schulen haben eine gute Medienaus-
stattung; aufpassen muss man da eigentlich nur
noch, weil das Zeug alle vier bis fünf Jahr veraltet.
Die Ausstattung ist also gut, die Medienpädagogik
dagegen schwach. Das ist jedenfalls die Analyse
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der Wissenschaftler, die sich damit auseinanderge-
setzt und genau hingeschaut haben, wie es in
Hamburgs Schulen aussieht. Da mag man es noch
verstehen, dass so manch länger berufstätige Päd-
agoge die Themen Medienkompetenzförderung
und Medienpädagogik lieber meidet, aber dass es
immer noch möglich ist, in dieser Stadt eine Ausbil-
dung zum Lehrer zu absolvieren, ohne medienpäd-
agogische Grundkenntnisse zu erwerben, ist ein
handfester politischer Skandal.

(Beifall bei der SPD und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Nach den uns vorliegenden Informationen werden
im Moment gerade die freiwillig zu belegenden me-
dienpädagogischen Angebote an den Hochschulen
gekürzt und Stellen in diesem Sektor gestrichen.
Es werden also selbst diejenigen, die sich feiwillig
mit diesem Thema beschäftigen und es sich aneig-
nen wollen, darin behindert. Was will die SPD kon-
kret mit diesem Antrag erreichen?

Unsere erste Forderung: Medienpädagogik muss
verpflichtender Bestandteil der Lehrerausbildung in
Hamburg werden.

Zweiter Forderungspunkt: Wir schlagen die Einfüh-
rung eines Medienkompetenzführerscheins vor,
der von allen Schülern in ihrer Schullaufahn zu er-
werben ist, und zwar nicht nach dem klassischen
Muster des Kfz-Führerscheins – es gibt Multiple
Choice, man macht seine Häkchen und alles ist
gut –, sondern es soll darum gehen, dass man
lernt zu lernen, und zwar möglichst über die ge-
samte Schullaufbahn hinweg. Es gibt inzwischen
Beispiele in der Bundesrepublik, wie dafür die rich-
tigen pädagogischen Konzepte zu entwickeln sind.

Wir sind der Meinung, dass es wichtig ist, Vereine,
Jungendeinrichtungen, Senioren- und Bürgertreffs
mit dem Thema Medienbildung zu befassen und
sie bei der Vermittlung entsprechender Aktivitäten
zu unterstützen. Wir wollen, dass beispielsweise
die Ausbildung von Eltern-Medien-Lotsen, wie sie
bei TIDE und in Schleswig-Holstein bereits bestens
praktiziert wird und auch nach Hamburg importiert
wurde, ausgebaut und gefördert wird.

Wir schlagen vor, stärker in die Peergroups von
Jugendlichen vorzudringen, weil die Informationen,
die Jugendliche mit in ihren Alltag nehmen, eher
aus den Peergroups als aus Schule oder Eltern-
haus aufgenommen werden. Insoweit ist dieser
Punkt besonders wichtig.

Wir schlagen auch vor, eine Medienkompetenz-
agentur einzurichten und können uns vorstellen,
dass die Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Hol-
stein diese Aufgabe übernimmt. Zielsetzung sollte
es sein, dort außerschulische Aktivitäten zu ent-
wickeln, diese zu koordinieren, zu evaluieren und
sie insgesamt aufzubauen und zu unterstützen.

(Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk
übernimmt den Vorsitz.)

Sehr wichtig und vielleicht noch wichtiger ist die
Frage, dass es in den Bezirken Kompetenzzentren
geben sollte, die die Zusammenarbeit mit lokalen
Trägern fördern und anschieben – insgesamt also
ein gebündeltes Maß an Aufgaben.

Meine Damen und Herren! Die SPD sagt, dass
Medienkompetenz nach Lesen, Schreiben und
Rechnen zur vierten Kulturtechnik wird. Es wird für
unsere Kinder und Enkel immer wichtiger, sich auf
diesem Feld qualifiziert bewegen zu können. Das
zu fördern und zu unterstützen ist unsere politische
Aufgabe. Wir sind gerne bereit, mit den Fraktionen
dieses Hauses darüber in den richtigen Ausschüs-
sen ausführlich zu diskutieren und laden dazu ein,
diesen Weg gemeinsam zu wählen und ihn zu er-
örtern.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk:
Das Wort hat Herr Wankum.

Andreas C. Wankum CDU: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Mit Ihrem Antrag, Herr Grund,
da gebe ich Ihnen Recht, diskutieren wir nicht nur
eines der wichtigsten Themen der Zukunft, son-
dern auch der Gegenwart. Meine Fraktion wird zu-
stimmen, dass wir Ihren Antragsentwurf im zustän-
digen Ausschuss diskutieren. Er enthält sehr viele
gute Elemente, die auch in dem Antrag, an dem
ich seit Längerem gearbeitet habe, enthalten sind
und die, dem Thema angemessen, irgendwie auf
virtuelle Weise zu Ihnen gelangt sind.

(Beifall bei der CDU)

Der Umgang mit den neuen Medien ist ein wesent-
liches Qualifikationsmerkmal für den Einzelnen, um
in der modernen Wissenschaftsgesellschaft über-
haupt bestehen zu können.

Sie haben es richtig gesagt, dass Medienkompe-
tenz die vierte Schlüsselkompetenz ist neben Le-
sen, Rechnen und Schreiben. Sie ist entscheidend
für den beruflichen Erfolg zukünftiger Generatio-
nen, sie ist aber auch entscheidend für heute im
Berufsleben stehende Menschen und, das wird oft
vergessen, für die gesellschaftliche Teilhabe auch
von Senioren. Wer sich mit der Entwicklung der di-
gitalen Medien nicht beschäftigt, wer die Medien-
kompetenzförderung nicht unterstützt, der sorgt
dafür, dass nicht nur bei zukünftigen Generationen
die Chancengleichheit nicht mehr besteht, sondern
dass vor allen Dingen ältere Menschen von der ge-
sellschaftlichen Partizipation teilweise ausge-
schlossen werden.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Kerstan
GAL)
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Nicht umsonst unterscheiden Soziologen heute
zwischen sogenannten Digital Natives und Digital
Immigrants. Der erste Begriff bezeichnet die jun-
gen Menschen, die scheinbar spielerisch den Um-
gang mit dem Internet, dem Handy und der Elek-
tronik beherrschen, der letztere die Eltern und die
Älteren, die vergleichbar mit Migranten erst die Ge-
pflogenheiten und neuen Möglichkeiten in ihrer
neuen Umgebung mühsam erlernen müssen. Sie
nehmen nicht zuletzt deshalb oftmals eine Abwehr-
haltung gegen das Unbekannte ein. Dabei scha-
den sie sich allerdings selbst sehr stark, weil sie
die wichtigen Möglichkeiten und Chancen für sich
selbst ausschließen. Dies aber birgt Gefahren, de-
ren Abwehr allen verantwortungsbewussten Eltern,
Erziehern, Lehrern und Führungspositionen in den
zuständigen Behörden und anderen Institutionen
ein Anliegen sein sollte. Nur wenn wir verstehen,
wo sich unsere Kinder im Netz tummeln, mit wem
sie kommunizieren und welche Daten sie von sich
selbst und von anderen preisgeben, welche Chan-
cen sie nutzen und welche sie verpassen, nur
dann können wir zukünftigen Generationen ein Be-
wusstsein für die damit verbundenen Risiken und
Chancen geben. Dies aber kann nur, wer ein
grundsätzliches Interesse daran hat, wer eine
grundsätzliche Offenheit dem Thema gegenüber
mitbringt und ein Verständnis dafür, dass ein "es
gibt schon alles, ich kenne schon alles, es wird
schon alles gemacht" hier nicht weiterhilft.

(Beifall bei der CDU und bei Andreas Wal-
dowsky GAL)

Ein halbes Jahr ist im Internet, so wird gesagt, eine
Generation. Weiterhin entwickelt sich alles schnell,
rasant und nicht immer zum Guten. Das Für und
Wider um die Entstehung eines globalen Unterneh-
mens, das im Übrigen seinen Briefkastensitz hier
in Hamburg hat, das für und Wider um Facebook,
das Millionen in die Kinos treibt, zeigt, welches In-
teresse an diesem Thema vorhanden ist. Auch
Google hat seinen Briefkastensitz in Hamburg und
deswegen wird – das finde ich sehr gut – publi-
kumswirksam, aber auch effizient der Kampf ge-
gen diese manchmal auch als Datenkraken betrie-
benen Unternehmen von Hamburg aus geführt.
Die meisten Hamburger Institutionen und Behör-
den, die sich mit diesem Thema beschäftigen, sind
gut aufgestellt, TIDE, die Landesmedienanstalt,
aber auch die Volkshochschulen. Viele Beschäftig-
te in Mehrgenerationenhäusern wären bereit, auf
diesem Gebiet mehr zu machen, zum Beispiel die
Einführung eines Medienführerscheins umzuset-
zen.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Kerstan
GAL)

Allerdings habe ich an dieser Stelle und bei der
Vorbereitung zu diesem Thema auch traurig fest-
stellen müssen, dass es Behörden gibt, die der

Meinung sind, es wäre schon alles da und es be-
stehe kein Handlungsbedarf.

(Michael Neumann SPD: In Hamburg? Das
gibt's doch nicht!)

Meine Damen und Herren! Wer solch eine Auffas-
sung vertritt – und dies haben wir medienpoliti-
schen Sprecher allgemein und übereinstimmend
festgestellt –, ist sich nicht der Fallen und Ver-
lockungen des Netzes bewusst und wird auch nie
die Chancen ergreifen können, die sich ihm bieten.
Wer sich der Förderung von Medienkompetenz wi-
dersetzt, der ist bereit hinzunehmen, dass wir die
digitalen Analphabeten von morgen zulassen. Ich
bin es nicht,

(Michael Neumann SPD: Wir auch nicht!)

meine Fraktion ist es nicht und deshalb freuen wir
uns darauf, mit Ihnen gemeinsam Ihren Antrag im
zuständigen Ausschuss zu diskutieren. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU, der GAL und vereinzelt
bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat Herr Müller.

Farid Müller GAL:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Wie schon gesagt wird der Antrag von
uns an den Ausschuss überwiesen und wir werden
dort die fachliche Debatte dann ein bisschen ver-
tieft fortsetzen. Ich möchte trotzdem gerne ein paar
Dinge für meine Fraktion zu dem Antrag sagen und
würde dann vorschlagen, die Chance im Aus-
schuss zu nutzen, damit umzugehen.

Die Frage von Medienkompetenz ist nicht neu in
diesem Haus und sie ist auch nicht neu in Ham-
burg. Wir wissen, dass sehr viele Akteure hier un-
terwegs sind. Das betrifft nicht nur die Bildungsbe-
reiche in Bezug auf die Schulen, sondern die Stadt
im Allgemeinen. Wir hatten eine sehr schöne Fern-
sehdiskussion mit den medienpolitischen Spre-
chern auf TIDE und da wurde uns allen noch ein-
mal sehr deutlich, dass dieses Thema in Hamburg
außerordentlich komplex verankert ist, und so
komplex kommt nun auch der Antrag daher. Kom-
plexität und auch Fülle führen vielleicht nicht immer
zu den Lösungen, die man will. Es sind durchaus
einige interessante Anregungen in dem SPD-An-
trag dabei, aber an einigen Stellen sollten wir das
noch einmal vertieft diskutieren.

Ich will ein paar kleine Beispiele geben, wo es aus
meiner Sicht noch nicht ganz rund ist. Die SPD for-
dert in ihrem Antrag, man müsse eine groß ange-
legte Untersuchung machen, um die Medienkom-
petenz bei den verschiedenen Akteuren in Ham-
burg überhaupt erst in Erfahrung zu bringen.
Gleichzeitig sagt aber Herr Grund, dass das alles
schon ganz furchtbar sei oder zumindest aus sei-
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ner Sicht nicht ausreiche bei den Schülern. Das
beißt sich so ein bisschen, wenn man die Ergeb-
nisse schon kennt oder zu kennen glaubt, dann
aber meint, noch einmal eine Evaluation fordern zu
müssen. Darüber sollten wir im Ausschuss noch
einmal reden. Entweder haben wir Ergebnisse, die
einleuchtend sind, oder wir haben sie nicht.

Was ein bisschen zu kurz gekommen ist, ist das
Thema digitale Spaltung in der Gesellschaft. Die
SPD beantwortet diese Frage so, dass man etwas
in den Bücherhallen tun müsse. Das ist nicht ver-
kehrt, aber die Bücherhallen tun das schon. Dort
gibt es nämlich über WLAN bereits eine kostenlose
Nutzung des Internets. Diese Frage allein wird das
Problem der digitalen Spaltung nicht lösen können.
Wir werden also auch im Ausschuss darüber reden
müssen, was wir vielleicht noch mehr tun sollten.

Auch ein schwieriges Thema ist, Einfluss auf TIDE
selbst zu nehmen. Sie sind Vorreiter und von der
Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein auch
beauftragt, gerade in dem Bereich tätig zu werden.
Der Senat soll nun nach SPD-Ansicht entspre-
chend Einfluss nehmen, dass da noch mehr pas-
siert. Ich halte es für keine gute Idee, wenn das auf
direktem Wege passiert, denn TIDE ist unabhängig
von der Stadt und hat nun einmal diesen Charakter
eines Bürgerkanals. Insofern sollten wir eher über-
legen, wie die beiden Bundesländer die Anstalt
besser ausstatten können, um damit noch mehr für
Medienkompetenz zu tun, anstatt politisch Einfluss
auf ein unabhängiges Gremium zu nehmen.

(Wilfried Buss SPD: Wer sind denn die Län-
der?)

Das Thema finde ich schwierig, aber auch darüber
können wir im Ausschuss gerne reden.

Dann wird als ein weiteres Thema der Medienkom-
petenzführerschein hervorgehoben. Auch mein
Kollege Herr Wankum hat seine Sympathie dafür
kundgetan. Wir können uns dem gerne zuwenden;
ich habe bisher noch kein ausgearbeitetes Kon-
zept gesehen, wo man sagen könnte, das ist es.
Wir haben gesehen, dass die Koalition in Nord-
rhein-Westfalen das in ihrem Koalitionsvertrag fest-
gehalten hat. Ich finde es schön, wenn wir da auch
von Düsseldorf lernen können, wenn wir denn ler-
nen können. Wir schauen uns, auch im Ausschuss,
alles in Ruhe an, was uns in diesem Bereich vor-
anbringt. Ich sehe das Thema Medienkompetenz-
führerschein tatsächlich auch als ein symbolisches
im Sinne einer Möglichkeit, mit einem fassbaren In-
strument weiter voranzukommen. Wenn wir da zu
einer Lösung kommen, die uns voranbringt, warum
nicht. Ich fände es auch gut, wenn das dann frakti-
onsübergreifend geschieht. Dafür ist der Aus-
schuss da; ich freue mich auf die Debatte dort und
wir sollten sie hier jetzt beenden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Beenden wollen wir die Debatte noch nicht. Ich ru-
fe Frau Artus auf.

Kersten Artus DIE LINKE:* – Vielen Dank, Herr
Präsident, dass ich noch reden darf.

Herr Präsident, sehr geehrte Herren und Damen!
Herr Wankum, vielen Dank für Ihren Redebeitrag.
Nach dieser Rede verstehe ich eigentlich nicht,
warum der Antrag nur überwiesen und nicht ange-
nommen wird. Man könnte ihn auch annehmen
und anschließend überweisen, auch das ist eine
Variante. Herr Müller hat konkret ein paar Punkte
ausgeführt, wie der Ergänzungsantrag der GAL
und CDU aussehen könnte. Dann hätten wir be-
reits eine ganz klare Haltung, denn so richtig strittig
scheint das Thema Medienkompetenzförderung in
diesem Haus gar nicht zu sein.

Es sind genau 31 Dokumente, die in der Parla-
mentsdatenbank angezeigt werden, wenn man un-
ter "Freie Suche" das Stichwort Medienkompetenz
für diese Wahlperiode eingibt. Fünf Dokumente da-
von sind Anträge, drei von der SPD und je einer
von CDU, GAL und der LINKEN, sechs sind Ge-
setze beziehungsweise Gesetzesentwürfe und der
Rest teilt sich dann in Kleine und Große Anfragen,
Berichte, Ausschuss- und Plenarprotokolle auf. Wir
haben uns also – deswegen habe ich das einmal
summiert – bereits mehrfach mit dem Thema Me-
dienkompetenz in dieser Wahlperiode befasst. In
Erinnerung rufen möchte ich einen Vorgang aus
dem Juli 2008. Wir hatten den Antrag der SPD de-
battiert, zusätzliche Mittel, die durch die Anhebung
der Rundfunkgebühren bereitstehen, für die Me-
dienkompetenzförderung sowie für Bürgersender
zu verwenden. Er wurde von CDU und GAL weg-
gestimmt. Stattdessen wurde ein von Ihnen selbst
gestellter Antrag angenommen, in dem der Senat
gebeten wurde, in einem Staatsvertrag die Ver-
wendung von Mitteln für die Medienpädagogik und
Medienkompetenzvermittlung zu vereinbaren.

(Farid Müller GAL: Das ist auch geschehen!)

Wir hatten dann ungefähr ein Jahr später eine De-
batte zu diesem Staatsvertrag, der abgestimmt
wurde und in Kraft trat. Nun befassen wir uns wie-
der mit dem Thema, da mag sich die Frage stellen,
was seither konkret geschehen ist. Wie wurden die
für die Medienkompetenzförderung und Medien-
pädagogik bereitgestellten Gelder verwendet, was
passiert nun konkret und was ist noch möglich vor
dem Hintergrund des Haushaltsdefizits? Dieser
hier nun vorliegende Antrag zeigt recht genau auf,
welche Dimension eine umfassende Medienkom-
petenzförderung hätte. Wiederholt mache ich dar-
auf aufmerksam, dass die Koalitionsparteien es im
Sommer letzten Jahres noch abgelehnt haben, die
Große Anfrage der SPD zur Medienkompetenzför-
derung an alle Ausschüsse, insbesondere aber an
den Ausschuss zu überweisen, der sich mit Bil-

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 66. Sitzung am 11. November 2010 4141

(Farid Müller)



dung befasst, wie meine Fraktion das vorgeschla-
gen hatte. Dann wären wir womöglich schon wei-
ter.

(Uwe Grund SPD: Genau!)

Nun liegt dieser Antrag vor, den meine Fraktion
auch unterstützt, und er mahnt Sie im Senat und
bei CDU und GAL an zu handeln. Sie wären wohl
beraten, schnellstens an die Umsetzung der hier
geforderten Punkte zu gehen. Die digitalen Medien
entwickeln sich nämlich sonst am Senat vorbei be-
ziehungsweise der Senat kommt zu den falschen
Antworten, wie man beim Jugendmedienschutz-
Staatsvertrag sehen kann. Ich möchte darauf auf-
merksam machen, dass auch mit dem 14. Rund-
funkänderungsstaatsvertrag, der das ist und der
sich mit Jugendschutz im Internet befasst, Kinder
und Jugendliche nicht ausreichend geschützt sind.
In Anbetracht der massiven Kritik ist der Jugend-
medienschutz-Staatsvertrag ein eher klägliches Er-
gebnis. Er gefährdet aktive Internetbenutzer, die
mit ihren Websites und Blogs dem Internet nach
wie vor einen antihierarchischen und zutiefst de-
mokratischen Charakter geben. Ich nehme einmal
als Beispiel für sinnlosen Jugendmedienschutz die
Zeitbegrenzung, innerhalb derer bedenkliche Inhal-
te nicht abgerufen werden können sollen. Da wur-
de der Rundfunkbegriff einfach aufs Internet über-
tragen. Die Jugendlichen feixen sich eins und im-
mer noch steht Eltern kein Jugendschutzprogramm
zur Verfügung, das eine Alterskennzeichnung her-
auslesen könnte. Was aber nutzen uns medien-
kompetente Eltern, wenn die Kommission für Ju-
gendmedienschutz bislang kein Programm aner-
kannte? Eine Bestandsaufnahme und Evaluation
im Bereich Medienerziehung und zu medienpäd-
agogischen Aktivitäten ist dennoch und auch gera-
de deswegen sehr sinnvoll. Aber es muss dann
auch, und zwar endlich, Konsequenzen haben.

Hören Sie vor allem damit auf, das ist jetzt ein all-
gemeiner Appell und kein konkreter Vorwurf, sich
zu gruseln, wenn eine Stephanie von und zu Gut-
tenberg in der Fernsehsendung "Tatort Internet"
zusammen mit dem ehemaligen Hamburger Innen-
senator Udo Nagel potenzielle Täter anlockt und
einfängt. Schalten Sie am besten gar nicht mehr
ein. Zu Recht hat der Direktor der Hessischen Lan-
desanstalt für privaten Rundfunk und neue Medi-
en, Wolfgang Thaenert, Bedenken gegen die Serie
geäußert. Es ist unverantwortbar, dass mit zweifel-
haften Methoden Männer angelockt und vor der
Kamera zur Rede gestellt werden. In den USA hat
sich deswegen 2006 ein Mann umgebracht. Es ist
weder ethisch, strafrechtlich noch politisch verant-
wortbar, eine Tat bewusst zu provozieren. Diese
Sendung ist ein Beispiel totaler Medieninkompe-
tenz.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Lassen Sie uns also an dem Thema weiter ge-
meinsam arbeiten. Es ist im Protokoll des Kultur-,

Kreativwirtschafts- und Tourismusausschusses
vom 1. September 2009 auch so nett niederge-
schrieben worden, dass sich alle Parteien mit eige-
nen Anträgen mit dem Schutz des geistigen Eigen-
tums im Internet beschäftigt haben. Es heißt, die
Senatsvertreterinnen und Senatsvertreter begrü-
ßen die intensive Auseinandersetzung der Fraktion
mit dem Thema.

Noch ein kleiner Hinweis zu dem Bürgersender TI-
DE: Ich finde es gut, dass dieser Kanal ausgebaut
werden soll. Wir werden uns in diesem Zusam-
menhang, auch wenn wir nach wie vor kritisieren,
dass der offene Kanal damals abgeschafft wurde,
dafür einsetzen, dass in dem Zuge die vielen oft
über Monate laufenden Praktikantenjobs, ohne die
bei TIDE gar nichts ginge, in reguläre Arbeits- und
Ausbildungsplätze umgewandelt werden. In die-
sem Sinne, sehr geehrte Herren und Damen, las-
sen Sie uns an der Medienkompetenzförderung
gemeinsam weiterarbeiten.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat Herr Müller.

Farid Müller GAL:* Ich möchte nur ganz kurz Frau
Artus und der LINKEN sagen, dass der Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrag von 16 Landesregierun-
gen ausgehandelt wird. Er ist auch von zwei links
regierten Bundesländern ausgehandelt worden.
Wir alle müssen letztlich über einen Kompromiss
abstimmen. Wir haben alle auch Kritik daran, aber
Hamburg hat sich mit einer Protokollerklärung sehr
deutlich dafür eingesetzt, dass eben nicht ge-
schieht, dass der alte Rundfunkbegriff aufs Internet
übertragen wird. Vergessen Sie also nicht, Frau
Artus, dass Sie auch Verantwortung in diesem
Land haben. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL – Ingo Egloff SPD: Das
war jetzt wieder ein wegweisender Beitrag!)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
19/7457 an den Kultur-, Kreativwirtschafts- und
Medienausschuss zu? – Die Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Das ist somit einstimmig überwiesen.

Tagesordnungspunkt 3, Drucksachen 19/7634 bis
19/7636, Berichte des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/7634 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/7635 –]
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[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/7636 –]

Ich beginne mit dem Bericht 19/7634. Hierin ist nur
eine einstimmige Empfehlung enthalten.

Wer möchte dieser Empfehlung folgen? – Die Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Das ist einstimmig so
beschlossen.

Nun zum Bericht 19/7635.

Wer möchte der Empfehlung folgen, die der Einga-
benausschuss zu der Eingabe 387 aus 2010 abge-
geben hat? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Das ist somit mehrheitlich angenommen.

Wer schließt sich den Empfehlungen zu den übri-
gen Eingaben an? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Das ist einstimmig so angenommen.

Schließlich zum Bericht 19/7636.

Hier zunächst zu Ziffer 1. Es sind nur einstimmige
Empfehlungen enthalten.

Wer möchte diesen folgen? – Die Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das ist einstimmig so beschlos-
sen.

Von der Ziffer 2 hat die Bürgerschaft Kenntnis ge-
nommen.

Die in der Geschäftsordnung für bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammelübersicht*

haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft die unter A
aufgeführten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren unter B
zu? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
somit einstimmig beschlossen.

Tagesordnungspunkt 12, Drucksache 19/7661, Be-
richt des Wissenschaftsausschusses: Schaffung
der rechtlichen Grundlagen für eine institutionen-
übergreifende Identitätsverwaltung für IT-Verfahren
staatlicher Hochschulen und der Staats- und Uni-
versitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky
– Zehntes Gesetz zur Änderung des Hamburgi-
schen Hochschulgesetzes.

[Bericht des Wissenschaftsausschusses über
die Drucksache 19/7113:
Schaffung der rechtlichen Grundlagen für eine
institutionenübergreifende Identitätsverwaltung
("Identity Management") für IT-Verfahren staat-
licher Hochschulen und der Staats- und Univer-

sitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky
– Zehntes Gesetz zur Änderung des Hamburgi-
schen Hochschulgesetzes – (Senatsantrag)
– Drs 19/7661 –]

Wer möchte sich der Ausschussempfehlung an-
schließen und das Zehnte Gesetz zur Änderung
des Hamburgischen Hochschulgesetzes aus der
Drucksache 19/7113 beschließen? – Die Gegen-
probe – Enthaltungen? – Das ist somit einstimmig
beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz in zweiter Lesung beschließen? – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das Gesetz ist
damit auch in zweiter Lesung und somit endgültig
beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 14, Drucksache 19/7354, An-
trag der Fraktion DIE LINKE: Frauenhäuser müs-
sen als Zufluchtsorte für Opfer häuslicher Gewalt
in Hamburg und über die Landesgrenze hinweg er-
halten bleiben.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Frauenhäuser müssen als Zufluchtsorte für Op-
fer häuslicher Gewalt in Hamburg und über die
Landesgrenze hinweg erhalten bleiben
– Drs 19/7354 –]

Diese Drucksache möchte die Fraktion DIE LINKE
an den Sozialausschuss überweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu? – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist somit
mehrheitlich abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen.

Wer möchte sich dem Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE aus der Drucksache 19/7354 anschließen?
– Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist so-
mit mehrheitlich abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 17, Drucksache 19/7565, An-
trag der SPD-Fraktion: Erhalt des Therapie-Zen-
trums für Suizidgefährdete in seinen bisherigen
Strukturen.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Erhalt des Therapie-Zentrums für Suizidgefähr-
dete in seinen bisherigen Strukturen
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– Drs 19/7565 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Ausschuss für Gesundheit und Verbraucher-
schutz überweisen. Die Abgeordnete Christiane
Blömeke hat mir mitgeteilt, dass sie an der Abstim-
mung nicht teilnehmen wird.

Wer stimmt nun der Überweisung der Drucksache
19/7565 an den Ausschuss für Gesundheit und
Verbraucherschutz zu? – Die Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen.

Wer möchte den Antrag der SPD-Fraktion aus der
Drucksache 19/7565 annehmen? – Die Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist somit mehrheitlich
abgelehnt.

Ich stelle das Sitzungsende fest und wünsche Ih-
nen einen guten Heimweg.

Ende: 19.22 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeiträge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Olaf Böttger, Gunnar Eisold, Hanna Gienow,
Rolf Harlinghausen, Roland Heintze, Klaus-Peter Hesse, Jens Kerstan und Hjalmar Stemmann
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Anlage

Sammelübersicht gemäß § 26 Absatz 5 GO

für die Sitzung der Bürgerschaft am 10. und 11. November 2010

A. Kenntnisnahmen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

10 7616 Bericht des Sozialausschusses

13 7662 Bericht der Härtefallkommission

B. Einvernehmliche Ausschussüberweisungen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand auf An-
trag der

Überweisung an

4 7105 Abfall- und Kreislaufwirtschaft in Hamburg SPD Umweltausschuss

8 7649 Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes über Personalausweise SPD Innenausschuss

18 7669 Anhörung der Justiz in den Haushaltsberatungen GAL Rechts- und
Gleichstellungs-
ausschuss
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